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Preußen. 
Berlin, 15. Juli. Das 26ſte Stück der Geſetz— 
* ann ag, welches heute ausgegeben wird, enthält 
nter: 


Nr. 3142 die Verordnung, betreffend die 


Dienſtvergehen der Nichter und 
die unfreiwillige Verſetzung der⸗ 
ſelben auf eine andere Stelle oder 
in den Ruheſtandz vom 10. d. M. 
und N 
desgleichen vom 11. d. M., be⸗ 
treffend die Dienſtvergehen der nicht 
richterlichen Beamten, die Ver⸗ 
ſetzung derſelben auf eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand. 
Indem wir uns vorbehalten, dieſe Geſetze in den 
nächſten Nummern unſerer Zeitung nachzutragen, geben 
wir heute den Bericht, mit welchem das Staatsmini⸗ 
ſterium die beiden Verordnungen begleitet hat. Der⸗ 


ſelbe lautet: j 5 5 
Ew. königl. Majeſtät überreichen wir in den Anla 


gen ehrfurchtsvoll die Entwürfe zweier Verordnungen: 

die erſte, betreffend die Dienſtvergehen der Rich— 

ter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben 

‚ auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand; 

die zweite, welche den nämlichen Gegenſtand in 

Anſehung der nicht richterlichen Beamten be: 
handelt. 5 

Beide Verordnungen ſind durch die Verfaſſungsur⸗ 
kunde und die Veränderungen nothwendig geworden, 
welche in dem Staats⸗Organismus eingetreten find. 

Die Verfaſſungs⸗Urkunde ſpricht in dem Artikel 86 
den Grundſatz aus, daß Richter nur durch Richterſpruch 
aus Gründen, welche die Geſetze vorgeſehen und be⸗ 
ſtimmt haben, ihres Amtes entſetzt, zeitweiſe enthoben 
oder unfreiwillig auf eine andere Stelle verſetzt und 
nur aus den Urſachen und unter den Formen, welche 
im Geſetze angegeben ſind, penſionirt werden dürfen. 
Es enthalten aber die beſtehenden Geſetze die zur Aus⸗ 
führung dieſes Grundſatzes nothwendigen Beſtimmun⸗ 
gen nicht; es fehlt an zureichenden Vorſchriften über 
die Aufrechthaltung der Disziplin des Richterſtandes, 
an Regeln für das Verfahren gegen Richter, die wider 
ihren Willen auf eine andere Stelle oder in den Ru⸗ 
heſtand verſetzt werden müſſen. Der Schutz, welchen 
die Verfaſſung den Richtern in keinem anderen Inter⸗ 
eſſe, als in dem der Rechtspflege gewährt, würde eben 
dieſes Intereſſe in hohem Grade gefährden, wenn die 
geſetzgebende Gewalt nicht die ihr durch die Verfaſſung 
auferlegte dringende Pflicht erfüllte, unter folgerechter 
Durchführung des Grundſatzes richterlicher Unabhängig⸗ 
keit Beſtimmungen zu treffen, welche nicht zulaſſen, 
daß Richter, indem ſie ungeſtraft ihren hohen Beruf 
verkennen, einen Schatten auf den Stand werfen, 
welcher Jahrhunderte hindurch Preußens Stolz ge⸗ 
weſen iſt. 

In Anſehung der nicht richterlichen Beamten ſind 
zwar noch die Verordnungen vom 29. März 1844 in 
Kraft, allein der Staatsrath, deſſen Gutachten erfor⸗ 
derlich Äft, wenn es ſich um die Entfernung eines von 
dem Könige ernannten Staatsdieners aus dem Amte 
handelt, iſt nicht mehr in Wirkſamkeit, und es iſt kein 
3 Mittel vorhanden, die Entſcheidung herbei⸗ 
uführen. 

- Hen wir uns die Aufgabe ſtellten, im Geiſte der 
Verfaſſung Vorſchriften über die Disziplin der Staats⸗ 
diener zu entwerfen, trat uns die Verſchiedenbeit der 
Grundſätze entgegen, welche über dieſen Gegenſtand in 
den Geſetzen unſeres Landes und in denen anderere 
indbefondere konſtitutioneller Staaten vorwalten. Die 
Geſetzgebungen ſtimmen zwar darin überein, daß die 
Uebernahme eines Amtes dem Beamten nicht nur be⸗ 
ſondere Amtspflichten auferlegt, welche bei jedem anderen 
Staatsbürger keinen Gegenſtand haben, ſondern daß 
auch außerhalb des Amtes von dem Beamten ein un⸗ 
befleckter Lebenswandel gefordert werden muß, der bei 
anderen Staatsbürgern nicht zu einer Zwangspflicht 
gemacht werden kann. Allein das allgemeine Landrecht 
behandelt in dem Titel von Verbrechen und deren 
Strafen alle Verletzungen der Amtspflicht, einſchließlich 
derjenigen, deren höchſte Strafe in dem Verluſte des 
Amtes beſteht. 
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eigentlichen Strafgeſetze nur auf diejenigen Verbrechen 
und Vergehen der Beamten aus, welche mit dem 
Tode, mit Entziehung der Freiheit, Verluſt oder Sus⸗ 
penſion ſtaatsbürgerlicher Rechte, oder mit Geldbußen, über⸗ 
haupt mit ſolchen Strafen zu belegen ſind, die in dem Schul⸗ 
digen nicht den Beamten, ſondern den Staatsbürger tref— 
fen. Es wird dabei der Geſichtspunkt feſtgehalten, daß 
eine Strafe an Leben, Ehre, Freiheit und Vermögen 
nur auf Handlungen angedroht werden darf, deren un: 
verkennbare Merkmale das Geſetz vorher bezeichnet hat, 
und daß, wenn der That eines dieſer Merkmale fehlt, 
eine ſolche Strafe nicht verhängt werden kann. Amts⸗ 
verbrechen, welche mit dergleichen Strafen des gemei⸗ 
nen Strafrechts bedroht find, gelangen vor die gewöhn⸗ 
lichen Strafgerichte. Die Beamteneigenſchaft kommt 
bei dem Angeklagten nur in Betracht, ſo weit ſie zu 
dem Begriffe oder zu zu den erſchwerenden Umſtänden 
des Verbrechens gehört. Von dem Verluſte des Amtes 
iſt in dem ſtrafgerichtlichen Verfahren nur inſofern die 
Rede, als dieſer Nachtheil die nothwendige Folge gez 
wiſſer Strafen iſt, mag die Verurtheilung wegen eines 
gemeinen Verbrechens oder eines Amtsverbrechens aus⸗ 
geſprochen werden. Man erblickt demnach in dem An: 
geklagten weſentlich den Bürger, nicht den Beamten; 
als Gegenſtand des Verfahrens erſcheint nur die Frage, 
ob derſelbe einer That ſchuldig ſei, welche ihn den 
Strafen des gemeinen Strafrechtes unterwerfe. 

Es folgt daraus, daß das Ergebniß des Verfahrens 
die Frage unberührt läßt, ob der Beamte die beſon⸗ 
deren Pflichten ſeines Amtes verletzt, ſich deſſelben un⸗ 
würdig gemacht habe oder nicht; es iſt außer Zweifel, 
daß der Freigeſprochene ſehr wohl eines eigentlichen Ver⸗ 
brechens nicht ſchuldig ſein, dennoch aber durch die be⸗ 
gangene That, welches ſtrafgeſetzliche Merkmal ihr auch 
fehlen möge, ſein Amt verwirkt haben kann. Dieſes 
ſtrenge Auseinanderhalten der beiden verſchiedenen Ge⸗ 
ſichtspunkte, von welchen aus die nämliche That zur 
Beurtheilung zu ziehen iſt, erſcheint als nothwendig, 
wenn bei den gewöhnlichen Strafgerichten zu der Ab 
urtheilung mancher Verbrechen Geſchworene mitwirken, 
welche nur über Schuld oder Nichtſchuld urtheilen, in 
dem letzteren Falle aber nicht feſtzuſtellen haben, ob die 
Handlungen, welche in ihrer Geſammtheit den That— 
beſtand des Verbrechens bilden, oder einzelne derſelben 
bewieſen ſeien oder nicht. Noch ſtärker tritt dieſe 
Nothwendigkeit hervor, wenn man erwägt, daß nach 
dem inneren Weſen der Sache die Zuſammenſetzung 
des Gerichts, welches die That nach den allgemeinen 
Geſetzen des Staates zu urtheilen hat, eine andere ſein 
muß, als wenn über die Handlung des Beamten als 
ſolcher zu entſcheiden iſt. Das Schwurgericht iſt nur 
ein Gericht der Genoſſen, wenn der Staatsbürger es 
iſt, welcher ſein Urtheil empfangen ſoll; handelt es ſich 
von den beſonderen Pflichten des Beamten, ſo hat das 
Schwurgericht jenen Charakter nicht. Es ſind aber 
auch nicht die Vorausſetzungen vorhanden, welche dies 
ſer Einrichtung zum Grunde liegen. Nicht eine Hands 
lung mit beſtimmten thatſächlichen Merkmalen, welche 
die Trennung der Thatfrage von der Rechtsfrage zus 
laſſen, bildet den Gegenſtand des Verfahrens, denn es 
iſt unmöglich, in einem Strafgeſetzbuche alle Verletzun⸗ 
gen der Amtspflicht, welche vorkommen können, her— 
vorzuheben, ſie genau zu begränzen, und den Grad der 
Strafen bis zur Dienſtentlaſſung hinauf feſtzuſetzen, 
den Einfluß zu beſtimmen, welchen die ſonſtige Füh⸗ 
rung des Angeſchuldigten, das Zuſammentreffen mehr 
rerer Dienſtvergehen, welche einzeln von geringer Be⸗ 
deutung ſind, auf die zu verhängende Strafe haben 
ſollen. Es kommt bei der Beurtheilung auf die genaue 
Kenntniß der Pflichten an, welche dem Beamten durch 
ſein Amt auferlegt werden, und auf die Anwendung 
der Mittel, um ihn zur Pflichterfüllung anzuhalten. 
Da in Beziehung auf die Wahl dieſer Mittel, deren 
letztes die Entfernung aus dem Amte iſt, der entſchei⸗ 
denden Behörde feſte Schranken nicht gezogen werden 
können, ſo iſt eine wirkſame Gewähr gegen die unge⸗ 
eignete oder gar willkürliche Ausübung deſſelben nur 
in der Kouſtituirung der Behörden, welchen die Ent⸗ 
ſcheidung anverttaut wird und in den Formen des Ver⸗ 
fahrens zu finden. ö 

Wit haben keinen Anſtand genommen, die vorſtehend 


Andere Geſetzgebungen dehnen die entwickelten Grundſätze als die richtigen anzuerkennen, 


und es demnach als unſere Aufgabe betrachtet, die in 
dem Straftitel des allgemeinen Landrechts vorgeſehenen 
Verletzungen der Amtspflicht, welche als Amtsverbre⸗ 
chen der Beſtrafung durch die gewöhnlichen Strafge⸗ 
richte unterliegen, und diejenigen, welche als bloße 
Dienſtvergehen zu betrachten ſind, unterſcheidend zu be⸗ 
zeichnen. Mit Rückſicht auf die neuere Geſetzgebung 
unſeres Staates, welche ſich jenen Grundſätzen ſchon 
genähert und in dem Entwurfe des neuen Strafge⸗ 
ſetzbuches noch mehr angeſchloſſen hatte, find. die 0 1 
bis 8 des erſten und die gleichlautenden $$ 2 bis 9 
des zweiten Entwurfs der anliegenden Verordnungen 
abgefaßt worden. Es wird Aufgabe der ſpäteren 
Strafgeſetzgebung ſein, nach den aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen die Grenzlinie für das Gebiet des gemeinen 
Strafrechts ſchärfer zu ziehen und die bloßen Dienſt⸗ 
vergehen vollſtändiger auszuſondern, als es ohne eine 
tief eingreifende Aenderung des beſtehenden Strafrechts 
hier geſchehen konnte. 

Indem wir nunmehr zu dem beſonderen Inhalte des 
erſten Entwurfs übergehen, welcher die Richter betrifft, 
heben wir zuvörderſt die zwiſchen dem § 19 dieſes Ent⸗ 
wurfes und dem § 20 des zweiten beſtehende Verſchie⸗ 
denheit hervor. 

Beide beſtimmen gleichlautend, daß die anzuwendende 
Disziplinarſtrafe nach der größeren oder geringeren Er⸗ 
heblichkeit des Dienſtvergehens mit Rückſicht auf die 
ſonſtige Führung des Angeſchuldigten zu ermeſſen ſei. 

Der § 20 fügt in Anſehung der nicht richterlichen 
Beamten ausdrücklich hinzu, daß die Dienſtentlaſſung 
insbeſondere dann erfolgen ſolle, wenn der Beamte die 
Pflicht drr Treue verletzt, oder den Muth, den fein 
Beruf erfordert, nicht bethätigt, oder ſich einer feind⸗ 
ſeligen Parteinahme gegen die Staatsregierung ſchul⸗ 
dig gemacht habe. J 

In dieſem Zuſatze ſoll nicht die Andeutung liegen, 
daß zu den Pflichten des Richters die Treue nicht ge⸗ 
höre, daß nicht auch er den Muth zu bewähren habe, 
den in ſchwierigen Zeiten ſein Beruf erfordern kann. 
Die Unparteilichkeit in den Entſcheidungen iſt die 
Grundbedingung des Richteramtes, deren Verletzung 
den Schuldigen zur ferneren Amtsführung offen⸗ 
bar unwürdig macht. Da der Richterſpruch 
nicht nur das Ergebniß rein objektiver Beur⸗ 
theilung ſein, ſondern auch als ſolcher erſchei⸗ 
nen muß, ſo iſt ein ſchweres Vergehen gegen weſent⸗ 
liche Amtspflichten auch dann vorhanden, wenn der 
Richter, ohne kraft eines anderweiten Berufes zu frei⸗ 
müthiger Aeußerung ſeiner Ueberzeugungen berechtigt 
und verpflichtet zu ſein, durch öffentliche Kundgebung 
extremer Anſichten das Vertrauen in die Urtheile ers 
ſchüttert, welche unter ſeiner Mitwirkung erlaſſen wer⸗ 
den. Allein da dem Richter die Entſcheidung auch 
da gebührt, wo es ſich um die Frage handelt, ob ein 
Staatsbürger wegen einer von den Organen der 
Staatsregierung behaupteten Verletzung des e 
zu beſtrafen ſei, ſo haben wir in dem Entwurf über 
die richterlichen Beamten, zur Vermeidung möglicher 
Mißdeutung, jene Beſtimmung nicht aufgenommen. 
Die Disziplinargerichte werden auch in dieſer Bezie⸗ 
hung die Pflichten, welche dem Richter ſein Amt auf⸗ 
erlegt, erkennen und die Uueberſchreitung der durch 
die Amtspflichten gezogenen Grenzen mit den geeigne⸗ 
ten Disziplinarſtrafen ahnden. 

Was die Zuſtändigkeit und das Verfahren wegen 
Dienſtvergehen der Richter betrifft, ſo iſt dem Vor⸗ 
figenden derſelben nur die Befugniß beigelegt, den Feh⸗ 
lenden auf die Pflichten ſeines Amtes aufmerkſam zu 
machen. Bleibt dieſe Mahnung fruchtlos, ſo foll den 
Richter eine Disziplinarſtrafe treffen, welche in War⸗ 
nung, Verweis, der mit Geldbuße verbunden werden 
kann, in Entfernung von den Dienſtverrichtungen auf 
drei Monate bis ein Jahr, oder in Dienſtentlaſſu 
beſtehen kann. Nicht ohne Bedenken haben wir die 
Suspenſion vom Amte unter die Disziplinarſtrafen 
aufgenommen. Wir wurden dazu durch die Erwä⸗ 
gung geleitet, daß Fälle vorkommen können, wo nach 
Ablauf einer gewiſſen Zeit das Intereſſe u Se = 
pflege dem Wiedereintritte des Richters in feine Dienſt⸗ 
verrichtungen nicht mehr entgegenſteht. Damit der 
Suspendirte nicht etwa der age zum Le⸗ 
bensunterhalte entbehre, iſt dem Gerichte zugleich die 


Befugniß beigelegt, zu erkennen, daß ihm bis zur 
Hälfte des Dienſteinkommens eine Unterſtützung zu ge⸗ 
währen ſei. 

Die Handhabung der Disziplin iſt in erſter In⸗ 
ſtanz den Appellationsgerichten beigelegt. Bei dem 
Beſtehen vieler kleineren Gerichte erſter Inſtanz mußte 
um ſo mehr davon abgeſehen werden, ihnen die Dis⸗ 
ziplin zunächſt zu überweiſen, als es zur gleichmäßigen 
Handhabung einer für die ganze Rechtspflege in hohem 
Grade wichtigen Gewalt nothwendig erſchien, zur Ent⸗ 
ſcheidung letzter Inſtanz den oberſten Gerichtshof zu 
berufen, mehr als zwei Inſtanzen aber für angemeſſen 
nicht erachtet werden konnten. 

Damit nicht die Gerichte zum Nachtheil anderer 
Geſchäfte durch Disziplinarſachen zu ſehr in Anſpruch 
genommen werden, find die letzteren bei dem Obertri⸗ 
bunal und denjenigen Appellationsgerichten, welche aus 
mehr als neun Mitgliedern beſtehen, der Abtheilung 
zugewieſen, in welcher der erſte Präſident gewöhn⸗ 
lich den Vorſitz führt. Es ſoll jedoch in der Plenar⸗ 
verſammlung der Beſchluß gefaßt werden können, daß 
ſich der ganze Gerichtshof mit der Sache befaſſen 
wolle. 

Die Berufung ſoll dem Staatsanwalte ohne Ein⸗ 
ſchränkung, dem Angeſchuldigten nur gegen ein ſolches 
Urtheil zuſtehen, welches auf zeitweiſe Entfernung von 
den Dienſtverrichtungen oder auf Dienſtentlaſſung lau: 
tet. Es wird dadurch verhindert, daß Dienſtvergehen 
von geringerer Schwere an den oberſten Gerichtshof 
gebracht werden. Die Ungleichheit zwiſchen der Bes 
fugniß des Angeſchuldigten und der des Staatsanwal⸗ 
tes zur Einlegung der Berufung verliert ihre den er⸗ 
ſteren benachtheiligende Wirkung dadurch, daß das 
Rechtsmittel, deſſen ſich der Staatsanwalt bedient, zu⸗ 
gleich dem Angeſchuldigten zu ſtatten kommt. Wird 
der oberſte Gerichtshof mit einer Sache, welche die 
Aufrechthaltung der Disziplin betrifft, einmal befaßt, 
ſo ſoll er, nicht gebunden durch die Beſchränkung, 
welche der Angeſchuldigte oder der Staatsanwalt dem 
Rechtsmittel zu geben beabſichtigen, diejenige Entſchei⸗ 
dung erlaſſen können, welche die Sache erheiſcht. 

Die mündliche Verhandlung, welche nach geſchloſſe— 
ner Vorunterſuchung ſtattfinden muß, ſoll nicht öffent⸗ 
lich ſein, damit in Fällen, wo eine andere Strafe als 
die Dienſtentlaſſung ausgeſprochen wird, das richter⸗ 
liche Anſehen nicht eben durch die Mittel leide, welche 
zu ſeiner Aufrechthaltung angewendet werden. Die 
nämlichen Rückſichten haben andere Geſetzgebungen, 
welche die Oeffentlichkeit des Verfahrens vorſchreiben, 
beſtimmt, in Disziplinarſachen eine Ausnahme zu 
machen. 

Der Angeſchuldigte darf ſich des Beiſtandes eines 
Vertheidigers bedienen; aber er kann ſich nicht vertre⸗ 
ten laſſen. Als Regel erfordert dies das Weſen der 
Disziplin; das Gericht ſoll jedoch dem Angeſchuldigten 
die Vertretung durch einen Advokateu oder Rechtsan⸗ 
walt geſtatten können. 

Die in gewöhnlichen Strafſachen geltende Beſtim⸗ 
mung, daß, wenn ſich in der Vorunterſuchung keine 
hinreichenden Anzeigen eines Vergehens ergeben haben, 
der Angeſchuldigte außer Verfolgung geſetzt werden ſoll, 
iſt nicht aufgenommen. In Fällen, wo die Unterſu⸗ 
chung nichts Erhebliches gegen den Beſchuldigten erge⸗ 
ben hat, kann ſich die Verhandlung auf die Bericht: 
erſtattung durch den ernannten Referenten beſchränken; 
der Angeſchuldigte wird, wenn er es nicht für nöthig erach⸗ 
tet, nicht erſcheinen. Demjenigen Verfahren, welches 
nothwendig ſein würde, um den Angeſchuldigten außer 
Verfolgung zu ſetzen, tritt nur die Vorladung des letz- 
teren hinzu; es wird dadurch der Vortheil erreicht, daß 
nicht Fälle vorkommen, wo die Sache zweimal, zuerſt 
in der Vorunterſuchung, dann im Hauptverfahren, die 
Inſtanzen zu durchlaufen hat. a 

Die unfreiwillige Verſetzung eines Richters auf eine 
andere Stelle ſoll, außer dem Falle, wenn ſie durch 
Veränderungen in der Organiſation der Gerichte oder 
ihrer Bezirkr nöthig wird, nur erfolgen können, wenn 
das Intereſſe der Rechtspflege dieſe Maßregel dringend 
erfordert. Der Entwurf hebt einige dieſer Fälle her⸗ 
vor, ohne dadurch andere auszuſchließen. Als eine 
Disziplinarſtrafe durfte dieſe Maßregel nicht behandelt 
werden, theils weil es auch unverſchuldete Umſtände 
giebt, welche die Verſetzung nothwendig machen, theils 
weil keinem anderen, als dem oberſten Gerichtshofe die 
Gewalt verliehen werden konnte, die Verſetzbarkeit eines 
Richters von einem Appellationsgerichts-Bezirke in den 
anderen auszuſprechen, theils endlich weil die Ver⸗ 
ſetzung nicht von den Gerichten allein zu beſchließen, 
ſondern auch das Hinzutreten des Juſtizminiſters er⸗ 
forderlich iſt, indem dieſer zu ermeſſen hat, ob eine an⸗ 
dere geeignete Stelle für den zu verſetzenden Richter 
vorhanden ſei. Die Einwirkung des Miniſters wird 
in der Form ausgeübt, daß er dem Staatsanwalte 
bei dem oberſten Gerichtshofe den Befehl zur Stel⸗ 
lung des Antrages ertheilt, die Verſetzbarkeit des Rich⸗ 
ters auszuſprechen. } 
Die unfteiwillige Verſetzung in den Ruheſtand ſoll 
ebenfalls nur auf Grund eines Beſchluſſes erfolgen 
können, welcher, nach vorheriger Feſtſtellung der That⸗ 
ſa chen durch einen richterlichen Kommiſſar, nöthigen 
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falls nach mündlicher Vernehmung des in Ruheſtand 
zu Verſetzenden, der Zeugen und Sachverſtandigen in 
der Sitzung, von dem oberſten Gerichtshofe oder von 
einem Appellationsgerichte erlaſſen wird. 

Wir glauben hiernach, daß der Entwurf den Wor⸗ 
ten und dem Geiſte der Verfaſſungsurkunde entſpricht, 
daß er die richterliche Unabhängigkeit ſelbſt gegen den 
Schein der Willkür ſchützt. Die Gerichte werden, wir 
zweifeln nicht daran, das Vertrauen rechtfertigen, aus 
welchem die Gewährleiſtung ihrer Unabhängigkeit her 
vorgegangen iſt; ſie werden die Würde ihres Standes 
um ſo ſtrenger wahren, als die Mittel dazu in ihre 
Hand gelegt ſind. 

Der zweite Entwurf umfaßt alle nicht richterlichen 
Beamten, einſchließlich derjenigen, welche zu der Rechts— 
pflege mitzuwirken haben. Die Disziplin über einige 
Kategorien derſelben, insbeſondere über Advokaten, 
Rechtsanwalte, Notarien, und über die rheiniſchen Ge⸗ 
richtsſchreiber und Gerichtsvollzieher, iſt durch beſon— 
dere Vorſchriften geregelt. Der Entwurf enthält dies 
jenigen Aenderungen dieſer Beſtimmungen, welche eine 
Folge der aufgeſtellten, allgemeinen Grundſätze ſind; 
er fügt die Ergänzungen bei, welche den in dem Ge— 
richtsverfahren eingetretenen Aenderungen! entſprechen 
und ſich nach den gemachten Erfahrungen als ange- 
meſſen empfehlen. 

Die übrigen, in der Juſtizverwaltung angeſtellten 
Beamten ſind in dem Entwurfe eben ſo wie andere, 
nicht richterliche Beamte behandelt worden; die Unter— 
ſchiede beſtehen nur in der rückſichtlich mancher derſel— 
ben beſonders zu beſtimmenden Kompetenz der Diszi—⸗ 
plinarbehörden erſter Inſtanz und in einigen, aus der 
Verſchiedenheit der Einrichtungen hervorgehenden Abs 
weichungen im Verfahren. b 

Die Verfaſſungsurkunde enthält in dem Artikel 96 
die Beſtimmung, daß die beſonderen Rechtsverhäaͤlt⸗ 
niſſe der nicht zum Richterſtande gehörigen Staats— 
beamten, einſchließlich der Staatsanwalte, durch ein 
Geſetz geregelt werden ſollen, welches, ohne die Regie— 
rung in der Wahl der ausführenden Organe zweckwi⸗ 
drig zu beſchränken, den Staatsbeamten gegen willkür⸗ 
liche Entziehung von Amt und Einkommen angemef: 
ſenen Schutz gewähre. 

Wir haben uns nicht die Aufgabe geſtellt, den ver⸗ 
heißenen Schutz gegen etwaige Willkür auf das mög: 
lichſt geringe Maß zurückzuführen, welches die Ver⸗ 
faſſung zuläßt; wir haben nicht geſtrebt, aus den Ge⸗ 
ſetzen anderer konſtitutionellen Länder die Mittel zu 
entlehnen, welche den Beamten in möglichſt große Ab⸗ 
hängigkeit von der Staatsregierung bringen; wir ſind 
vielmehr davon ausgegangen, daß die geſicherte Stel⸗ 
lung, welche den nichtrichterlichen Staatsbeamten durch 
die bisherigen Geſetze unſeres Landes gewährt war, 
ihnen auch ferner zu erhalten ſei, ſo weit es die kon⸗ 
ſtitutionelle Regierungsform geſtatte. 

Eine kräftige Regierung erfordert allerdings, daß 
ihre Organe ſich ihr unterordnen; ſie läßt es nicht zu, 
daß Diejenigen, welche die höheren Anordnungen aus⸗ 
führen ſollen, dieſelben durch Trägheit oder Schwäche 
unwirkſam machen oder gar durch Widerſtreben ver⸗ 
eiteln; ſie kann nicht geſtatten, daß der Beamte durch 
Kundgebung ſeiner entgegenſtehenden, perſönlichen An⸗ 
ſicht an ungeeigneter Stelle die Wirkſamkeit ſeiner 
Amtshandlungen lähme. Die letzte Entſcheidung 
darüber, ob ein Beamter ein Organ der Regierung 
ferner bleiben könne, muß Denjenigen zuſtehen, welche 
für eine gute Regierung dem Könige und dem Lande 
verantwortlich ſind. 

Allein mit dieſen nothwendigen Bedingungen einer 
ſtarken und einheitlichen Regierung iſt keineswegs der 
durch das öffentliche Intereſſe gebotene Schutz gegen 
willkürliche Behandlung unverträglich. Ein ſolcher 
Schutz kann nach dem oben Entwickelten nur in den 
Behörden, welchen die Entſcheidung beigelegt wird, 
und in den Formen des Verfahrens gefunden werden. 

Abgeſehen von bloßen Ordnungsſtrafen, ſteht die Ent⸗ 
ſcheidung den Behörden zu, welche in Disziplinar⸗ 
ſachen als Kollegien zuſammentreten ſollen, ſelbſt wenn 
fie ſonſt keine kollegialiſche Einrichtung haben. 

Wenn der Beamte von dem Könige oder den Mi⸗ 
niſtern ernannt oder beſtätigt iſt, ſo ſoll über die Dienſt⸗ 
vergehen in erſter Inſtanz ein Disziplinarhof, ſonſt die 
betreffende Provinzial- Behörde entſcheiden; in zweiter 
und letzter Inſtanz iſt die Entſcheidung allemal dem 
Staatsminiſterium beigelegt, vorbehaltlich der Beſtäti⸗ 
gung des Königs, wenn ein von dem Könige ernann⸗ 
ter Beamter aus dem Amte zu entfernen iſt. 

Der Disziplinarhof ſoll, einſchließlich des Präſiden⸗ 
ten, aus 11 Mitgliedern beſtehen, welche auf 3 Jahre 
ernannt werden, und deren wenigſtens vier zu den Mit⸗ 
gliedern der oberſten Gerichtshöfe gehören. 

Nach geſchloſſener Vorunterſuchung ſoll vor der ent⸗ 
ſcheidenden Disziplinarbehörde eine mündliche Ver⸗ 
handlung ftattfinden, wie fie bei den Gerichten vorge: 
ſchrieben iſt. f 

Da die Staatsgeſchäfte es nicht geſtatten, daß vor 

dem in letzter Inſtanz entſcheidenden Staatsminiſterium 
mündlich verhandelt werde, fo fol wenn die Sache 
nicht in erſter Inſtanz an den Disziplinarhof gelangt 
ft die Entſcheidung des Staatsminiſteriums nur nach 
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vorgängiger Einholung eines von dem Disziplinarhofe 
zu erſtattenden Gutachtens erfolgen dürfen, welcher in 
den geeigneten Fällen anordnen kann, daß vor ihm ein 
mündliches Verfahren ſtattfinde. 

Die Rückſicht auf die Ausſchließung der mündlichen 
Verhandlung vor dem Staatsminifterium und auf das 
Gewicht, welches der Anſicht des Disziplinarhofes bei⸗ 
zulegen iſt. hat zu der Beſchränkung geführt, daß, 
wenn die Entſcheidung oder das Gutachten dieſes Ho⸗ 
fes auf Freiſprechung des Angeſchuldigten lautet, das 
Staatsminiſterium im Falle einer abweichenden Beur⸗ 
theilung die Dienſtentlaſſung nicht verhängen kann. 
Die Erledigung der Kompetenz = Konflikte zwiſchen den 
Disziplinar-Behörden als ſolchen und die Verweiſung 
an eine andere Disziplinar-Behörde in Fällen, wo die 
Unbefangenheit der zuſtändigen Behörde in Zweifel ge⸗ 
zogen wird, mußte dem in letzter Inſtanz zur Entſchei⸗ 
dung berufenen Staatsminiſterium beigelegt werden, 
welches jedoch vorher ein Gutachten des Disziplinar⸗ 
hofes einzuholen hat. 

Um die Kompetenz⸗Beſtimmungen möglichſt einfach 
zu erhalten und eine Nomenklatur derjenigen nicht von 
dem Könige oder den Miniſtern ernannten oder beſtä⸗ 
tigten Beamten zu vermeiden, welche weder einer Pro— 
vinzialbehörde, noch einer Central⸗Verwaltungsbehörde 
untergeordnet ſind, war das Staatsminiſterium für be⸗ 
fugt zu erklären, durch einen Beſchluß die Disziplinar— 
Behörden erſter Inſtanz für dieſe Beamten zu beſtim⸗ 
men. Die dem Staatsminiſterium ferner ertheilte Er⸗ 
mächtigung, gewiſſe Kategorien von Beamten, deren Er— 
nennung oder Beſtätigung von den Miniftern ausgeht, den 
Provinzialbehörden zur Erledigung in erſter Inſtanz zu über⸗ 
weiſen, hat den Zweck, eine möglicherweiſe eintretende 
Geſchäftsüberhäufung bei dem Disziplinarhofe zu ver⸗ 
hindern. 

Hinſichtlich der gänzlichen Verſetzung in den Ruhe: 
ſtand ſind die bisherigen Beſtimmungen im Weſentli⸗ 
chen beibehalten worden. f 

Die Zuläſſigkeit einer einſtweiligen Verſetzung in den 
Ruheſtand mit Gewährung des vorſchriftsmäßigen 
Wartegeldes hat eine Ausdehnung dahin erhalten, daß 
dieſe Maßregel jederzeit in Anſehung derjenigen Staats⸗ 
diener getroffen werden kann, welche entweder in Bes 
ziehung auf die innere oder äußere Politik als die 
Organe der Staatsregierung vorzugsweiſe zu betrachten 
ſind, oder auf deren Amtsthätigkeit ihr ein mehr un⸗ 
mittelbarer Einfluß zuſtehen muß, damit in wichtigen 
Zweigen der Staats⸗Verwaltung die erforderliche Kraft 
und Einheit geſichert bleibe. 3. 7 

In Betreff der Gemeindebeamten konnte im We⸗ 
ſentlichen nur der gegenwärtige Zuſtand berückſichtigt 
werden. Sobald die neue Gemeinde-Ordnung erlaſſen 
ſein wird, müſſen diejenigen Beſtimmungen, welche die 
Gemeind-Beamten betreffen, einer Reviſion unter⸗ 
liegen. 0 
In dem Vorſtehenden glauben wir die Dringlichkeit 
der Erlaſſung beider im Entwurfe vorgelegten Verord⸗ 
nungen uud deren Inhalt gerechtfertigt zu haben, und 
en; an Ew. königl. Majeſtät die ehrfurchtsvolle 

itte: 

denſelben auf Grund des Artikels 105 der Ver⸗ 

faſſungs⸗Urkunde Geſetzeskraft verleihen zu wollen. 

Berlin, den 9. Juli 1849. - 

Das Staats⸗Miniſterium. 

Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Man⸗ 
teuffel. v. Strotha. v. d. Heydt. v. Rabe. 
Simons. 

An 


des Königs Majeſtät. 


Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: 
dem Bade⸗Arzt Dr. Schaper zu Gleißen den rothen 
Adlerorden vierter Klaſſe; ſowie dem Sekondelieutenant 
v. Wildowski des 1. Dragoner-Regiments die Net: 
tungsmedaille am Bande zu verleihen; und die Wahl 
des bisherigen Landſchafts-Deputirten v. Heyden auf 
Kartelow zum General-Landſchafts⸗Rath und Repräſen⸗ 
tanten von Alt⸗Vorpommern zu beſtätigen. 

Den Oberlehrern Dr. Kleine am Gymnaſium zu 
Wetzlar, Kadenbach am Gymnaſium zu Eſſen und 
Steininger am Gymnaſium zu Trier iſt das Prä⸗ 
dikat Profeſſor beigelegt worden. Pr 

Dem Klemptnermeiſter Philipp Jakſch zu Lanz 
genbielau iſt unter dem 11. Juli 1849 ein Patent 
auf eine für neu und eigenthümlich erachtete Vorrich⸗ 
tung zur Verwandlung einer Kreisbewegung in eine 
gradlinige Bewegung auf fünf Jahre, von jenem Tage 
an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen 
Staats ertheilt worden. 

Angekommen: Der Generalmaſor und Komman⸗ 
deur der 2. Landwehr⸗Brigade, v. Koch, von Danzig. 
Der Generalmajor und Kammandeur der 1. Infante⸗ 
rie⸗Brigade, v. Döring, von Königsberg i. Pr. 
Se. Excellenz der herzoglich ſachſen⸗koburg⸗gothaſche 
Staatsminiſter, Freiherr v. Stein v. Gotha. 
gereiſt: Der Vice⸗Oberjägermeiſter Graf v. d. Aſ⸗ 
feburg⸗Falkenſtein, nach Meisdorf. 

Nach dem heutigen Militär⸗Wochenblatt iſt 
Freiherr v. Reitzenſtein, Oberſt und Chef vom Ge⸗ 
neralſtabe des VI. Armee⸗Corps, zum Kommandeur der 


b⸗ 


11, Infanterie⸗Brigade, Gerwien, Major vom gro: 
ßen Generalſtabe, zum Abtheilungs = Vorfteher, Kreis 
herr von Reiswitz, Major vom Generalſtabe 
des IV., zum Chef des Generalſtabes vom VI. 
Armee⸗Corps ernannt; Oelrichs, Major vom Ge: 
neralſtabe des Garde⸗Corps, unter Aggregation beim 
Generalſtabe zur Dienſtleiſtung beim Aten Garde: 
Ulanen⸗ (Landwehr⸗) Regiment kommandirt; Erich, 
Hauptmann vom Generalſtabe des VI. Armee⸗Corps, 
unter Verſezung zum Generalſtabe des Garde⸗Corps 
und einſtweiliger Belaſſung in ſeinem jetzigen Dienſt⸗ 
verhältniſſe beim General⸗Lieutenant von Holleben, zum 
Major, Röhrich, Hauptmann vom 35. Infanterie⸗ 
Regiment, zum Major, v. Herwarth, Hauptmann 
vom 28. Infanterie⸗Regiment, zum Major, Ludz, 
Hauptmann vom 22. Infanterie-Regiment, zum Major, 
und Kommandeur des 3. Bataillons 15. Landwehr⸗ 
Regiments ernannt worden. — Ferner iſt der Abſchied 
bewilligt worden: Stavenhagen, Oberſt vom großen 
Generalſtabe, als General⸗Major mit Penſion, v. Gor⸗ 
don, Hauptmann vom 34. Infanterie⸗Regiment, als 
Major mit der Regiments⸗Uniform mit den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Abzeichen für Verabſchiedete, Ausſicht auf 
Civilverſorgung und Penſion, und bei der Landwehr: 
v. Fiſenne, Hauptmann vom 1. Bataillon 28. Re⸗ 
giments, Bes Major. 
as Amtsblatt des königli : 

enthalt die Verordnung, ea e 
ertigung und Ei 1 5 
fertig nfendung der Nachweiſungen über 
Ein: und Auszahlung baarer Geldbeträge; desgleichen 
betreffend das Porto für Briefe mit Papiergeld * 5 
habenden oder anderen Werth⸗Papieren, oder mit baa⸗ 
rem Gelde von und nach Mecklenburg; desgleichen be⸗ 
treffend die Perſonen⸗Beförderung nach Schweden; des⸗ 
daten betreffend die portofreie Beförderung der für 
die Domkirchen beſtimmten Kathedral⸗Steuer⸗Gelder. 

Berlin, 16. Juli. [Allerhöchſte Erlaffe) 1) 
Mit Rückſicht auf die in dem gemeinſchaftlichen Be⸗ 
richte vom 24. v. M. angeführten Gründe finde Ich 
Mich veranlaßt, das in Meinem Erlaſſe vom 16. 
März v. J. (Geſetz⸗Sammlung Seite 74) angeordnete 
Verbot der Ausfuhr von Pferden über diejenigen Gren⸗ 
zen der Monarchie, an welchen dieſe an andere als die 
zum deutſchen Bundesgebiete gehörigen Länder ſtößt, 
wieder aufzuheben und beſtimme, daß dieſes Verbot 
überall vom Tage der Publikation der gegenwärtigen 
Verordnung außer Kraft treten ſoll. Ich beauftrage 
Sie, die hierzu nöthigen Anordnungen ungeſäumt zu 
treffen. — Bellevue, den 15. Juni 1849, 

5 Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Strotha. 
1 v. d. Heydt. v. Rabe. 
n 


die Miniſter des Krieges, für Handel und 
der Finanzen und an das Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten. 

2) Auf Ihren Bericht vom 30. Mai d. J. geneh⸗ 
mige Ich hierdurch für den Bezirk der Grafſchaft 
Wernigerode die Errichtung eines Gewerbe- Gerichtes, 
deſſen Sitz in der Stadt Wernigerode ſein, und wel⸗ 
ches in der Klaſſe der Arbeitgeber aus drei Mitglie⸗ 
dern des Handwerker- und zwei Mitgliedern des Fa⸗ 
brikenſtandes, in der Klaſſe der Arbeitnehmer aber aus 
je zwei Mitgliedern des Handwerker: und des Fabri⸗ 
kenſtandes beſtehen ſoll. — Bellevue, den 15. Juni 1849. 

Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 
An 
den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten und den Juſtiz⸗ 
E er * 
N iniſterial⸗Erlaß.] Die durch den Vertra 
vom 26. Mai 1849 ER einteilen Reglerun⸗ 
gen von Preußen, Sachſen und Hannover haben ſich 
nach Artikel V. dieſes Vertrages einem proviforifchen 
Bundes-Schiedsgerichte unterworfen, deffen Kompetenz 
im $ 4 des Artikels V. in folgenden Fällen eintritt: 

1) Bei politiſchen und privatrechtlichen Streiti keiten 

aller Art zwiſchen den verbündeten Staaten elt; 

2) bei Streitigkeiten über Thronfolge, Reglerungs⸗ 
fähigkeit und Regentſchaft in den verbündeten 
Staaten; ai 
bei Streitigkeiten zwiſchen der Regier i 
der verbündeten Staaten und deſſen vente 
tung über die Gültigkeit oder Auslegung der Lan⸗ 
desverfaſſung 8 weit die letztere ausreichende 
Bestimmungen für die Erledigung ſolcher Diffe: 
renzen nicht enthält; 
bei Klagen der 
Staaten gegen die Regierung deſſelben wegen 
Aufhebung oder wegen verfaſſungswidriger Ver⸗ 
änderung der Landes⸗Verfaſſung, inſofern in der 
Landes⸗Verfaſſung ſelbſt keine Mittel zur Abhilfe 
gegeben ſind, oder die gegebenen nicht zur An⸗ 
wendung gebracht werden können; 
bei Beſchwerden wegen verweigerter oder gehemm⸗ 
ter Rechtspflege, wenn die landesgeſetzlichen Mit⸗ 


ber 2 obilfe erſchöpft find; 
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4 
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lichkeit betreffen und die eigenen Landesgerichte 
dazu nicht kompetent ſind; b 

bei Klagen gegen die verbündeten Staaten, wenn 
die Verpflichtung, dem Anſpruche Genüge zu lei⸗ 
ften, zwiſchen ihnen zweifelhaft oder beftritten iſt, 
ſo wie wenn die gemeinſchaftliche Verpflichtung 
gegen mehr als Einen Staat in Einer Klage gel⸗ 
tend gemacht wird; 

bei allen denjenigen Beſchwerden, welche als Ver⸗ 
anlaſſung von Störungen der inneren Sicherheit 
zur Sprache kommen und nicht durch den Ver⸗ 
waltungs-⸗Rath oder die von demſelben zu ernen⸗ 
nenden Civil = Kommiſſarien im Wege gütlicher 
Verhandlungen zu erledigen oder lediglich den 
Landesgerichten zur Entſcheidung zu überweiſen 
ſein möchten; 

bei allen Rechtshändeln, welche unter den Ver⸗ 
hündeten ſelbſt aus der Vollziehung des gegen⸗ 
wärtigen Bündniſſes erwachſen, inſofern auch hier 
die Gerichte eines einzelnen Staats nicht kompe⸗ 
tent ſein möchten. 

Zugleich iſt im § 5 des Art. V beſtimmt, daß der 
Beitritt zu dem Bündniſſe keiner Regierung verftgttet 
wird, welche ſich nicht in gleichem Maße der Entſchei⸗ 
dung des proviſoriſchen Schiedsgerichts unterwirft. 

Nachdem von Seiten der verbündeten Regierun⸗ 
gen nun 

Se. Excellenz der kgl. preuß. Staats⸗Miniſter a. D. 
v. Düesberg zu Münſter, 
der erſte Präſident des Appellationsgerichts zu Glo⸗ 
gau, Graf Rittberg, 
der königl. preuß. geheime Juſtizrath, Profeſſor Dr. 
Dirkſen zu Berlin. 
der kgl. ſächſiſche geheime Rath Dr. Günther zu 
Dresden, 2 
der kgl. fächfifche Miniſterialrath und geheime Archi⸗ 
var von Weber zu Dresden, 
der kgl. hannoverſche Ober⸗Appellationsrath v. Pape 
zu Celle, und 
der Stadtrichter Dr. Francke zu Harburg, 
für die Dauer des Vertrages zu Bundesſchiedsrichtern 
ernannt ſind und ſich am 1. Juli d., den Beſtim⸗ 
mungen des Vertrages gemäß, in Erfurt, als dem 
künftigen Sitz des proviſoriſchen Bundesſchiedsgerichts, 
eingefunden haben, hat der ſeit dem 18. Juni d. mit 
der Ratifikation des Vertrags vom 26. Mai d. in 
Berlin zuſammengetretene Verwaltungsrath der ver⸗ 
bündeten Regierungen in weiterer Ausführung der Be⸗ 
ſtimmungen des Vertrages 
Se. Excellenz den Herrn Staatsminiſter von 
Düesberg, als älteſtes von Preußen ernanntes 
und verfaſſungsmäßig den Vorſitz führendes Mit: 
glied, mit der Einſetzung des Gerichts beauftragt, 
und hat demgemäß am 2. Juli d. die Inſtalla⸗ 
tion des proviſoriſchen Bundesſchiedsgerichts ſtatt⸗ 
gefunden, welches ſich zunächſt mit der Bearbei⸗ 
tung ſeiner eigenen Gerichtsordnung und der 
darauf bezüglichen ſonſtigen Anordnungen beſchäf⸗ 
tigen wird. 

Vorſtehendes wird hierdurch zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß gebracht. 

Berlin, den 14. Juli 1849. 

Der Miniſter⸗Präſident. 
Graf von Brandenburg. 

[Oeffentliche Sitzung der königt. Ak ade⸗ 
mie der Künſte.] In der öffentlichen Sitzung der 
königlichen Akademie der Künſte am 7. d. M., welche 
von dem ehrwürdigen ſechsundachtzigjährigen Direktor 
Dr. Schadow durch eine Anſprache an die zahlreich 
verſammelten Zuhörer eröffnet wurde, entwickelte der 
Sekretär der Akademie, geheime Regierungsrath Pros 
feſſor Toelken, bei Erſtattung des Jahresberichtes 
an einer Reihe von auffallenden Beiſpielen, daß die 
politiſchen Wirren der letzten achtzehn Monate durch 
Aufregung maßloſer Anſprüche auf nichts nachtheiliger 
eingewitkt, als auf die Kunſt, deren Lebensbedingung 
Wohlſtand und Sicherheit des Beſitzes ſei. Er ge 
dachte dann der ſeit der letzten Jahres⸗Sitzung verſtor⸗ 
benen Mitglieder der Akademie: des ſechsundſiebzigjäh⸗ 
rigen Profeſſors Karl Friedrich Hampe, der in feü⸗ 
herer Zeit eine eigenthümliche Gattung hiſtoriſcher 
Genres Malerei mit Glück ausübte und feit mehr 
als zwanzig Jahren das Inſpektorat der Akade⸗ 
mie mit ſeltener Gewiſſenhaftigkeit verwaltete (ge⸗ 
ſtorben den 29ſten Dezember 1848); des in blü⸗ 
hendem Alter abgerufenen ausgezeichneten Landſchafts⸗ 
malers, Profeſſor Otto Hermann Emil Völker (geſt. 
den 3. Oktober v. J.); der Stiftsdame Fräulein ‚Eve: 
line v. Waldenburg, Ehrenmitgliedes der Akademie als 
kenntnißreiche Beförderin der Kunſt (geft. den 17. Sep⸗ 
tember 1848); und des in dieſem Frühjahr, noch vor 
ſeiner wirklichen Aufnahme, durch einen plötzlichen Tod 
der Kunſt und der Akademie entriſſenen Kapellmeiſters 
Otto Nikolai (geſt. den 11. Mai d. J.) Nach Erz 
wähnung der im Kreiſe der Akademie vorgekommenen 
Ereigniſſe und Veränderungen, worunter die proviſori⸗ 
ſche Ernennung neuer Lehrer und Beamten, ſowie die 
Erweiterung der Klaſſe des Malens nach dem Leben 


8) 
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klagen gegen die Miniſter der verbündeten und die Errichtung einer neuen Klaſſe des Modellirens, Auffaſſung 


ſo wenig günſtigen Verhäctniſſe der Gegenwart. Es 
wurde jedoch anerkannt, daß, ungeachtet der Unbeguem⸗ 
lichkeit, welche die Belegung mehrerer Zimmer der 
Akademie mit Militär und anderer mit einer einſtwei⸗ 
ligen Verkaufs⸗Niederlage einer königl. Geſchier⸗Manu⸗ 
faktur nothwendig mit ſich führen mußte, die Verſamm⸗ 
lungen und Lehrarbeiten der Akademie niemals unter⸗ 
brochen worden. Vielmehr erhielt dieſelbe durch die 
Gewährung goldener Medaillen an ausgezeichnete Künſt⸗ 
ler, durch die Herſtellung der akademiſchen Preisbewer⸗ 
bungen, durch Vermehrung der Lehrmittel und Samm⸗ 
lungen und Unterſtützung von Kunſt⸗Unternehmungen 
in ſo ungünſtiger Zeit, ſo wie durch die Bereitwillig⸗ 
keit des königl. Ober⸗Befehlshabers in den Marken, 
der Akademie bei der Benutzung ihres Lokals jede mit 
dem militäriſchen Dienſt vereinbare Erleichterung ſchnell 
und gern zu gewähren, was ſie dankbar anerkennt: es 
erhielt die Akademie durch alles dies die Gewißheit, 
daß, ſobald die Rückkehr eines geſicherten wohlgeordne⸗ 
ten öffentlichen Zuſtandes des in neuer Herrlichkeit ſich 
erhebenden königl. Preußens die nöthigen Geldmittel 
darbieten wird, es der Kunſt und den Künſtlern unter 
der Obhut eines kunſtliebenden wohlwollenden Königs 
an lohnender Arbeit und anerkennender Förderung nie⸗ 
mals fehlen wird. — Hierauf folgte die Ertheilung 
der vom akademiſchen Senate zuerkannten Medaillen 
und Prämien, zwiſchen welchen und den ge⸗ 
haltenen Vorträgen Compoſitionen von Eleven der mu⸗ 
ſikaliſchen Abtheilung der Akademie zur Ausführung 
gebracht wurden. Die Arbeiten der zeichnenden und 
modellirenden Klaſſen der Akademie, fo wie der Kunſt⸗ 
und Gewerſchulen, waren in dem Haupt- und den an⸗ 
ſtoßenden Sälen aufgeſtellt. — Die prämiirten Schü⸗ 
ler der akademiſchen Klaſſen waren folgende: 

1. Schüler des Aktſaales (Zeichnen, Modelliren und Malen 

4 nach dem Leben): 

a. Die akademiſche greße Medaille für Künſtler erhielt: 

Fried ich Dietrich aus Bojanowo im Großherzogthum Po⸗ 
ſen, Bildhauer. 

b. Ermunterungs⸗Prämien erſter Klaſſe erhielten: 

1) Der ſchon genannte Bildhauer Dietrich aus Bojanowo. 
2) Eduard Göritz aus Berlin, Bildhauer. 3) Alexander 
Becker aus Berlin, Maler. 4) Ludwig Burger aus Birn⸗ 
baum im Großherzogthum Poſen, Maler. 

c. Prämien zweiter Klaſſe: 

1) Guſtav Früh aus Mühlhauſen, Bildhauer. 
der Berendes aus Berlin, Bildhauer. 3) Oskar Begas aus 
Berlin, Malec. 4) Otto Brandt aus Berlin, Maler. 

d. Prämien dritter Klaſſe erhielten: 

1) Wilhelm Kullrich aus Dahme, Bildhauer. 2) Reinhold 
Begas aus Berlin, Bildhauer. 3) Fritz Hummel aus Berlin, 
Maler. 4) Julius Röder aus Berlin, Maler. 

II. Prämiicte Schüler der anatomiſchen Zeichnen⸗Klaſſe: 

1) Hermann Brüggemann aus Stralſund, Maler. 2) 
Charles Bell Birch aus London, Bildhauer. 3) Rudolph 
Goltſch aus Kottbus, Maler. 4) Johann Janda aus Klein 
Dalkwitz in Oberſchleſien, Bildhauer. 2 
III. Prämürte Schüler der akademiſchen Schule für muſika⸗ 

f liſche Compoſition: 
Die akademiſche ſilberne Medaille mit eingeſtochenen 


Namen erhielt: 
Max Fleiſcher aus Liſſa im Großherzogthum Poſen. 
2 b. 
1) Karl Stein aus Niemegk. 


Klaſſiſche Muſikwerke erhielten: 
9 i 2) Karl Gollmert aus Ber⸗ 
lin. 3) Ernſt Ebeling aus Grünberg in Schleſien. 4) Albert 
Schröder aus Ermsleben. 5) Adolph Hellmann aus Löwen. 
Be Wöltge aus Berlin. 7) Ludwig Hoffmann aus 
erlin. 

Die während der Sitzung aufgeführten Compoſitionen wa⸗ 
ren von Kleifter, Ebeling, Hellmann, Stein und Gollmert. 
— Die den Schülern der Kunſt und Gewerkſchulen verliehe⸗ 
nen Prämien werden demnächſt publizirt werden. 

Berlin, den 12. Juli 1849. 

Direktorium und Senat der königl. Akademie der Künſte. 
Dr. G. Schadow, Direktor. 


Abgereiſt: Se. Excellenz der Erb-Hofmeiſter in 
der Kurmark Brandenburg, Graf v. Königsmarck, 
nach Netzband. 

C. C. Berlin, 14. Juli. [Deutſche Einigungs⸗ 
Pläne.] Die Einſicht, daß es der nicht fortzuläug⸗ 
nende Dualismus⸗ der beiden deutſchen Großmächte ſel, 
welcher der Ausführung der Kaiſeridee unüberſteigliche 
Hinderniſſe in den Weg lege, führte die Bevollmäch⸗ 
tigten auf dem Wiener Kongreffe zunächſt auf den Ge⸗ 
danken einer Zweiherrſchaft mit Defterreih im Süden 
und Preußen im Norden und einer gemeinſamen Lei⸗ 
tung der deutſchen Angelegenheiten durch beide. Dieſe 
Idee der Zweiherrſchaft gewann indeß, nach den ver⸗ 
ſchiedenen Auffaſſungen bald eine doppelte Geſtalt. 
Die Einen dachten ſich Oeſterreich an der Spitze mit 
der vollen Würde der Kaiferfrone, und unter oder neben 
ihm Preußen, dem ein ſogenanntes Ephorat übertragen 
werden ſollte. Andere trugen ſich mit dem Gedanken 
einer gänzlichen Theilung Deutſchlands in Norden und 
Süden unter der geſonderten Herrſchaft beider Groß⸗ 
mächte. Selbſt der Freiherr v. Stein ließ ſich, nach⸗ 
dem ſein größerer Plan der Einheit gefallen war, mit 
dem anſcheinend zunächſt liegenden Plan einer Zwei⸗ 
theilung genügen, wobei im Hintergrunde ſchwebte, 
Preußen durch das Königreich Sachſen noch zu ver⸗ 
ſtärken. Einige halten ihn ſogar für den eigentlichen 
Urheber dieſer Idee. Blieb indeß die erſte Auffaſſung 
eines Kaiſerthums und eines Ephorats in Betreff ſei⸗ 
ner praktiſchen Durchführung immer nur ein unklarer 
Gedanke, ſo war vorauszuſehen, daß auch die zweite 
einer völligen Trennung zwiſchen Nord⸗ und 


2) Alexan⸗ 


taaten, inſofern fie die miniſterielle Verantwort⸗ wandte der Vortrag ſich wieder auf die für die Kunft Suͤddeutſchland Anfechtungen aller Art zu erleiden has 


ben würde. Vor Allem konnte von den Höfen zwei⸗ 
ten 0 in Deutſchland kaum erwartet werden, daß 
ſie die Gefahr nicht ſehen ſollten, welche bei einer ſol⸗ 
chen Theilung für ihre Selbſtſtändigkeit neben den grö⸗ 
ßeren Staatskörpern erwuchs, während ſie bei einer 
Fortdauer des Reichs in ungeſchmälertem Umfange 
doch hoffen konnten, durch Verbindungen unter einan⸗ 
der eine jederzeit wohl zu beachtende Bedeutung den 
Großmächten gegenüber zu gewinnen. Unter ſolchen 
Umſtänden war es vornehmlich Baiern im Süden und 
Hannover im Norden, Staaten, die nach ihrem Range, 
nach dem Umfange ihrer Länder und nach der Zahl 
ihrer Bewohner eine beſondere Berückſichtigung aller⸗ 
dings wohl verdienten, welchen ein ſolcher Theilungs⸗ 
plan durchaus zuwider ſein mußte. Auch war die 
Schwierigkeit wirklich vorhanden, denſelben in den ge⸗ 
trennten Complexen eine ſolche Stellung anzuweiſen, 
daß ſie dadurch, ohne hier einer ſtarken Concentration 
der Bundesgewalt hinderlich zu ſein, doch von den 
Staaten dritten und vierten Ranges einen ſichtbaren 
und merklichen Vorzug behaupteten. Endlich ſchien 
eine Trennung Deutſchlands in zwei Hälften unter 
Feſthaltung etwa der Mainlinie auch in militäriſch⸗po⸗ 
litiſcher Hinſicht durchaus unräthlich, indem man bei 
etwaigen neuen Kriegen mit dem Auslande die Ver⸗ 
theidigungskräfte dadurch nur zerſplitterte, eine größere 
Entfremdung zwiſchen Norden und Süden von Deutſch⸗ 
land künſtlich herbeiführte und damit die Möglichkeit 
eines inneren Krieges zwiſchen den beiden Theilen deſ⸗ 
ſelben Deutſchlands gewiſſermaßen ſtaatsrechtlich feſt⸗ 
ſtellte. Wenn übrigens die Idee einer ſolchen Zwei⸗ 
herrſchaft damals vom öſterreichiſchen Hofe öffentlich 
bekämpft wurde, ſo iſt es doch mit Rückſicht auf die 
ähnliche Politik Oeſterreichs zu den heutigen Verſuchen, 
ein deutſches Relch einheitlich zu gründen, intereſſant 
zu wiſſen, daß Oeſterreich die Zweitheilung insgeheim 
günſtig auffaßte, während heute mit einem ſolchen 
Theilungsplan von Oeſterreich öffentlich kein Hehl mehr 
gemacht wird, nur mit dem Unterſchiede, daß Oeſter⸗ 
reich heute ſich ſelbſt genug mit der bloßen Rolle eines 
Zuſchauers und eines nur möglichſt engen Verbündeten 
beider Theile ſich will genügen laſſen. — Als auch 
die Idee einer Zweiherrſchaft aufgegeben wurde, trat 
der Gedanke an die Stelle, Deutſchland durch eine 
Fünfherrſchaft unter der Vorſtandſchaft von Oeſter⸗ 
reich und Preußen die gewünſchte gemeinſchaftliche 
Verfaſſung zu geben. Es war dies derſelbe Ge⸗ 
danke, der heute mit einem gewiſſen An⸗ 
ſpruche auf Neuheit, und außerdem demjenigen Bei⸗ 
werk verſehen, welches die Rückſicht auf die Vertretung 
des Volkes heute gebietet, in der jüngſt veröffentlichten 
hannoverſchen Denkſchrift zur öffentlichen Beurtheilung 
ausgeſtellt worden iſt. Man ging dabei von der Zahl 
der vorhandenen Königreiche — Oeſterreich, Preußen, 
Baiern, Hannover, Würtemberg — aus und glaubte 
in der im europäiſchen Staatenſyſteme bereits vorhan⸗ 
denen Pentarchie der Großmächte dafür eine nicht fern 
liegende Analogie zu finden. Im Rathe der fünf er⸗ 
hielten Oeſterreich und Preußen je zwei Stimmen, die 
andern drei Königreiche je eine. Dieſer Plan war ge⸗ 


eignet, die Aufmerkſamkeit der europäiſchen Großmächte 


auf ſich zu ziehen. Sie hatten alle Urſache zu be⸗ 
haupten, daß unter dem Scheine einer bloßen Aus⸗ 
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doch leicht die Abſicht dahinter verborgen liegen konnte, 
Oeſterreichs und Preußens Macht auf Koſten Deutſch⸗ 
lands zu vergrößern. Die heftigſte Oppoſition indeß 
erfuhr dieſe Fünfherrſchaft aus dem Schooße der deut⸗ 
ſchen Staaten ſelbſt. Der ältere Freiherr v. Gagern 
war es namentlich, welcher im Intereſſe der übrigen 
Staaten Deutſchlands der Oppoſition das Wort ver⸗ 
lieh. Er machte anſchaulich, daß auch in der Pentar⸗ 
chie weſentlich nur die beiden Großmächte die Politik 
Deutſchlands in Händen haben würden, da die drei 
Stimmen der Königreiche Baiern, Hannover und Wür⸗ 
temberg gegen die vier vereinigten Stimmen von Preu⸗ 
ßen und Oeſterreich jederzeit in der Minorität fein 
würden, das nicht königliche Deutſchland aber gar 
keiner Vertretung gewürdigt war. Es gelang ihm, 
dieſe Beſorgniſſe den Höfen zweiten Ranges beizubrin⸗ 
gen und einem Plane augenblickliche Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen, welcher gleichſam als ein Amendement zur 
Pentarchie gelten konnte und welcher nichts anderes 
beabſichtigte, als wenigſtens neben den Königreichen 
noch eine Repräfentation des nicht königlichen Deutſch⸗ 
lands zu konſtituiren, und zwar fo, daß die nicht kö⸗ 
niglichen Fürſten und Regierungen Deutſchlands unter 
ſich eine beſondere Konföderation bilden ſollten, die als 
Fürſtenbund auf dem künftigen Bundestage eine 
Stimme wie Baiern und Hannover erhalten und in 
Gemeinſchaft mit den fünf Königreichen das geſammte 
föderirte Deutſchland vertreten konnte. Dadurch ka⸗ 
men auch in den Bundesrath vier gegen vier Stim⸗ 
men und einem Uebergewichte Preußens und Oeſter⸗ 
reichs war in der Abſtimmung ein entſprechendes Ge⸗ 
gengemicht verliehen. Ungeachtet dieſer Plan für die 
age der damaligen Dinge unläugbar manches Ver⸗ 
nünftige enthält, wurde er doch von den Mächten 
erſten und zweiten Ranges bald als unpraktiſch bes 
kämpft und bald gänzlich verworfen. — Noch viel 
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weniger ausführbar ſchien freilich ein vierter Vorſchlag, 
welcher dahin ging, ein konföderirtes Deutſchland mit 
alleinigem Ausſchluß der beiden Großmächte Oeſterreich 
und Preußen zu Stande zu bringen. Es war wohl 
einleuchtend, daß der Gedanke einer Vereinigung leb⸗ 
hafter von den kleineren Staaten Deutſchlands empfun⸗ 
den wurde, als von Oeſterreich und Preußen, weil 
dort ein wirkliches Bedürfniß zu Bündniß⸗ Gedanken 
führte, während Oeſterreich und Preußen auch für ſich 
allein im Stande geweſen wären, ihre Stellung im 
europäiſchen Staatenſyſteme zu bewahren. Allein ein⸗ 
mal war der erſt jüngſt wieder aufgehobene Rheinbund 
und ſein wenig patriotiſches Verhalten noch in zu fri⸗ 
ſcher Erinnerung, andererſeits war die Unmöglichkeit 
der Durchführung jener Idee zu einleuchtend, als daß 
ſie nicht ein Lächeln bei allen denen hervorrufen mußte, 
welche ſich die Macht der mit Ausſchluß bedrohten 
Staaten vergegenwärtigen, und endlich erſchien die 
Hilfloſigkeit eines ſolchen föderirten Deutſchlands ohne 
die ſchützenden Großmächte zu handgreiflich, als daß 
der Plan irgend in weiteren Kreiſen auf Beifall ſich 
hätte Rechnung machen können. Auch er fiel, wie die 
übrigen, und das reine Föderativſpſtem trug über alle 
jene Entwürfe den Sieg davon. 

Berlin, 14. Juli. Eben ſo wie der Miniſter von 
Ladenberg den über die Reform des Medizinalweſens 
gutachtlich verhandelnden Aerzten eine Reihe von Ge= 
genſtänden zum Anhalte für die Berathungen vorlegen 
ließ, hat derſelbe auch für die bevorſtehenden Verhand⸗ 
lungen der Profeſſoren über Reformen in der Verfaſ⸗ 
ſung und Verwaltung des Univerſitäten-Weſens eine 
Zuſammenſtellung von Vorſchlägen abfaſſen laſſen, zu 
deren Abgabe er bekanntlich die ſechs Landes-Univer⸗ 
ſitäten und die Akademie zu Münſter auffordern ließ. 
Es werden darin unter neun Abſchnitten die wichtig⸗ 
ſten akademiſchen Verhältniſſe behandelt, wobei die 
übereinſtimmenden und abweichenden Anſichten über⸗ 
ſichtlich neben einander geſtellt find, Von den ganz 
übereinſtimmenden Anſichten der gedachten Anſtalten er⸗ 
wähnen wir hier beſonders die: daß das Verhältniß 
der Privatdocenten weſentlich ſo bleiben möge, wie es 
jetzt iſt; daß ferner den Studirenden keine Theilnahme 
an den Rektor⸗Wahlen und anderen Angelegenheiten 
der Univerſitäts⸗Verwaltung geſtattet werden könne; 
endlich die faſt einſtimmig gewünſchte Normirung des 
Minimums der Gehälter. — Unter den ſehr verſchie⸗ 
denartig aufgefaßten übrigen Gegenſtänden ſei hier er⸗ 


wähnt, daß nur eine Univerſität die gänzliche Abſchaf⸗ 


fung der akademiſchen Gerichtsbarkeit, und nur eine 
Anſtalt die Beibehaltung der Teſtate für die Studiren⸗ 
den wünſcht. In Betreff der Stellung der Extraot⸗ 
dinarien hat beſonders Berlin die meiſte Begünſtigung 
für dieſelben vorgeſchlagen. (D. Ref.) 
C. B. Berlin, 14. Juli. [Der „ſiebente Sep⸗ 
tember “], ein geiſtreicher Pamphletiſt, der unter die⸗ 
ſer Benennung ſeit dem Tage des vorigen Jahres, den 
ſie anzeigt, ſeine Stimme öfter in Momenten der Kriſe 
hat hören laſſen, tritt auch jetzt mit einer Schrift: 
„Zur Propaganda der national⸗conſtitutionellen Partei“ 
hervor. Als ſeine Looſung bezeichnet der „ſiebente 
September“ — der ſich einen freimüthigen Widerſacher 
der Revolution nennt — Gotha! Schon hieraus 
erkennt man, welche Partei unter den National⸗Con⸗ 
ſtitutionellen, zu deren Gunſten dieſe Schrift Vorſchläge 
enthält, zu verſtehen iſt. Die Propaganda, die fie 
empfiehlt, ſoll ſich an den von der Gothaer Verſamm⸗ 
lung niedergeſetzten Ausſchuß, der aus Heinrich und 
Max v. Gagen, Hergenhahn, Mathy und 
Reh beſteht, anſchließen. Die propagandiſtiſche Kör⸗ 
perſchaft zur Durchführung der in Gotha feſtgeſtellten 
Grundſaͤtze ſoll den von Jahn in Vorſchlag gebrach⸗ 
ten Namen „Reichs⸗Verein“ führen und ſich in 
der Weiſe des Guſtav⸗Adolph⸗ und des Pius⸗Vereins 
verzweigen. Auch über die in dieſem Augenblick ſchwe⸗ 
bende Frage, die ſpezifiſch⸗preußiſchen Intereſſes iſt, über 
die Betheiligung an den Wahlen des 17. Juli, 
läßt ſich der „ſiebente September“ aus: Er hält die 
Abänderung des Wahlgeſetzes für einen Verfaſſungs⸗ 
bruch. Diejenigen, welche ſich am Wahlakte betheili⸗ 
gen oder eine Wahl annehmen, tragen ihrerſeits dazu 
bei, daß das Geſetz vom 6. Dezember außer Geltung 
komme und daß die Aufſtellung vom 30. Mai Geſetzes⸗ 
kraft erlange. „Was dieſer Erlaß aus eigener Kraft 
nicht vermag, das würde der Vollzug der Wahlen auf 
Grund deſſelben bewirken.“ Die Aufſtellung des neuen 
Wahlgeſetzes iſt dem „ſiebenten September“ gleichſam 
eine von der Regierung vor die Urverſammlung ge⸗ 
brachte Propoſition. Es handle ſich daher nur um 
Annahme oder Ablehnung dieſer Vorlage Seitens der 
Urwähler. Gleichwohl verwirft er dies Nichtwählen. 
„Die Folge der Wahlverweigerung, wenn ſie gelingt, 
wäre vielleicht nicht die Wiedereinführung des Abſolu⸗ 
tismus, ſo doch etwas wo möglich noch Schlagen⸗ 
deres — die ſofortige Annäherung an Oeſterreich, 
die Aufopferung der deutſchen Sache, die Garantie 
des Abſolutismus .. Rußland und 
kämpfen in Ungarn gegen unſere Freiheit! „u. 
Ihr vorläufiges Ziel iſt die Hintertreibung des deut⸗ 
ſchen Reichstags .... die Beſchleunigung und Herbei⸗ 
führung dieſes Reichstags iſt die Lebensfrage für 
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Preußen und die Freiheit des preußiſchen Volks, wie 
für das ganze Deutſchland und die Freiheit der deut⸗ 
ſchen Nation, auch der deutſchen Oeſterreichen 
Alle Freiheit iſt illuſoriſch ohne die Befreiung Deutſch⸗ 
lands von der öſterreichiſchen Fremdherrſchaft.“ In 
dieſem Sinne fordert der „fiebente September“ feine 
Partei auf zu wählen und der an und für ſich noch 
nicht gültigen Verordnung vom 30. Mai geſetzliche 
Geltung zu ertheilen. 


A. Z. C. Berlin, 14. Juli. Der Kammerherr 
v. Rhedtz, welcher däniſcher Seits am 11. Abends 
hier den Waffenſtillſtand unterzeichnete, und nach der 
deutſchen Reform bald darauf nach Kopenhagen zurück⸗ 
berufen ſein, oder wie uns geſtern mitgetheilt war, 
eine kurze Erholungsreiſe nach Töplitz angetreten haben 
follte, befindet ſich nach näherer Erkundigung zur Zeit 
noch immer in unſerer Mitte und hat nur jüngft auf 
einen Tag einen Ausflug nach Stettin gemacht, um 
dort mit einem däniſchen Staatsmann zu konferiren. 
Der Ratifikation des Waffenſtillſtandes Seitens des 
Kopenhagener Kabinets glaubt man hier zum Montag 
oder Dinſtag um ſo ſicherer entgegenzuſehen, als es 
ſich täglich mehr herausſtellt, daß Rußland und 
hauptſächlich England auf die Beendigung des 
däniſchen Krieges mit Deutſchland beharrlich drin⸗ 
gen, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß eine bewaffnete 
Intervention nöthig werden ſollte. Nach der erfolgten 
Ratiſikation wird Hr. v. Rhedtz die vorgedachte Babes 
reiſe wirklich antreten. — Das geſtern bereits erwähnte 
aus Königsberg hier eingetroffene 1. Land⸗ 
wehr-⸗Regiment hatte heute Morgen vor feinem 
Abmarſch nach Erfurt Parade auf dem Kreuzberg 
vor Sr. Majeftät dem Könige, der ſich in Begleitung 
des Prinzen Karl, Adalbert, des General v. Wrangel 
und einer glänzenden Suite eingefunden hatte. Der 
König nahm die Parade zu Fuß ab, und ließ dann 
das Regiment in Sektionen an ſich vorübermarſchiren, 
es geſchah dies unter den lebhafteſten Hurrahs der 
Wehrmänner auf Se. Majeſtät. Nach der Parade 
ließ der König die Offiziere einen Kreis um ſich ſchlie⸗ 
ßen und unterhielt ſich mit jedem Einzelnen. Der 
König ſah etwas blaß, ſonſt aber wohl aus. An ſeiner 
Kleidung bemerkte man die militäriſch⸗ ungewohnte 
Neuerung, daß der Oberrock nicht wie ſonſt bis zur 
Taille, ſondern bis unten herunter, etwa wie ein Pal⸗ 
letot zugeknöpft war. — Geſtern ließ das Kriegsgericht 
einen Kaufmann Hirſchfeld gefänglich einziehen, weil 
derſelbe bei der jüngſten Fortnahme von 8 königl. Ge⸗ 
wehren und einem Kaſten mit Munition in der Flei⸗ 
ſcherherberge bethelligt fein ſollte. Es ſcheint, daß die 
jüngſte Sitzung des Kriegsgerichts mit Rückſicht hier⸗ 
auf ausfiel. Mehr als 25 Zeugen “find dieſerbalb 
ſchon vom Kriegsgericht vernommen worden und wie 
man hört, ſollen noch mehr Perſonen betheiligt ſein. 
— Der Fürſt Michel Obrenowitſch befindet ſich 
auf ſeiner Rückreiſe von Petersburg nach den Donau⸗ 
Fürſtenthümern jetzt in Berlin. Er hat den Weg 
hierher zur See über Swinemünde zurückgelegt. — 
In höheren Beamtenkreiſen wird ein ſo eben von dem 
Beſitzer der hieſigen Porzellan-Manufaktur, Herrn 
Schumann und dem Disponenten der Maſchinen⸗ 
Bauanſtalt der Seehandlung zu Moabit, Hrn. Hänel, 
entworfener „Plan zur Verſorgung der Arbeitsunfähi⸗ 
gen im preußiſchen Staate, durch Gründung einer 
National⸗Invaliden⸗Kaſſe“ mit großer Aufmerkſamkeit 
beſprochen. Der Plan ſoll mit vieler Sachkenntniß 
und Umſicht ausgearbeitet fein und dadurch, ſowie 
durch ſeine humanen Prinzipien vor allen ähnlichen 
Plänen den Vorzug haben. — Zu der am morgenden 
Tage in Göttingen ſtattfindenden Jubiläumsfeier des 
berühmten Mathematikers und Aſtronomen Gauß, 
hat die hieſige königl. Akademie der Wiſſenſchaften 
eines ihrer ausgezeichnetſten Mitglieder, den Profeſſor 
Dirichlet⸗Lejeune mit einer Glückwunſch⸗Adreſſe 
abgeſendet. — Ein Theil der Werke Fr. v. Schle⸗ 
gels äfthetifhen und vermifhten Inhalts: die Briefe 
über griechiſchr Kunſt, die Abhandlungen über gothiſche 
Baukunſt, die Unterſuchungen über die Poeſie des 
Mittelalters und über Shakespeare, über die Grenzlinie 
des Schönen und über die Sprache der Indier, iſt 
kürzlich durch Millington ins Engliſche Überfekt wor⸗ 
den. — Man bemerkt hier ſeit einiger Zeit ungewöhn⸗ 
lich viel ruſſiſches Gold im Geldverkehr. Bei einem 
namhaften Wechsler wurden vor einigen Tagen allein 
5000 Thlr. in Gold⸗Rubeln, welche ganz neu aus der 
Präge gekommen zu ſein ſchienen, auf einem Brett 
umgeſetzt. 0 > 


©. B. Berlin, 15. Juli. Seit geſtern befindet 
ſich der Miniſter v. Manteuffel wieder hier. — 
Gegen den jetzt zum Stadtverordneten gewählten frü⸗ 
hern Bürgerwehroffizier v. Kunowski iſt eine Kri⸗ 
minalunterſuchung eingeleitet. Gegenſtand der Anklage 
ſollen Aeußerungen ſein, welche Herr v. K. bei Verhän⸗ 
ung des Belagerungszuſtandes im November v. J. 
gethan haben ſoll. 
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A. Z. C. Berlin, 15. Juli. Der Tabaksfabri⸗ 
kant Hirſchfeld, welcher vorgeſtern vom Kriegsge⸗ 
richt wegen vermeintlicher Betheiligung an den in der 
Schlächter⸗Herberge verheimlichten königlichen Waffen 
verhaftet wurde, iſt geſtern Abend um 10 Uhr, gegen 
ſein Ehrenwort, daß er ſich zu der am 18. ſtattfin⸗ 
denden öffentlichen Sitzung des Kriegsgerichts freiwil⸗ 
lig ſtellen werde, um das Urtheil zu vernehmen, wie⸗ 
der auf freien Fuß geſetzt worden. Es ſteht übrigens 
von demſelben eine Flucht wenig zu befürchten, da er 
Beſiter einer hieſigen großen Tabaksfabrik iſt, in wel⸗ 
cher mehrere Hundert Perſonen beſchäftigt werden. — 

ie Cholera, deren Zunahme wir ſchon in den letz⸗ 
ten Tagen meldeten, beginnt jetzt immer mehr um 
ſich zu greifen und bedeutende Opfer zu verlangen. 
— Diebſtähle nehmen hier in neuerer Zeit wieder 
ſehr überhand. Fortwährend ſieht man rothe Zettel 
an den Ecken, welche dergleichen ankünden. Beſon⸗ 
ders haben auch die Fremden an Taſchendiebſtählen 
zu leiden. So wurden dem Chef des Hamburger 
Hauſes H. B. Oppenheimer dieſer Tage 400 Rtt. 
aus der Taſche gezogen. — Von der hier zum Au⸗ 
guſt anſtehenden Gewerbeausſtellung hegt man 
große Hoffnungen. Zahl und Qualität der angemel⸗ 
deten Einſendungen ſollen ſehr bedeutend ſein. Man 
hofft, daß die Regierung Prämien, für die beſten Ein⸗ 
ſendungen ausſetzen wird. Außerdem wird eine Lotte⸗ 
tie angekaufter Gegenſtände ſtatt haben. — Das Fü⸗ 
ſilier-Batgillon des Kaiſer Alexander Gre⸗ 
nadier- Regiments, welches bis hieran noch in 
Sachſen zurückgehalten war, iſt heute Fund uf der 
Anhaltiſchen Bahn ebenfalls heimgekehrt und auf dem 
Bahn hee auf Kak : olenneſte empfangen wor⸗ 

den. Der Einmarſch glich einem wahren Triumph⸗ 
zuge. An der Spitze marſchirte eine Abtheilung des 
Veteranenkorps der Freiwilligen von 1813, hiernächſt 
folgte ein ſtarker Trupp von Mitgliedern des Treu: 
bundes, welche Preußenlieder ſangen, und demnächſt 
eine Abtheilung der Bärgerſchützen-Gilde in Uniform. 
Nunmehr erſchien der Kommandeur des Regiments, 
geführt von einer Suite, dann wieder eine ſtarke Ab⸗ 
theilung von Treubündlern und endlich das Bataillon 
ſelbſt. An die Spitze deſſelben hatten ſich die Gene⸗ 
rale v. Möllendorf und v. Wrangel, ſo wie der Prinz 
Albrecht geſetzt. Faſt alle Soldaten waren mit Blu⸗ 
men und Guirlanden, der Kommandeur und die Ma⸗ 
jors mit Lorbeerkränzen geſchmückt; viele Offiziere tru⸗ 
gen fächſiſche Orden und Medaillen, und dazwiſchen 
flatterten ſchwarz-weiße Bänder. Unter einem donnern⸗ 
den endloſen Hurrah, in Begleitung einer unzählba⸗ 
ten Volksmenge ging der Zug in die Stadt hinein. 
Aus allen Häufen flogen Blumen und Bougquetts, 
aus vielen Fenſtern wehten die Damen mit Tüchern 
und Schärpen. Wie eine gewaltige Lawine wälzte ſich 
der Zug nach dem Schloſſe, wo die Fahne abgebracht 
wurde, worauf man die Soldaten nach der Königs⸗ 
ſtadt in ihre Quartiere führte. — Die von Herrn 
v. Florencourt preſektirte konſervative Zeitſchrift 
wird vom 15. Juli ab in Roſtock im Verein mit einem 
Herrn Maaßen unter dem Namen „Norddeutſcher 
Korreſpondent“ herausgegeben werden. — Von dem ehe⸗ 
maligen Reichstagsgbgeordneten F. Violand werden 
in Hamburg „Enthüllungen aus Oeſterreichs jüngſter 
Vergangenheit“ erſcheinen. 


p. C. [Bergweſen.] Die ſchwachen Seiten des 
beſtehenden Syſtems treten immer ſchärfer in das Licht 
und hoffen wir, daß es dem die Reform wünſchenden 
Handels⸗Miniſter gelinge, eine beffere Zeit für das ge: 
drückte Gewerbe raſch herbeizuführen. Hier ein neuer 
Beleg für die Nothwendigkeit der Abgabenermäßigung. 
Der Mansfelder Ber bau erzeugt jährtich 20,000 
Zentner Kupfer und zahlt 46,000 Thle an Abgaben, 
alſo mehr wie 2 Thlr. pr. Zentner, während der Ein⸗ 
gangszoll auf ausländiſches Kupfer nur 15 Sgr. be: 
trägt. — Die Abgaben von 1 Zentner Steinkohlen 
ſteigen in Weſtfalen dis zu 7 Pf. und der Zoll auf 
engliſche Steinkohlen beträgt 4 Pf. — Sodtche Bu: 
ſtände find nicht länger haltbar in unſern Tagen. 
Mögen die Wähler in Westfalen und Schleſien und 
Sachſen ihre Augen auf Manner richten, welche faͤhig 
und geneigt ſind, die Intereſſen des Bergbaues leben⸗ 
dig zu vertreten. 8 


„Koblenz, 13. Juli. Heute iſt der Befehl einge: 


troffen, unverzüglich die hier in Berciſchaft gehaltenen 


Belagerungs Geſchübe ſofort nach Raſtatt akzuſenden. 


Es werden aher morgen früh per Dampfer 18 Stück 


24, Pfünder von Metall, 10 Stück 21⸗Pfünder von 
Eisen, 12 Stück 12. Pfünder von Mitill,.. 8 Stück 


25 pfändige Haubizen von Metall, 4 Stück Opfän⸗ 


dige Haubitzen von Metall, 10 Slück 7pfündige Mör⸗ 
ſee von Metall, 8 Stück 25pfündige Mörſer von Ei; 


80 F alſo 7U Stück mit dem nötbigen Belagecungs⸗ 
Tiain in Begleitung der hieſigen Iten, F.eſtungs Kem 
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pagnie unter dem Kommando des Hauptmannes von 
Seckendorf von hier abgehen. (K. 3.) 

Münſter, 12. Juli. Temme hat ſchon ein zwei⸗ 
tes Verhör gehabt und darin, ſo wie in dem erſten, 
jede Auslaſſung über feine, Wirkſamkeit als Abge⸗ 
ordneter — wie ich ſchon erwähnt, bildek ſeine Be⸗ 
theiligung an der Wahl der Reichsregentſchaft und an 
den hiermit in Verbindung ſtehenden Beſchlüſſen des 
Stuttgarter Parlaments den Anklagepunkt — aus dem 
einfachen Grunde abgelehnt, daß er bezüglich derſelben 
unverantwortlich ſei, daher auch in keinerlei Weiſe 
Rechenſchaft darüber abzulegen habe. Sein Antrag auf 
Entlaſſung aus der Haft, iſt von dem hieſigen Kreis⸗ 
Gericht abgelehnt. (D. 3.) 

Münſter, 12. Juli. Der hieſige katholiſche 
Verein hat in feiner geſtrigen Generalverſammlung 
beſchloſſen, an den bevorſtehenden Wahlen ſich bethei⸗ 
ligen zu wollen. Es wurde beſonders hervorgehoben, 
daß für die katholiſchen Intereſſen, fall die Ka⸗ 
tholiken ſich von den Wahlen ausſchließen würden, 
eine genügende Vertretung nicht wohl zu erwarten ſein 
dürfte. (W. M.) 

C. C. Aus dem Regierungsbezirke Stralſund 
wird uns die Mittheilung, daß dort Wechſelfieber 
und Maſern in großer Ausdehnung herrſchen, jedoch 
mehr läſtig als gefährlich. Die Witterung, bald zu 
kalt, bald zu trocken, hat in Pommern ſehr ungünſtig 
auf die Saaten influirt, und es wird daher der Er⸗ 
trag der Ernte im Allgemeinen nur ein up: „mäßiger 
fein. d dürften die Halbinſel Jasmund 
und einige Theile der Inſel Rügen, welche leichten 
Boden haben, von einem Mißwachs betroffen werden. 
Die gemeinnützige Bau⸗Geſellſchaft zu Berlin wird 
noch in dieſem Jahre 10 Häuſer mit 68 Wohnungen mit 
einer Baukoſtenſumme von 51,000 Thalern ausbauen 
laſſen. Von dieſem Gelde werden über 33,000 Thlr. 
für Arbeitslöhne verausgabt. — Der Krieg mit Dä⸗ 
nemark wird dem Handels- und Schifffahrts⸗ 
Verkehr immer drückender. An Seeſchiffen liefen im 
Mai und Juni nur 15 ein, von denen 14 beladen. 
Im Jaähte 1847 betrug in den beiden Monaten 
die Zahl der eingelaufenen Schiffe 129, im J. 1848 87. 
Ausgelaufen find: von Stralſund 15 Schiffe beladen, 
von Wolgaſt 2 Schiffe beladen, zuſammen 17 Schiffe 
beladen. Im Jahre 1847 betrug hingegen die Zahl 
derfilsen 207, und im vorigen Jahre 96. 

C. B. Aus der Provinz Sachſen, 14. Juli. 
[Die beabſichtigte Zuſammenziehung eines 
bedeutenden Truppenkorps bei Erfurt] hat 
durch den Umſtand, daß in dortiger Gegend ſchon ſeit 
längerer Zeit Einquartierungen und Durchmärſche auf 
den Bewohnern laſteten, eine Abänderung erfahren. 
Die mobile Kolonne wird in einer Stärke von 12,000 
Mann in die Gegend von Nordhauſen gelegt; die 
Stadt ſelbſt ſoll 2000 Mann Militär erhalten. Wie 
verlautet, wird auch Hannover in der Gegend von 


Göttingen ein größeres Truppenkorps aufſtellen. Zu 
welchem Zwecke dies geſchieht, iſt nicht bekannt; die 


darüber umlaufenden Gerüchte entbehren aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit. f N 
„Königsberg, 10. Juli. Heute erfolgte Seitens 
der Polizei bei dem Dr. Graff, welcher bekanntlich 
der Schriftführer des Komitees für volksthümliche 
Wahlen iſt, die Beſchlagnahme der Proklamation, 
welche das Komitee in Folge dis Beſchluſſes auf dem 
Provinzial⸗Kongreß vom 30. v. M. in vielen tauſend 
Exemplaren zur möglichſten Verbreitung im Lande bei 
dem Herausgeber der Neuen Königsberger Zeitung, 
Buchdruckereibeſitzer. Samter, hatte drucken laſſen. 
Gleichzeitig wurde auch bei Letzterem das Manuſkript 
der Proklamation und der Satz in Beſchlag genom⸗ 
men und reſp. verſiegelt. Die Unterſuchung wegen 
dieſer Proklamation iſt bereits vom Staatsazwalt 
aufgenommen und wird, wie verlautet, auch gegen 
das Komitee und den Drucker eingeleitet werden.“) 
D. Ref.) 


Deutſchlau d. 

Hannover, 14. Juli. [Ein halbamtlicher Ar: 
tikel der Hannov. Ztg.] Es iſt uns ſehr erfreu⸗ 
lich geweſen, durch die Deutſche Allg. 31g“ geſtern 
in den Stand geſetzt zu fein, den Test des Ver⸗ 
trages der drei Könige mitzutheilen.) Gewiß 
wied Niemand dieſen Vertrag leſen, ohne das befrie⸗ 
*) Die Red. der N. K. Z. meldet über das Einſchreiten 
der Polizeibehörde in ihrer Druckerei: Die Polizeibe⸗ 
hörde wollte heute (10. Juti) die in Nr. 130 d. 3, milge⸗ 
theilte Proklamatien des Previnzigkongreſſes mit Be: | 
ſchlag belegen, Fand aber keine Exemplare mehr vor, 
da ſie bereits vor einigen Tagen abgeliefert waren. 
Der Beamte verſicgelte auf, Befehl die Druckfermz 
soch wurden die Siegel nach einer halben Stunde wie⸗ 
der abgenommen, und man begnügte ſich, die Leitern 

durcheinander zu werfen. Es ſteht demnach eie un 
terſuchung dieſer Proklamation zu erwarten. 
S: Nr. 159 der Bresl. 31g. 
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der Breslauer Zeitung. 


digende Gefühl, endlich einmal den vollen deutlichen 
Beweis in Händen zu haben, daß hier im redlichſten 
Sinne nut dahin gearbeitet wird, zuerſt Ruhe, Ord⸗ 
nung und Sicherheit in Deutſchland, nöthigenfaus 
allerdings mit dem Schwerte, das der Obrigkeit dazu 
von Gott befohlen iſt, herzustellen; dann aber auch 
zweitens die Verfaſſung zu entwickeln, und endlich ſo⸗ 
fort dem Rechte vollſte Kraft zu ſchaffen. Noch er⸗ 
freulicher aber iſt es uns, heute im Stande zu ſein, 
die Reihe der Aktenſtücke vollſtändig abzuſchlie⸗ 
ßen, indem wir unten das Protokoll vom 26. Mai 


d. J. und die von den hannoverſchen Bevollmäch⸗ 


tigten zu demſelben übergebene beſondere Erklä⸗ 

rung mittheilen. Es fehlt allerdings noch die be⸗ 

fondere ſächſiſche Erklärung; allein da die han⸗ 
noverſche Erklärung am Schluſſe den weſentlichen In⸗ 
halt derſelden anführt, fo wird es darauf nicht fo fehr 

ankommen. Nachdem die Zeitungen ſich fo lange an g 

den mit dieſem Bündniſſe in Verbindung ſtehenden 

Aktenſtücken abgemüdet, lernen wir nun 
1) mit völliger Gewißheit, daß geheime Artikel 

gar nicht eriffiren, das Protokoll müßte ſolche 
doch erwähnen; 

2) daß die hannoverſche Denkſchrift nichts iſt, 
als die nähere Motivirung eines aner⸗ 
kannten Vorbehalts; N 
daß dieſer Vorbehalt im echteſten vaterländiſchen 
Sinne nur den Zweck hat, die Einheit und 
Ganzheit Deutſchlands zu erhalten und 
zu ſtärken; e 

4) daß die Entſcheidung über dieſen Vorbe⸗ 

halt dem Reichstage bleibt, und Hanno⸗ 
ver ſich nicht entziehen wird, dem Schluſſe des 
Reichstages zu folgen, wenn dieſer dem Bünd⸗ 
niß und dem vereinbarten Entwurfe geneigt 
ausfällt, oder die Zuſtimmung nachgehends er⸗ 
theilt. 

Dabei können wir aber nicht umhin, mit Anerken⸗ 
nung hervorzuheben, daß Hannover es nicht bei den 
allgemeinen Grundſätzen ſeines Vorbehaltes hat bewen⸗ 
den laſſen; ſondern daß es in der Denkſcheift vom 
1. Juni und deren Anlage, die wir nächſtens voll⸗ 
ſtändig geben werden, den Plan, durch den es ſeine 
Anſichten verwirklichen zu können glaubte, vollkommen 
ausgeführt und entwickelt aufgeſtellt hat. — Das be⸗ 
weiſet uns abermals, daß eine neue Zeit eingetreten 
iſt. Wie das Schiedsgericht die Gewähr leiſtet, 
daß die Zeit der finſteren Unterhandlungen und des 
Marktens um Recht und Unrecht vorüber ſei: ſo 
beweiſet uns dieſe Denkſchrift und ihre Anlage, 
daß das, Reich der Noten ein Ende habe. Es 
laſſen ſich in ſolchen Noten recht ſchöne Senti⸗ 
ments ausdrücken, wie ja auch Fürſt Metternich 
dem Verſtorbenen ſchrieb, er habe ſtets die Freiheit 
vertheidigt; alleen man kann das nicht faſſen noch 
greifen. Wir hoffen, daß fortan alle unſere Regie⸗ 
rungen keine halbfertige Gedanken, ſondern vollſtändig 
entwickelte, formulirte geben werden; Dinge, auf die 
man mit Ja und Nein antworten kann. Nur auf 
dieſem Wege können wir vorwärts kommen und es 
dahin bringen, daß die Fremden uns nicht mehr vor⸗ 
werfen: wir ſeien ein träumeriſches, unklares Volk. 
Mögen denn Andere, die dem Entwurfe nicht beiſtim⸗ 
men, möge Baiern, möge namentlich Oeſtetreich 
mit gleicher Deutlichkeit vortragen, was ſie wollen. 
Das allein kann Deutſchland fördern; jedenfalls aber 
verdient Der Dank, der voranging. — Möge nur 
Jeder das Seinige thun, daß ein Reichstag möglich 
werde. e — 

Die Aktenſtücke ſind folgende: 5 

Verhandelt zu Berlin, am 26, Mai 1849, Abends 10 uhr, 
in Gegenwart: N v 104 

des königlich preußſſchen Bevollmächtia ten, Generals 
v. Radowitz, r 
des königlich baerſchen Geſandten, Grafen von Ler⸗ 
chenfeld, 0 i d 
des koniglich ſachſiſchen Bevollmächtigten, Staals⸗Mi⸗ 
niſter von Beuſt, 7 ni 
des königlich hannevelſchen Bevollmächtigten, Staate⸗ 
Miniſters Stüve, ’ 1 
in Zuftand des königlich hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 1 Di 
Dis Protokoll führt 
der königlich preufiihe Eandgerigeraih Bloemer. 

Der Bevollmächtigte der königlich preußifhen Regierung 
legt als P opofliion ſeiner Regierung vor: 

a) den Entwurf der Verfaſſung für den zu bildenden 
deutſchen Bandesſtaat, wie dieſer Entwurf aus den 
zwiſchen den Regie ungen von Preußen, Baiern, Sach⸗ 

ſen ud, Hannover in den Sitzungen vom 17. 18., 

19., 20., 21., 22., 23, 21. und 26, dieſes Menats 

und Jahres Statt gehabten Conferenzen hee vorgegan⸗ 


gen iſt z f . ; 
b) den Entwurf des Wahlgeſetzes zu dem Verfaſſungsert⸗ 
wurf ad a) auf, Grund deſſen die Waßlen zur Bera⸗ 
thung und Vereinbarung über dieſen Verfaſſungsent⸗ 
wurf zwiſchen den Regierungen und der Volks⸗Keprä⸗ 
ſenta ion von den betreffenden Reg erungen demugchſt 
anzuordnen ſindz 5 en 


3) 


— "1809 


e) den Entwurf einer Note, mittelft welcher Preußen in eige⸗ gig wäre; welcher ferner dem Reſte der Reichsregierung 


nem Namen und im Auftrage der hier vertretenen und 

gegenwärtig zuſtimmenden Regierungen die Regierungen 

der ſämmtlichen übrigen deutſchen Bundesſtaaten zum 

Anſchluß an die in der Note ſelbſt näher präcifirte 

Propoſition unverzüglich einladen wird. 

Der Bevollmächtigte der königlich baierſchen Regierung 

iſt noch außer Stande, ſich über die gemachten Vorlagen 

der königlich preußiſchen Regierung auszusprechen, hält ſich 

demgemäß ſeine Erklärung offen und iſt der Hoffnung, dieſe 

Erklärung noch vor Entſendung der ade e erwähnten Note 
abgeben zu können. 

Die Bevollmächtigten der königlich ſächſiſchen und hanno⸗ 
verſchen Regierung erklären unter ausdrücklicher Bezuanahme 
und Hinweiſung auf ihre in den Konferenz: Protokollen der 
Sitzungen vom 17., 18., 19, 20., 21., 22., 23., 24. u. 26. 
laufenden Monats und Jahres niedergelegten Anſichten und 
Verwahrungen und unter Vorbehalt einer zunächſt die Ober⸗ 
hauptsfrage betreffenden nähern, dem heutigen Protokoll 

ſchriftlich zuzufügenden Erklärung, daß fie der in den vor: 
angeführten Vorlagen der königlich preußiſchen Regierung 
gemachten Propofition, Namens und im Auftrage der durch 
ſie vertretenen Regierungen, ihre Zuſtimmung ertheilen, die⸗ 
ſelben, wie hiermit geſchieht, formlich acceptiren und als 
nunmehr gegenſeitig rechtsverbindend anerkennen. 

Sie ermächtigen die königlich preußiſche Regierung zu⸗ 
gleich, den ſämmtlichen anderen deutſchen Regierungen auch 
im Auftrage ihrer Regierungen die at a, b und e vorange⸗ 
führten Vorlagen zuzufertigen, und außerdem in angemeſſe⸗ 
ner Weiſe zur Oeffentlichkeit zu bringen. 

Die Bevollmächtigten der königlich hannoverſchen Regie⸗ 
rung legen als Propoſition ihrer Regierung vor: 

d) den Entwurf zu einer näheren Feſtſtellung des Rechts— 
verhältniſſes, welches zwiſchen den durch den gegenwär⸗ 
tigen Abſchluß verbundenen königlichen Regierungen 
während des in der vorangeführten Note ad c. bezeich⸗ 
neten Proviſoriums eintreten wird. 

Die Bevollmächtigten der königlich preußiſchen und der 
königlich ſächſiſchen Regierung erklären, daß ſie der in dem 
vorangeführten Entwurf sub littera d. gemachten Propoſi⸗ 
tion der königlich hannoverſchen Regierung, Namens und 
im Auftrage der durch fie vertretenen Regierongen, ihre Zus 
ſtimmung ertheilen, dieſelbe, wie hiermit geſchieht, förmlich 
acceptiren und für nunmehr gegenſeitig rechtsverbindend an⸗ 
erkennen. 

Eine Deklaration zu dem Verfaſſungs Entwurf ad a., de: 
ren Abkaſſung noch einige Fliſt erfordert, iſt in der Note 
ad c. vorzubehalten. Der Entwurf zu dieſer Deklaration 
wird nach Anleitung und Maßgabe der protokollariſchen 
Aufzeichnungen in den Konferenz » Sitzungen vom 17., 18., 

„ 20., 21., 22., 23., 24. und 26. laufenden Monats 
und Jahres Seitens der königlich preußiſchen Regierung 
ausgearbeitet, und vor weiterer Entſendung und Veröffent⸗ 
lichung der königlich ſächſiſchen und hannoverſchen Regierung 
zur Kenntnißnahme, Prüfung und Zuſtimmung eingereicht 
wer den. 

Die ad littera a. b. c. und d. vorangeführten Vorlagen 
find zu dem gegenwärtigen Prorokolle, als deſſen integri⸗ 
rende Beſtandtheile, von den Bevollmächtigten der königlich 
preußiſchen, ſächſiſchen, hannoverſchen Regierung und dem 
Protokollführer paraphirt worden, und ſollen dem Proto- 
kolle urſchriftlich angefügt bleiben. 1 

Ueber dieſen Vorgang iſt das gegenwärtige Protokoll 
aufgenommen, und nach erfolgter Verleſung und Genehmi⸗ 
gung von den vorgenannten Regierungs⸗Bevollmachtig⸗ 
ten mit dem Protokollführer unterzeichnet worden zu Ber⸗ 
lin wie Eingangs. 

Für Preußen (gez.) von Radowitz. 

Für Baiern (gez.) Graf von Lerchenfeld. 

Für Sachſen (gez.) Freiherr von Beuſt. 

Für Hannover (gez.) Stüve. | 
(gez.) H. von Wangeuheim. 
(8 z.) Bloemer. N 

Die unterzeichneten königlich bang overſchen Bevollmächtig⸗ 
ten haben, der von dem koͤniglich preußiſchen Herrg Bevoll⸗ 
mädtigten ihnen vorgelegten Propoſition vücfihtlih der 
Geſtaltung des demnächſtigen Reichsoberhaupts 
und der Reichsregierung nachgebend, einen von ihnen 
für richtiger gehaltenen Entwurf bei Seite zu ſetzen ſich bes 
reit erklärt; diefelben finden ſich aber verpflichtet, der könig⸗ 
lich preußiſchen Regierung gegenüber ihre Anſichten über die— 
fen Gegenſtand nochmals auszusprechen. 

Nach der Anſicht der Unterzeichneten war es bei dieſer 
Frage die Aufgabe: 

1) Deutſchland in ſeiner Jategrität zu erhalten. 

Y Eine Regierungsgewalt zu ſchaffen, welche einerſeits 
der Eigenthümlichkeit Deutſchlands — ſeinen durch Geſchichte 
und lange Entwickelung feſt zuſammengewachſenen Staats: 
verbanden — die nöthige Gewähr leiſtete, andererſeits im 
Stande wäre, die Lenkung der böchſten ſtaatlichen Intereſſen 

Beutſchlands, d. h. die eigentliche Reichsregierung im ächten 

Geiſte der Nation mit ungehemmter, durchgreifender Kraft 

zu übernehmen. — 

Sollen dieſe Ziele erreicht werden, ſo muß Oeſterreich in 
voller Bedeutung bei Deutſchland bleiben, dem es durch geo⸗ 
graphiſche Lage, Nationalität und Geſchichte ſo enge verbun⸗ 
den iſt, daß jede Trennung eine unheilbare Wunde fein 
würde. Es muß die leider feit langem Zeitraume geförderte 

Entfremdung befeitigt, das geiftige Band der Einheit enger 

eſchlungen werden. . 

A Es müſſen ferner die höchſten Angelegenheiten der Na⸗ 

tion ihre Politik gegen Außen — die nach den Verhältniſ⸗ 

ſen der Gegenwart vor Allem in den Beziehungen des Welt⸗ 
handels ihre Grundlage und ihre Entwickelung findet — 
der Reichsregierung zur Verwaltung, dem Reichstage zur 

Ueberwachung gegeben werden, damit beide — und durch 

ſie die Nation — ſich an dieſen großen Gegenſtänden hal⸗ 

ten und heben. 5 

Es muß endlich der Regierung in ihrer Sphäre die Mög⸗ 
lichkeit freien und ungehemmten Handelns geſichert und der 
Zutritt zu den höchſten Ehren und Pflichten Deutſchlands 
allen Deutſchen gleich nahe gebracht werden. i 

Die Grundzüge zu einer ſolchen Geſtaltung der Dinge 
er die königlich hannoverſche Regierung gefunden zu 

aben. 

5 Wenn nun von königlich preußiſcher Seite ein Verfaſ⸗ 

ſungsplan feſtgehalten wird, welcher, wenn die demſelben 

um Stützpunkt dienende „union“ mit dem geſammten 

Iiterreichiſchen Kaſſerſtaate und die für dieſe Union vorge: 

ſchlagenen Regierungsformen durchgeführt werden ſollten, 

jene höchſten politiſchen Angelegenheiten der Rationalver: 
tretung gänzlich entziehen und ſolche einer Behörde über⸗ 
weiſen würde, die vom Reichstage vollkommen unabhän⸗ 


eine Form giebt, die allerdings der Geltung der Einzel⸗ 
ſtaaten ein bedeutendes Gewicht verleiht, die aber in Folge 
der Vertheilung nothwendig zuſammengehöriger Geſchäfte 
unter zwei verſchiedene Behörden Reibung und Schwäche 
bewirken muß; und welche endlich der Eiferſucht verſchie⸗ 
dener Länder gegen einander fortwährenden Stoff bieten 
wird: ſo bedauern die Unterzeichneten, darin um ſo weniger 
Beruhigung finden zu können, als die in dieſem Entwurfe 
thatſächlich gegebene völlige Entfremdung Oeſterreichs von 
Deutſchland nur geeignet ſein würde, jene Mängel auf das 
Schärfſte hervortreten zu laffen. 

Die Unterzeichneten haben daher nur einerſeits in der un⸗ 
abweislichen Nochwendigkeit einer Einigung der Regierun⸗ 
gen, andererſeits in den Erklärungen Oeſterreichs, auf eine 
Verfaſſung nicht eingehen zu können, welche die für Deutſch⸗ 
land unentbehrliche gemeinſchaftliche Volksvertretung und 
Legislation enthielte, eine Rechtfertigung für ihre Nachgie⸗ 
bigkeit gegen einen Verfaſſungsentwurf finden können, wel⸗ 
cher ihrer Anſicht nach den Bedürfniſſen Deutſchlands keines⸗ 
wegs genügt. 

Wie ſie aber in dem an die Spitze des Ganzen 
geſtellten Vorbehalte für Oeſterreich das Mittel 
erblicken, der notyhwendigen Gemeinſchaft Oeſter⸗ 
reichs mit Deutſchland ihre Geltung zu verſchaf⸗ 
fen, ſobald die dortigen Zuſtände einer beſtimm⸗ 
teren Anſicht der Dinge Naum gegeben haben 
werden; und wie ſie die Verpflichtung Deutſch⸗ 
lands den Rechten Dejterriichs aus der Verfaſ⸗ 
fung des deutſchen Bundes Folge zu geben, ans: 
drücklich anerkennen: fo müſſen fie dem künftigen 
Reichstage auch über dieſe oberſte Frage die wei- 
teren Verhandlungen vorbehalten. 

Zugleich aber vereinigen fie ſich mit den Be⸗ 
vollmächtigten der königlich ſächſiſchen Regierung 
für den beklagenswerthen Fal, wenn der gegen: 
wärtige Verſuch einer Einigung zu nichts als 
— Herſtellung eines nord: und mitteldentſchen 

undes führen möchte, in der Erklärung, daß 
für dieſe Eventnalität die Erneuerung der Wer: 

andlungen und die Umgeſtaltung des vereinbar⸗ 
ten Verfaſſungs⸗En wurfs ausdrücklich vorbe⸗ 
halten bleibe. 

Die unterzeichneten benutzen dieſe Gelegenheit zum Aus— 
drucke ihrer ausgezeichnetſten Hochachtusg. 

Berlin, den 26. Mai 1849. 

- (Unterz.) Stüve, Dr. H. v. Wangenheim. 

Hannover, 13. Juli. Die „Hannoverſche Zeitung“ 
macht folgende wichtige Bemerkung: „Die Deutſche 
Allgemeine Zeitung bringt den untenſtehenden Inhalt 
des Vertrags zwiſchen Preußen, Sachſen und Hanno⸗ 
ver mit der Bemerkung, daß ſie die geheimen Artikel, 
von welchem derſelbe dem Vernehmen nach begleitet 
ſein ſolle, noch dahin geſtellt ſein laſſe. Wir begleiten 
dieſe Mittheilung mit der Bemerkung, daß geheime 
Artikel überall nicht exiſtiren.“ (Wir haben 
den Wortlaut des Vertrages ſchon mitgetheilt ſ. Nr. 
159 d. 3.) 


Das Ende des badiſchen Aufſtandes. 

Karlsruhe, 10. Juli. Unſere neueſten Nachrich⸗ 
ten vom Kriegsſchauplatze ſtimmen darin überein, daß 
nun ſo ziemlich das ganze Land von den Inſurgenten 
geräumt iſt. Viele Orte des Seekreiſes ſind nun von 
den königl. preußiſchen Truppen beſetzt und heute noch 
erwartet man die Beſetzung von Konſtanz. Die Zei⸗ 
tungen find ganz angefüllt mit Hiſtörchen von der 
Wirthſchaft der Aufſtändiſchen im Oberland und See⸗ 
kreis. — Auch iſt wieder ſehr viel Geld von Do— 
naueſchingen aus nach der Schweiz verſchafft, dort 
aber mehrere Kiſten voll mit Beſchlag belegt worden. 
— Die vor Raſtatt liegenden preußiſchen Truppen 
wollen heute Abend in der Feſtung heftiges Gewehr⸗ 
feller gehört haben; es ſoll zwiſchen den Bürgern und 
den Aufſtändiſchen zu einem Kampfe gekommen ſein, 
weil die letztern die Feſtung immer noch nicht überge⸗ 
ben wollten; ſie erklärten vielmehr neuerdings: lieber 
Alle zu ſterben, als die Feſtung in die Hände der 
Preußen zu geben.“ 8 

Als Neueſtes über Raſtatt meldet die Ober-Poſt⸗ 
Amts⸗Ztg.: i 

Karlsruhe, 11. Juli. Geſtern ſchickten die In⸗ 
ſurgenten aus Raſtatt einen Offizier an den Befehls⸗ 
haber des Belagerungscorps und ließen demſelben ihre 
Bereitwilligkeit erklären, die Feſtung zu verlaſſen, falls 
ihnen freier Abzug mit den Waffen in der Hand be⸗ 
willigt würde. Für den Fall der Verweigerung daten 
ſie um eine Waffenruhe von zweimal 24 Stunden und 
um Medikamente für ihre Verwundeten. Das erſte 
Verlangen wurde natürlich abgeſchlagen, die beiden 
anderen Bitten aber genehmigt. Der aus Koblenz 
nachgeſandte Belagerungstrain iſt geſtern auf der Eiſen⸗ 
bahn hier angekommen und ſofort ins Lager befördert 
worden. Der Prinz von Preußen hat, nachdem das 
Hirſchfeldſche Corps das Oberland geſäubert und Frei: 
burg beſetzt hat, ſich zu dem Belagerungscorps vor 
Raſtatt begeben. Sein Hauptquartier befindet ſich in 
dem Schloſſe Favorite bei Kuppenheim. Wie ich höre, 
ſollen ſich drei Infanterie-Regimenter, das 12te, 26ſte 
und 31ſte, dieſelben Regimenter, die im vorjährigen 
Feldzuge in Schleswig⸗Holſtein das Danewirke erſtürmt 
haben, zum Sturm auf Raſtatt gemeldet, der Prinz 
jedoch, um nicht zu viel Soldaten und obendrein un⸗ 
nöthig zu verlieren, da ſich die Feſtung doch in keinem 
Fall lange mehr halten kann, ihnen die Bitte nicht 
bewilligt haben. — Heute Mittag find die beiden Dra⸗ 
goner⸗Regimenter und die reitende Batterie, welche von 
Freiburg aus ihre Unterwerfung angezeigt hatten, hier 
angekommen. Sie waren ſämmtlich zu Pferde, aber 


* 


nur die Chargirten trugen Waffen, die Attillerie war 
natürlich ohne Geſchütz. Mannſchaft und Pferde ge⸗ 
währten einen höchſt kläglichen Anblick; ſo hat das 
Unweſen der letzten Zeit und die Auflöſung aller Bande 
militäriſcher Disziplin die ſonſt ſo ſchmucken badiſchen 
Dragoner (das Leibregiment und 1. Regiment) herun⸗ 
tergebracht. Die Soldaten, welche von zwei Schwa⸗ 
dronen preußiſcher Küraſſiere des grünen Küraffier: Ne 
giments eskortirt wurden, find vorläufig in der Kaſerne 
Gottesau untergebracht worden. - 

Wie unfere Leſer ſich erinnern werden, wurde vor 
einiger Zeit viel geredet über die Erſchießung eines 
franzöſiſchen Agenten, Namens Weil, von Seiten de 
Inſurgenten. Jetzt giebt eine Mittheilung des „Frkf. 
Journals“ authentiſche Kunde über jenen Vorfall. f 

Baden-Baden, 10. Juli. Da ich aus mehreren 
Zeitungen immer noch erſehe, daß über das Schickſal 
des vormaligen Sprachlehrers Weil von Karlsruhe 
ein Dunkel herrſcht, ſo berichte ich Ihnen hiermit, 
daß gedachter Weil an demſelben Tag, den ich Ihnen 
in meinem erſten Bericht aus Raſtatt über dieſen Vor⸗ 
fall bezeichnete, in Raſtatt als Spion ſtand⸗ 
rechtlich erſchoſſen wurde. 

Freiburg, 10. Juli. Aus dem Oberlande erfährt 
man, daß die Preußen heute in das von den Frei⸗ 
ſchaaren verlaſſene Lörrach, eingezogen ſind und die 
Stadt, ohne Widerſtand zu finden, beſetzt haben. 
1500 Mann unter „Oberſt“ Blenker follen über den 
Rhein gegangen und ſogleich von den Schweizern 
entwaffnet worden ſein. Auch 14 Kanonen ſollen 
ſie auf Schweizergebiet überbracht haben. Nach hier 
eingekommener Nachricht hat Sigel ſein Armeekorps 
vollends aufgelöſt und gänzlich entlaſſen. Das Drama 
ſpielt jetzt noch ſeinen letzten Akt in Konſtanz, wo 
Peter. Heinzen, Kaiſer und Konſorten noch hertſchen 
und Geld und Menſchen preſſen. (Freib. Z.) 

Frankfurt, 12. Juli. Es ſcheint das Anſehen 
zu gewinnen, als ſolle die Beſchießung Raſtatts einſt⸗ 
weilen eingeſtellt werden. Wahrſcheinlich wird man 
ſich mit der Aufgabe begnügen wollen, dieſe Feſtung 
auf das engſte einzuſchließen, ihre Beſatzung durch oft 
wiederholte Angriffe zu ermüden, und ſie auf ſolche 
Weiſe ohne bedeutenden Verluſt an öffentlichem und 
Privateigenthum zur Uebergabe zu zwingen. 

= S. P. 3.) 

Der „Konſt. Ztg.“ wird aus Karlsruhe vom 
11. Juli geſchrieben: Die Bonner Deputation an 
den Prinzen von Preußen, wegen Begnadigung Kin⸗ 
kels iſt nicht vorg laſſen, ſondern an den General v. 
d. Gröben gewieſen worden. Derſelbe nahm das Be⸗ 
gnadigungsgeſuch entgegen, ohne ſich ausführlicher zu 
äußern. 

Karlsruhe, 12. Juli. Dieſer Tage find wieder 
mehrere preußiſche Verwundete im hieſigen Lazareth 
geſtorben. Viele Soldaten und Bürgerwehrmänner 
begleiteten die fern von den Ihrigen Dahingeſchiedenen 
heute zur Gruft. Auch der Typhus, der ſich in Folge 
der drückenden Hitze und der Beſchwerden des Lagers 
eingeſtellt hat, nimmt viele Opfer hinweg. Die Jahl 
der Verwundeten und Kranken in dem hieſigen Laza⸗ 
reth beläuft ſich auf 400. — Glaubwürdigen Nach⸗ 
richten zufolge, iſt es in Raſtatt vorgeſtern abermals 
zu einem Kampfe zwiſchen den Bürgern und den Auf⸗ 
ſtändiſchen gekommen. Die Erſteren wollten die Fe⸗ 
ſtung den Reichstruppen übergeben, wogegen ſich die 
Aufſtändiſchen, namentlich die badiſche Artillerie, erhob. 
Nach längerem Gefechte zwiſchen beiden Theilen mußte 
die wohlgeſinnte Bürgerſchaft in Raſtatt der Ueber⸗ 
macht weichen. Auf beiden Seiten ſoll man Todte 
und Verwundete zählen. (O. P. A. 3.) 

Konſtanz, 11. Juli, 4 Uhr Morgens. Das 
Drama geht zu Ende. Geſchütz und Fuhrwerk 
aller Art fährt ſeit einer Stunde zum Nheinthor herein, 
in unterbrochenen Abtheilungen folgen Truppenabthei⸗ 
lungen und Volkswehr. Der Rückzug iſt angeordnet; 
die fernere Vertheidigung iſt aufgegeben. Man lagert 
fi) auf dem Rathhausplatze, dort find auch ſämmt⸗ 
liche Kanonen aufgefahren. Der größte Theil der Sol⸗ 
daten liegt auf dem Straßenpflaſter und fhläft; andere 
fiehen in Gruppen beiſammen und erzählen ſich die er⸗ 
lebten Begebniſſe. Noch ſind ſie rathlos und unent⸗ 
ſchloſſen, was zu thun. Man beginnt, unter fie Geld 
auszutheilen. Jeder Mann erhält 5 Fl., dec Feld⸗ 
webel 6 Fl. Halb 5 uhr. Die Offiziere des 
Reſtes der Armee, der ſich nun in unſeren Mauern 
befindet, ſitzen bereits zu Pferde, unter ihnen Wer⸗ 
ner und Gögg. Die Mannſchaft ſteht in Reihe 
und Glied. Es mögen 1000 Mann ſein, worunter 
600 badiſche Linie, die übrigen kräftige Wehrmänner, 
mit 10 Kanonen und 10 Munitionswagen. Gögg 
beſteigt die Tribüne des Stadthauſes und hält eine 
Rede an die Soldaten, worin er von ihren Thaten, 
ihrer Hingebung ſpricht, ſodann erklätt, daß er es für 
Uebermuth hielte, noch ferner Blut zu vergleßen und 
Konſtanz, das fo viel für fie Alle zur Herbeiſchaffung 
ihrer Bedürfniſſe gethan, einem großen Unglücke Preis 
zu geben. Die Offiziere hätten ſich entſchloſſen, alle die 
freie Schweiz zu betreten und dort ihre Waffen 
niederzulegen. Er lade die Soldaten ein, das Gleiche 
zu thun. Er danke ihnen Allen, die ſo lange und 


treu mit ihm ausgehalten im Kampfe für die große 


Scache, wofür ſie gekämpft, und ſage ihnen im Namen 


der proviſoriſchen Regierung Badens ein Lebewohl. 
Es war etwas Ergreifendes, ein noch kampfmuthi⸗ 
ges, tapferes Korps Abſchied nehmen zu ſehen vom 


vaterländiſchen Boden, nachdem die Meiften von dieſen 


letzten, wie ich mich jetzt überzeugt, für etwas Hei⸗ 
liges gekämpft zu haben wähnen. Am ſchmerzlich⸗ 
ſten war der Uebertritt über die Grenze. Er 
fand um 5 Uhr ftatt. Eine Kompagnie Schwei⸗ 
zer machte Spalier, als das badiſche Korps das 
kreuzlinger Thor verließ. Advokat Stephani ritt voran 
und bat in lauter Anrede an die Schweizer um gaſt⸗ 
liche Aufnahme — ſie ward gewährt. Darauf ſenk⸗ 
ten die badiſchen Kolonnen das Gewehr, Kunzer kom⸗ 
mandirte Vorwärts, und lautlos gings über die 
Grenze. Die meiſten weinten. — Als ich in die Stadt 
zurückkehrte, wurde ausgeſchellt, daß in wenigen Stun⸗ 
den die deutſchen Reichstruppen einmarſchiren würden. 
Sämmtliche Waffen und alle Geſchübe der Badener 
werden im kreuzlinger Kloſter abgeliefert und dort auf⸗ 
bewahrt. 

Eglisau, 11. Juli, Morgens 3 Uhr. So eben 
iſt unſer Re, ierungs-Kommiſſar von einer Uaterre⸗ 
dung mit Sigel zurückgekemmen, in welcher ſich dee 
letztere beſtimmen ließ, ohne weitere Bedingungen das 
badiſche Gebiet zu verlaffen, die Schweiz zu be⸗ 
treten und ſich entwaffnen zu laffen. In einigen Stun 
den werden die Geſchütze nebft 1200 Mann über 
Eglisau marſchiren und wahrſcheinlich morgen, den 
12ten, in Zürich eintreffen. Eine andere Kolonne, circa 
000 Mann ſtark, wird über Rheinau, und die dritte 
800 — 1000 Mann über Schaffhauſen gehen. Die 
Unterredung mit Sigel fand in Lottſtetten ſtatt, Nachts 
12 Uhr. So eben treffen 3 Kompagnien des Bu: 
taillon Bantli hier ein. 1 

Vom Bodenſee, 11. Juli. Einmarſch ber 
Oeſterreicher in Würtemberg.] Mit dem Auf⸗ 
ſtand in Baden iſt es jetzt überall zu Ende, wir hoffen 
gründlich und für lange Zeit. Auch Konſtanz iſt 
bereits von Preußen und Reichstruppen beſetzt 
worden, wie es ſcheint, ganz unblutig; nur den zu⸗ 
letzt über den See fliehenden Freiſchaaren ſind noch 
einige Kugeln nachgeſchickt worden. Der angedrohte 
Einfall in Wüttemberg iſt kluger Weiſe von den 
Inſurgenten unterlaſſen worden. Doch haben ſich auch 
öſterreichiſche Truppen von Bregenz aus in 

ewegung geſetzt, um Oberſchwaden für jede Even⸗ 
tualität zu decken; ihr Einmarſch in Würtem⸗ 
berg iſt erfolgt. Ob die öſterreichiſchen Truppen 
ihren Marſch indeſſen auch jetzt, nachdem der badiſche 
Aufſtand niedergeſchlagen worden, noch fortſetzen wer⸗ 
den, ſteht dahin. — 12 uhr Nachts. Ich öffne 
meinen Brief noch einmal, um Ihnen zu melden, daß 
ſo eben eingetroffenen Nachrichten gemäß Sigel mit 
feinen Soldaten und Kanonen ſich haben eut⸗ 
waffnen laſſen (swifchen Rafz und Lotſtetten, Kan⸗ 
ton Zütich.) Morgen das Nähere. (A. 3.) 


Frankfurt, 12. Juli. Die Ober-Poſt-Amts⸗Ztg. 
erklärt die Angabe der Fr. Z., daß der Reichs verſer einen 
Reichstag zu berufen beabſichtige, für eine bloße Erfin⸗ 
dung. Einige Mitglieder der National-Verſamm⸗ 
lung hätten allerdings das Reichsminiſterium zu einem 
ſolchen Schritte zu bewegen geſucht; dieſes ſei aber weit 
entfernt, dem Reichsverweſer zu einer Maßregel zu ra⸗ 
then, die in dem gegenwärtigen Stadium der deut⸗ 
ſchen Angelegenheiten nur die Verwirrung vermehren 
würde. 5 

ee 11. Juli. Laut königl. Erlaß vom ge⸗ 
ftrigen hat die „Aufſendung“ der lehenbaren Würde 
des Fürſten Ludwig v. Oettingen Wallerſtein, nämlich 
der Kron⸗Oberſt⸗Hofmeiſterwürde und der damit ver⸗ 
bundenen Reichsrathswürde und ſonſtiger Rechte die 
lehenherrliche Genehmigung erhalten. Da nun dem 
Fürſten zur Wahl eines Abgeordneten keine formellen 
Hinderniſſe mehr im Wege ſtehen, fo beabſichtigt der⸗ 
ſelbe, wie wir, Hören, als Kandidat für den bevorſte⸗ 
henden Landtag aufzutreten. (A. 3. 

Nürnberg, 12. Juli. Geſtern Abend fielen hier 
abermals Reibungen zwiſchen Militär⸗ und Civilper⸗ 
ſonen vor, welche zu der traurigen Folge der Tödtung 
eines Bürgers, Vaters von vier Kindern führten. 

(Nürnb. C.) 

Weimar, 12. Juli. [Deutſche Angelegenheit.] 
Die hieſige Staatsregierung hat ſich nun auch, jedoch 
mit Vorbehalt der landſtändiſchen Genehmigung, dem 
preußiſchen Verfaſſungs⸗Entwurf angeſchloſſen, und es 
iſt daher ein umfaſſendes Dekret an den Landtag ge⸗ 
langt. Das Miniſterium verlangt darin die Einwilli⸗ 
gung des Landtags zum Anſchluß an das Schutz⸗ und 
Trugbündniffe der drei Königreiche, zu deren Reichs⸗ 
verfaſſungspropoſition, vorbehaltlich der durch einen 
Reichstag zu vereinbarenden Modifikationen deſſelben, 
ferner zur Annahme des dieſem Entwurfe beigegebenen 
Wahlgeſetzes, vorbehaltlich der durch die befondern Ver⸗ 
hältniffe des Landes gebotenen Modifikationen, endlich 
zum Anſchluſſe des Großherzogthums an das proviſo⸗ 
riſche Bundesſchiedsgericht in Erfurt. In dem De: 
krete wird ausgeführt, wie die Beſtrebungen der Re⸗ 
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gierung, das Großherzogthum nach einem andern Wahl⸗ 
gefege zu dieſem Reichstage wählen zu laſſen, ohne 
Erfolg geblieben ſeien. Es ſei jetzt kein anderer Weg 
zur Einigung Deutſchlands vorhanden, als der vorge— 
ſchlagene, und Jeder, der dieſen Weg verſperre, ſei, ohne 
es zu wiſſen, ein Feind des deutſchen Vaterlandes. 
Das Miniſterium macht die Zuſtimmung zu dieſem 
Dekrete zur Kabinetsfrage, und man ſagt, es würde 
bei nicht erfolgender Zuſtimmung zurücktreten. Andere 
glauben an eine Auflöſung des Landtags. Man meint 
übrigens, daß der Landtag, wenn auch * ſeine 
Zuſtimmung ertheilen werde, da er ſich außer Stande 
befindet, einen andern Ecfolg werſprechenden Weg ein⸗ 
zuſchlagen. (D. A. 3.) 
Braunſchweig, 13. Juti. In der heutigen Sitzung 
der Landes⸗Verſammlung ſtellte der Abgeordnete Holz 
landt folgenden Antrag: „Die Kammer wolle aus 
Veranlaſſung des laut offizieller Bekanntmachung der 
preußiſchen Regierung vom 10. d. M. abgeſchloſſenen, 
jedoch noch nicht ratifizieten Waffenſtillſtandes mit Da⸗ 
nemark 1) im Allgemeinen zu Protokoll ſich dahin aus⸗ 
ſprechen: ſie hege zu der herzoglichen Landesregierung 
das Vertrauen, dieſelbe werde nicht allein bei der pro⸗ 
viſoriſchen 


Centralgewalt, ſondern vorzugsweiſe im Ver⸗ 
ein mit den beim Kriege mit Dänemark speziell bethei⸗ 
ligten Staaten nach Kräften dahin ſtreben, daß nicht 
durch einſeitiges Verfahren eines deutſchen Einzelftantes 
die Ehre Deutſchlands und das damit enge verbundene 
Intereſſe von Schleswig⸗Holſtein durch einen Waffen⸗ 
ſtillſtand oder Frieden preisgegeben werde; 2) zum Zweck 
beſondrer Maßregeln aber der Kommiſſion für die deut⸗ 
ſchen Angelegenheiten den Auftrag ertheilen, baldigſt, 
ſoweit es unſer particularer Standpunkt zuläßt, in Be⸗ 
zug auf das diesſeitig einzuſchlagende Verfahren in jener 
wichtigen Angelegenheit befondere Vorſchläge zu machen.“ 
Der Antrag ward durch die Unterſchrift ſaͤmmtlicher 
anweſenden Kammermitglieder (44) unterſtützt, und man 
beſchloß ſofort ihn auf die morgige Tagesordnung zu 
ſetzen. (Z. f. N.) 
Köthen, 12. Juli. In der heutigen Sitzung des 
Landtags erklärte der Miniſter Goßler auf eine In⸗ 
terpellation des Abgeordneten Wolter und Genoſſen, 
daß die Miniſter Habicht und Köppe in Deſſau ihre 
Entlaſſung eingegeben und aus wichtigen Gründen er⸗ 


halten haben, und daß der Regierungs-Präſident Plötz 


und der Bevollmächtigte Vierthaler zu ihren Nach⸗ 
folgern ernannt worden ſind. Der Abgeordnete Wol⸗ 
ter forderte hierauf die Verſammlung auf, dem abtre⸗ 
tenden Minifterium ihre Anerkennung durch Aufitchen 
auszuſprechen, worauf ſich die ganze Berfammiung 
erhob. (Magdeb. Z.) 
Dresden, 9. Juli. Von den Mitgliedern des vori⸗ 
gen Landtags fino nicht weniger als 38 der Bethei⸗ 
ligung am Mai⸗Aufruhr angeſchuldigt, darunter das 
geſammte Direktorium der zweiten Kammer; die eine 
Hälfte derſelben (Tzſchirner, Schaffrath, Fincke, Linke, 
Kell, Gruner, Köchly, Feldner, Berthold, Trauerſchmidt, 
Reimann, Helbig, Zſchweigert, Todt, Hoblfeld, Hitz⸗ 
ſchold, Oppe, Doͤrſtling, Heeren) wird durch Steckbriefe 
verfolgt; die andere Hälfte (Blöde, Röckel, Klette, 
Schmidt, Henſel, Dammann, Benſeler, Bertling, Meyer, 
Theile, Clauß aus Auerbach, Tſchucke, Arndt, Heub⸗ 
uer, Rewitzer, Gautſch, v. Trützſchler) find verhaftet; 
Fritzſche allein wurde freigelaſſen. Außerdem befinden 
ſich die ehemaligen Abgeordneten Hausner, Jäkel, Seg⸗ 


nitz und Kaifer auf der Flucht, ohne verfolgt zu fein. Im ⸗ 


Allgemeinen zählt man unter den Angeſchuldigten 35 Ju⸗ 
riſten und Bürgermeiſter, 24 Geiſtlichen und Lehrer, 
21 Kaufleute, 11 Schriftſteller und 11 Staatsdiener. 
Mehrere Bürgermeiſtereien und Pfarrämter ſind, da 
die Inhaber in der ihnen geſtellten Friſt nicht zurück⸗ 
kehrten, als erledigt zur Bewerbung ausgeſchrieben worden. 
f (D. 3.) 
Dresden, 12. Juli. Morgen rückt hier ein Ba⸗ 
taillon des preußiſchen 2. Gardelandwehr- Regiments 
(Märker, von Kotbus) hier ein und löſt das Füſilier⸗ 
bataillon von Kaiſer Alexander-Reg. ab, welches ſeit dem 
Straßenkampfe hier geblieben und den 15 d. nach 
Berlin zurückkehrt. Wir haben dann noch außer dem 
erſtgenannten ein Bataillon des 3. Gardelandwehr⸗ 
Regiments und eins vom 18. Landwehr⸗Regiment als 
Einquartierung; doch ſagt man, daß uns dieſe preu⸗ 
ßiſchen Truppen bis zum 5. Auguſt verlaſſen werden. 
was allerdings zu wünſchen iſt, da vollkommene Ruhe 
hier herrſcht und den ganzen Verhältniſſen nach nicht 
zu erwarten ſteht, daß dieſelbe irgendwie geſtört werde. 
— Die Zahl der hier weilenden und durchreiſenden 
Fremden mehrt ſich in erfreulicher Weiſe für Dresden 
von Tage zu Tage. 8. 
Dresden, 12. Juli. Vorgeſtern iſt das Gewand⸗ 
haus gänzlich von Gefangenen geräumt worden. Die 
noch übrig gebliebenen Arreſtanten wurden theils in 
der Frohnveſte, theils im Amthauſe untergebracht. — 
Kapellmeiſter Wagner und Profeſſor Semper ſind 
nun, da ſie ſich nicht geſtellt, gänzlich aus der Liſte 
der Staatsbeamten geſtrichen worden. (D. J.) 
Dresden, 13. Juli. Nachdem am 11. Juli das 
hieſige Stadtverordneten⸗Kollegium in geheimer Sitzung 
beſchloſſen hatte, einer von dem Stadtrath in Anre⸗ 
gung gebrachten Adreſſe an den König, worin er 


* 


um baldige Rückkehr nach der Reſidenz gebeten 
werden ſollte, beizutreten, wurde dieſelbe dieſen Morgen 
11 uhr dem König in Pillnitz von einer dazu erwähl⸗ 
ien Deputation, den Stadträthen Dr. Pfotenhauer, 
Dr. Hertel und Lehmann und den Stadtverordneten 
Redakteur Walther, Advokat Unger und Baſſenge, 
überreicht und von ihm huldvoll entgegengenommen. 
Vor Ueberreichung der Adreſſe erinnerte Dr. Pfoten⸗ 
hauer daran, daß eine verhängnißvolle Zeit zwiſchen 
dem gegenwärtigen Augenblick und der Stunde läge, 
wo es den ſtädtiſchen Behörden zuletzt geſtattet geweſen 
wäre, vor dem Könige zu erſcheinen. Ereigniſſe uner⸗ 
hörter Art hätten inzwiſchen das Herz des Königs bes 
| rührt, wären in entſetzlicher Weiſe Über das unglück⸗ 
liche Dresden hereingebrochen und hätten den Bewoh⸗ 
nern Wunden geſchlagen, dir nicht ſo bald vernarben 
3 Die Zeit und die Güte des Königs würden 
die Heilung herbeiführen. Der König möchte aber ſeine 
| verföhnende Anweſenheit der armen Stadt nicht länger 
entziehen, ſeinen hochherzigen Blick fortan nicht rück⸗ 
wärts, ſondern vertrauensvoll vorwärts wenden und 
jetzt den Ausdruck ungeſchwächter Ehrerbietung und An⸗ 
hänglichkeit, welchen die Deputatſon Namens ihrer 
Mitbürger hiermit beurkunde, huldvoll entgegenneh⸗ 
men. Der König las hierauf die Adreſſe mit der größ⸗ 
ten Aufmerkſamkeit durch und ſagte dann mit tiefbe⸗ 
wegter Stimme und ſichtlich ergriffen, saß allerdings 
die Ereigniſſe, welche Dresden, auf deſſen Treue und 
Liebe er ſtets ſo hohen Werth gelegt habe, betroffen, 
feine Bruſt tiefbewegt ergriffen hätten. Er könne nicht 
umhin, zu geſtehen, daß dadurch der Glaube an die 
Anhänglichkeit und Liebe des ſächſiſchen Volks an das 
angeſtammte Fürſtenhaus auf eine ſeinem Herzen ſehr 
ſchmerzhafte Weiſe erſchüttert worden wäre. Es ge⸗ 
reiche ihm aber zur Freude und Beruhigung, aus dem 
Schritte, welchen die ſtädtiſchen Behörden fo eben gez 
than, zu entnehmen, daß ſich die Ueberzeugung, wie 
Das, was er gethan, nur zum Beſten des Landes ge⸗ 
ſchehen, in Dresden nicht minder wie in ganz Sachſen 
immer mehr befeſtige. Dem ausgeſprochenen Wunſche 
werde er entſprechen und nach Dresden zurückkehren. 
Er würde dort verweilen, dafern ein fortgeſetztes ent⸗ 
ſchiedenes Feſthalten am Geſetz ſich kund gebe. d 
(D. A. 3.) 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 

Hamburg, 14. Juli. Geſtern Nachmittag ſind der 
preußiſche Major v. Manteuffel und der ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Departements-⸗Chef der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten, v. Harbou, ſowie der Regierungsbevoll⸗ 
mächtigte Francke mit Depeſchen, die Waffenſtill⸗ 
ſtandsbedingungen enthaltend, von Berlin kommend, 
durch Altona nach Schleswig paſſirt. Der Landesver⸗ 
ſammlung ſoll die Mittheilung zugegangen ſein, daß 
während des Waffenſtillſtandes Schleswig von Hol⸗ 
ſtein getrennt, eine aus einem däniſchen, einem preu= 
ßiſchen und einem engliſchen Kommiffär beſtehende Re⸗ 
gierung für Schleswig eingeſetzt werden, die jetzige 
Statthalterſchaft aber als Regierung für Holſtein be⸗ 
ſtehen bleiben, endlich das ſchleswig⸗-holſteiniſche Heer 
bedeutend reduzirt und die ſchleswig⸗holſteiniſchen Sol⸗ 
daten getrennt werden ſollen. Außerdem wird noch 
behauptet, daß Nord : Schleswig von ſchwediſchen, 
Süd - Schleswig von preußiſchen Truppen ſolle beſetzt 
werden. 

Kiel, 14. Juli. Der hauptſächlichſte Inhalt des 
von Preußen mit Dänemark abgeſchloſſenen Waffen⸗ 
ſtillſtandes, wie er aus guter Quelle hier geſtern 
bekannt wurde, iſt folgender: Schleswig wird von 
Holſtein getrennt und bekommt für die Zeit des 
Waffenſtillſtandes eine Regierung, aus drei Männern 
beſtehend, von denen Dänemark einen, Preußen einen 
und England einen wählt; (Col. Hodges foll Preußen 
ſich verbeten haben), Holſtein bleibt unter der Statt⸗ 
halterſchaft. Das nördliche Schleswig wird von 2000 
Mann ſchwediſcher Truppen beſetzt, das füdliche von 
2000 Preußen (wo iſt die Grenze); ſobald dieſes aus⸗ 
geführt iſt, hört die Blockade auf. Für den Frieden 
gilt als feſtſtehend, daß Schleswig zu Dänemark 
in eine politiſche Union trete; über fein Ver⸗ 
hältniß zu Holſtein im Uebrigen ſoll Schleswig ſelbſt 
beſtimmen. (21) (B.⸗H.) 

Hamburg, 13. Juli. Laut Privatb riefen aus Ko⸗ 
penhagen herrſcht daſelbſt große Trauer, welche die 
Freude und den Jubel Über den Vortheil, den die Daͤ⸗ 
nen bei Friedericia errungen, ſehr herabſtimmt; denn 
die Söhne der angeſehenſten Familien ſind 
gefallen. Die Zahl der Gefallenen ſoll nach dieſem 
Bericht die offiziellen Berichte um ein Bedeutendes 


überſteigen. 
Oeſterreich . 


N. B. Wien, 14. Juli. [Tagesbericht.] Ges 
ſtern Nachmittag iſt abermals ein Krankentrans⸗ 
port von 446 Mann von Preßburg hier angekom⸗ 
men. — Geſtern wurde unter einem großen Zulaufe 
von Menſchen ein Staatsgefangener unter Eskorte 
zur Stadthauptmannſchaft und von da ins Polizei⸗ 
haus gebracht. Es verbreitete ſich augenblicklich das 
Gerücht, daß es Pazmandp ſei. Wir können dagegen 


verſichern, daß es ein Franzoſe iſt, der von Krakau 
hierher transport wurde. Er nennt ſich Edyte Fer⸗ 
raſſeau. In Oſtrau ergriffen, wohin er ſich aus Un⸗ 
garn flüchtete, um dort ſeine durch die Winterſtrapa⸗ 
zen und elne Schußwunde in der linken Seite zer⸗ 
ftörte Geſundheit herzuſtellen, wurde er nach Krakau 
und von dort hierher transportirt. Er korreſpondirte 
noch von Oſtrau aus und ſcheint auch in den italie⸗ 
niſchen Wirren verflochten. Dem Vernehmen nach 
ſoll auch der franzöſiſche Geſandte von der Einbrin⸗ 
gung dieſes Gefangenen ſogleich in Kenntniß geſetzt 
worden ſein. — Miniſter Thienfeld iſt erkrankt, be⸗ 
findet ſich jedoch in dieſem Augenblick ſchon wieder 
etwas beſſer. Sobald er ſo weit hergeſtellt ſein wird, 
um die Reiſe vertragen zu können, wird er ſich für 
einige Wochen zur gänzlichen Wiederherſtellung auf 
ſein Gut in Steiermark zurückziehen. Dann wären 
nur Fürſt Schwarzenberg und Dr. Bach die ein⸗ 
zigen Vertreter im Miniſterium. — Ein erzbiſchöfli⸗ 
ches Cirkularſchreiben beſiehlt die ſtrenge Vollzie⸗ 
hung der Beſtimmungen in Betceff der Hauskapellen 
und Privatbethäuſer. Es ſollen diejenigen Anſtalten 
der Art geſchloſſen werden, die keine geſetzliche Exiſtenz 
haben. — Dieſer Tage wurden in Krakau drei In⸗ 
dividuen erſchoſſſen, die das Volk zu einer Ver⸗ 
ſammlung in einem Walde aufforderten und Einzelne 
gewaltſam hinzuführen ſuchten. Es iſt die unglückſe⸗ 
lige Verblendung dieſer Menſchen kaum zu begreifen, 
die unter ſolchen Verhältniſſen, nach den gemachten 
Erfahrungen, nicht aufhören, das Vergebliche zu un— 
ternehmen und die Befeſtigung der geſetzlichen Freiheit 
zu hintertreiben. — Dem Prager Appellations⸗ 
gericht kam der Auftrag zu, die Konkurſe für die 
nach der neuen Gerichtsorganiſation kreirten Stellen 
auszuſchreiben. Die Auskultanten erhalten Adjuten 
zu 3—400 Fl. C.⸗M. — Appellationsrath Hickiſch 
wurde zum Generalprokurator und Miniſterialkommiſ⸗ 
ſär bei der Organiſation für Böhmen ernannt. 

N. B. Wien, 14. Juli. [Ungariſche⸗Angele⸗ 
genheiten.] Auf der ganzen Trace von Raab bis 
Preßburg und Wien ſind beinahe in allen Stationen 
Feldſpitäler eingerichtet, in manchen Orte die Kirchen 
zu dieſem Zwecke geräumt worden. Leider iſt der 
Mangel an Aerzten noch immer ſehr fühlbar. — Das 
Gros der ruſſiſchen Armee unter Paskiewitſch war am 
12. d. in Hatvan und rückt am 15 in Peſth ein. 
Durch Entſendung einer Brigade nach Moor und ei⸗ 
ner nach Bitske wird die Verbindung der Donauar⸗ 
mee mit den in Peſth einrückenden ruſſiſchen Truppen 
bewerkſtelligt. — Pazmandi deſſen Gefangnehmung 
gemeldet wurde, iſt nicht der Expräſident dieſes Nas 
mens, fondern deſſen jüngerer Bruder, Vicegeſpann 
zu Komorn. — Vierzig kaiſerliche Ulanen ſind auf 
einem Streifzuge nach Neutra gekommen und haben, 
da fie die Stadt von den Magyaren verlaſſen fanden, 
die kaiſerllche Fahne daſelbſt aufgeſteckt. — Nach zu⸗ 
verläſſigen Nachrichten haben die Ruſſen auch Her⸗ 
mannſtadt beſetzt. — Aus Südungarn erfährt man 
Nachſtehendes: FMse. Ottinger hat am 5. d. aus dem 
Hauptquartier des Banus mit einer Kavallerie⸗Brigade 
und einer Batterie eine Rekognoszirung vorgenommen. 


Er wurde mit Uebermacht von den Magparen ange⸗ 
griffen und mußte ſich zurückziehen. — Als der Bi 


nus die Feſtung Peterwardein neuerlich zur Uebergabe 
aufforderte, wurde der Parlamentär von der Beſatzung 
mit dem Bemerken verhöhnt, ſie wiſſe beſſer wie die 
Dinge ſtehen und ſei der feſten Zuverſicht, daß der 
fein ſollende kroatiſche Ban bald von 3 Seiten um⸗ 
ſchloſſen und ſammt ſeiner Armee vernichtet ſein werde. 
— Die Cholera hat in der Bacska zwar nachgelaſ⸗ 
ſen, doch kommen wegen der großen Hitze und dem 
Mangel an Waſſer noch immer häufige Erkrankungen 
vor. — 53M. Nugent, der mit feinem. Korps in 
Warasdin eingetroffen war, um Über die Mur⸗Inſel 
gegen Kaniſcha vorzurücken, hat die Weiſung erhal⸗ 
ten, vorläuſig Halt zu machen und ſich auf die De⸗ 
fenſive zu beſchränken. — Auch in einigen Ortſchaften 
der Mur⸗Inſel iſt die Cholera ausgebrochen. — Nach 
einem Berichte des ruſſiſchen Generals Grabbe vom 8. 
d. haben feine Truppen Neufohl, Kremnitz und Schem⸗ 
nitz ohne Widerſtand beſetzt. Er ſelbſt wollte am 9. 
in Steinbach einrücken, um ſich mit F Me. Cſorich 
in Verbindung zu ſetzen. — Zwei kaiſerliche Dekrete, 
beide aus Schrönbrunn am 7. d. erlaſſen und von 
allen Miniſtern kontraſignirt, betreffen das eine Kroa⸗ 
tien und Stavonien, das andere Ungarn in beinahe 
übereinſtimmender Weiſe. Sie enthielten die Zuſage 


von Entſchädigungen für diejenigen, welche zum Bez, 


zuge von Urbarialſchuldigkeiten berechtigt waren, dann 
die einſtweilige Anordnung von Vorſchüſſen auf Ab⸗ 
»ſchlag nach vorausgegangener und zur Beſchleuni— 
gung vereinfachter Ausmittelung. Hierin ſind auch 

die Stelſorger hinſichtlich des Zehents einbegriffen, im 

Allgemeinen aber alle Jene davon ausgeſchloſſen, die 
ſich nicht von dem Verdachte einer Theilnahme an 
der Rebellion zu reinigen vermögen. 

(Amtl. Micth.] Nach den heutigen Betichten aus 
dem Hauptquartier Nagy Igman, fellte daſſelbe 
geſtern nach Alt-Gallas bei Dotis au' brechen. Die 
Verbindung mit dem Marſchall Fürſt Pas- 


Hainau noch in Nagy Igman. 
Berg iſt von Igman zu der großen ruſſ. Armee des 
Marſchalls, Fürſt Paskiewiez über Ofen abgegangen. 


1802 
kiewitſch, der zwiſchen Waitzen und Hatvan ſteht, 
iſt nun über Peſth hergeſtellt. Die gefangenen 
Honveds ſagen aus, daß ſie bei der letzten Schlacht 
nur auf zwei Tage Lebensmittel mit ſich führten, 
um ſich durchzuſchlagen. (W. Z.) 

N. Z. Wien, 15. Juli. Man vernimmt, daß der 
Kaiſer ſeinem Entſchluſſe, ſich zur Südarmee zu be⸗ 
geben, entſagt habe. — Den Erzbiſchöfen von 
Wien, Görz, Zara und dem Biſchofe von Brixen iſt 
die Geheimerathswürde zu Theil geworden. — Das 
Prager erzbiſchöfliche Konſiſtorium fordert in 
einem Circular alle Vikare auf, ſich auf eine geräuſch⸗ 
loſe Weiſe von den Geſinnungen der Geiſtlichkeit 
Kenntniß zu verſchaffen, auf dieſelbe belehrend und 
warnend einzuwirken und beſonders den jüngeren Kle⸗ 
= 1 überwachen, der vom Radikalismus nicht ganz 
rei ſei. 
litiſchen Behörde verſichert ſein, im Falle, daß ſtrenge 
Maßregeln nothwendig würden. Zum Schluſſe folgt 
die dringende Aufforderung, ein gewiſſenhaftes Bild 
der „Geſinnungen der Arbeiter im Weinberge des 
Herrn“ an das Konſiſtorium einzubringen. 

N. B. Wien, 15. Juli. (Ungar. Angelegen⸗ 
heiten.] Die Waffen der Südarmee ruhen für 
einen Augenblick. Es iſt die Stille, welche einem 
Gewittersſturme vorangeht, denn der Ban bereitet ſich 
zu ſchweren Kämpfen vor, da große Maſſen, man 
ſagt unter Anführung Bem's gegen ihn heranrücken. 
Wahrſcheinlich iſt, daß die im Norden von den Ruf: 
fen gedrängten magyariſchen Heerhaufen im Süden 
durchzubrechen verſuchen werden. In Veßprim und 
Weißenburg ſtehen noch Magyaren; auch fammeln fich 
große Haufen derſelben noch immer um den Platten⸗ 
fee. — Perczel kommandirt gegenwärtig in der Szol⸗ 
noker Gegend und zieht viel Landſturm an ſich. — 
Nach einer Mittheilung der neuen Allgemeinen Peſth⸗ 
Ofener Zeitung ſind Vetter, Vecſey und Guyon 
in Arad eingezogen und die Feſtung iſt erſt beſetzt 
worden, nachdem die Beſatzung bereits 130 Pferde 
verzehrt hatte. — In Agram hat der Staats⸗ 
anwalt gegen Jene, welche daſelbſt Eljen Koſſuth 
riefen und Buſennadeln mit deſſen Portrait verkauf⸗ 
ten, auf Verluſt des Lebens und Vermögens angetra⸗ 
gen. — Geſtern find in Preßburg mehrere kriegs— 
rechtliche Urtheile über bekannte Perſonen verhängt 
worden; namentlich wurden verurtheilt: Anton von 
Marzib any, ehemaliger Obergeſpan und k. k. Käm⸗ 


merer, und Joſeph Verebelly, Stadtphyſikus zu 


Trentſchin, wegen Vorſchubleiſtung des Aufſtandes, 
beſonders durch Unterſchlagung des a. h. Manifeftes, 
und zwar erſterer zu einer Geldſtrafe von 20,000 Fl. 
C.⸗M., letzterer zu 10 monatlichem Profoßenarreſt in 
Eiſen. Ferner der penſionirte Rittmeiſter Supper 
wegen ciner Mittheilung an die Inſurgenten zur Ent: 
Kurs feiner, Dffisierscharge und Zjährigem Feſtungs⸗ 
arreſte. i 

*. Wien, 15. Juli. [Der Kaiſer. — Aus 
Ungarn. — Der Kaiſer von Rußland.] Se. 
Maſeſtät der Kaiſer iſt heute Nachmittag 3 Uhr nach 
Brünn abgereiſt, und wird morgen Abends zurück er: 
wartet. — Geſtern war das Hauptquartier des F. Z. M. 
Der ruſſ. G. L. v. 


Zwei Prieſter, ein Calviner und ein Katholik, welche 
den Koſſuth'ſchen Kreuzzug gepredigt hatten, find im 
Hauptquartier erſchoſſen worden. Die Armee 
der Magyaren bei Komorn verhält ſich ſeit 2 Tagen 
ganz ruhig. Aus Peſth hat man den Tagesbefehl 
des Meßaros über die unter ſeinem Oberbefehl 
erfolgte Wiederanſtellung des Dembinski ſtatt des ab⸗ 
geſetzten Görgey in vielen Exemplaren erhalten. Er 
fordert die Magyaren auf, dem Dembinski unbedingt 
zu gehorchen.“ Die Peſther Journale hatten den Gör⸗ 
gey wegen ſeiner früheren Unthätigkeit bitter angeklagt. 
— Aus dem Hauptquartier des Banus ſind Berichte 
bis 11. eingegangen, welche keine Veränderung mel⸗ 
den. Der Ban wartete noch immer die Operationen 
der Donau-Armee ab. Se. Maſeſtät der Kaiſer Ni: 
kelaus wird am 25. d. wieder erwartet. 
Se. k. k. Majeſtät geruhten über Antrag des Mi⸗ 
niſterrathes mit allerhöchſtem Handſchreiben vom 9. Juli 
dem Fürftbifchofe von Breslau, Melchior Freiherrn 
v. Diependrock das Großkreuz des kaiſerl. Leopold: 
Ordens tarftej zu verleihen. W. 3. 
Preßburg, 12. Juli. Die ſeit Mai d. J. theil⸗ 
weiſe eingeſtellt geweſenen Perſonen- und Laſtzüge auf, 
der Preßburg Tyrnauer Eiſenbahn ſind ſeit 10. d. M. 
wieder in den regelmäßigen Gang getreten. N 
Czerus witz, 6. Juli. [General Bem und ſeine 


Truppen.] Zu den Details der Schlacht 3 Stunden 
hinter Biſtritz, worin der ruſſiſche General Grotenhjelm | 


den Inſurgenten eine Schlappe beigebracht, gehört un: 
ter andern auch der wichtige Umſtand, den wir aus 
ſicherer Quelle, nämlich aus dem Briefe eines ruſſi⸗ 


ſchen Oberoffi,iers an den hieſizen F Me. Fiſcher ſchöpf⸗ 


ten, daß von Truppen des General Bem, als ſie ſich 
auf dem Rückzuge befanden, 
wehre von ſich warfen, und ſich in ihre Heimat zer⸗ 
ſtecuten. Es ſind dies die neuausgehobenen mit Zwang 


Die Vikare können der Mitwirkung der po⸗ 


10,000. Mann die Ge⸗ 


hace eee Bems, größtentheils aus Roma⸗ 
nen und Sachſen beſtehend. Die gefangenen Honveds 
kommen nicht, wie anfangs die eſtimmung war, nach 
Czernowitz, ſondern man wird über „fie anders verfü⸗ 
gen. Den Ausſagen zweier Ueberläufer zufolge, foll 
unter den Truppen Bems eine große Entmuthigung 
herrſchen. Bem ſelbſt iſt am Körper ganz hinfällig, 
er kann kein Pferd mehr beſteigen und fährt in einem 
leichten Wagen. Noch immer gehen faſt täglich 50 bis 
100 Wagen, mit Proviant und Munition beladen, 
gegen den Süden ab, und das nördliche Operations⸗ 
Corps in Siebenbürgen ſcheint ſomit mit allem Nö⸗ 
thigen verſehen zu fein. Man ſpricht von 2 Spionen, 
deren man in Kimpolung habhaft geworden iſt. 
(Conſt. Bl. a. B.) 
5 Rußland. 

Kaliſch, 9. Juli. Die Generale Dehn und Tur⸗ 
kul, welche gegenwärtig den Fürſten Statthalter in 
Warſchau vertreten, haben neuerdings, wahrſcheinlich 
aus höherer Veranlaſſung, eine ſtrenge Verfügung er⸗ 
gehen laſſen, nach welcher fortan Niemand, weder 
vom In⸗ noch vom Auslande die Grenze paſſixen 
darf. Bisher war es noch möglich, daß Kaufleute, 
welche mit Päſſen verſehen waren, die der ruſſiſche 
Geſandte in Berlin unterzeichnet hatte, in Geſchäfts⸗ 
angelegenheiten aus Preußen in das Königreich Polen 
nach allerdings vielfachen Plackereien herüber konnten, 
dies hat aber ſeit geſtern aufgehört, und außer den 
ruſſiſchen und preußiſchen Poſtkondukteuren, welche hin⸗ 
über nach Oſtrowo und herüber nach Kaliſch reifen, 
darf keine Menſchenſeele über die Grenze expedirt wer⸗ 
den. — Die Veranlaſſung zu dieſer Abgeſchloſſenheit 
hat der Umſtand gegeben, daß unſere geheime Polizei 
mehreren fremden Emiſſären auf die Spur gekom⸗ 
men iſt, durch welche nicht allein die Ruhe des Lan⸗ 
des, ſondern auch die Perſon des Kaiſers gefähr⸗ 
det ſei. Der Angabe nach ſollen ſich 20 ſolcher aben⸗ 
teuerlicher Emiſſäre im Lande befinden und ihre Hab⸗ 
haftwerdung wird von unſerer Polizei ſehr eifrig be⸗ 
trieben. Das Polizeiperſonal iſt in neuer Zeit im 
ganzen Königreiche ſehr vermehrt worden und die Un⸗ 
terhaltung deſſelben abſorbirt jährlich, wie ich aus guter 
Quelle weiß, die Summe von 5 Millionen Silber: 
rubel. — Auf der Kirchendorfer Lagerſtätte iſt feit 
mehreren Tagen kein Zelt mehr zu ſehen und das 
Kriegsgetümmel hat bereits die friedliche Beſchäftigung 
des Ackermanns abgelöſt. — Alle Nachrichten aus dem 
Innern des Königreichs melden von ununterbrochenen 
Truppendurchzügen, und es iſt außer Zweifel geſtellt, 
daß im Rücken der in Ungarn opperivenden Armee 
eine impoſante ruſſiſche me wird. 

(K. 


B. f. B.) 
Frankreich. 

Paris, 11. Juli. [Die römiſche Angele⸗ 
genheit] iſt nunmehr in das zweite Stadium ihrer 
Entwickelung eingetreten. Die franzöſiſche Armee iſt 
Herr des Fort S. Angelo. Die Nachricht, daß die 
römiſche Municipalität zu kapituliren verlangt, traf hier 
unerwartet ein. Denn ſchon fing die Regierung an 
ungeduldig zu werden über das langſame Vorſchreiten 
der Operationen, was ſie namentlich der zu großen 
Aengſtlichkeit Oudinots zuſchrieb. Die Unter⸗Generale 
der römiſchen Expedition, namentlich der General Vail⸗ 
lant, waren mit dieſem Zaudern ſehr unzufrieden und 
haben auf Umwegen Bericht hierher erſtattet. Dies 
und die Verantwortlichkeit der Nationalverſammlung 
gegenüber beſtimmten endlich die Regierung, den Ge⸗ 
neral Bedau mit unbeſchränkten Vollmachten nach Rom 
zu ſenden. Dieſe Ernennung erregte bei der Rechten 
einiges Aufſehen. Denn gleichzeitig war dem General 
Lamoriciere die Geſandtſchaft in Petersburg und Herrn 
Drouin de Lhuys die in London verliehen worden. 
Und die Rechte ſah dieſe Bevorzugung der Führer des 
Cercle Conſtitutionnel ſehr ungern. Außerdem fürchtete 
man, daß das Minifterium dem Triumpirate etwa Con⸗ 
ceſſionen zu machen gedenke. Letzteres war jedoch nicht 
der Fall. Bedau hatte den Auftrag, ſich an Oct und 
Stelle zu überzeugen, ob die Operationen mit der ge⸗ 
hörigen Energie betrieben würden, und falls nicht, den 
General Oudinot zu erſetzen. Ehe der General aber 
noch nach Marſeille gelangt war, kam ſchon die Nach⸗ 
richt an, daß die Römer den Widerſtend aufgegeben 
hätten. Hierdurch gerieth das Minifterium in eine etwas 
ſchiefe Stellung zum General Oudinot und wied dies 
fen auf eine paſſende Weiſe wieder beſänftigen müſſen. 
Mittel werden ſich dazu ſchon finden laſſen, nicht alle 
Feldherrn ſind ſo ſpröde, wie der ehrenwerthe General 
Cavaignac. — Dies find aber Nebenſachen, die Haupt: 
ſache bleibt immer die Einnahme Roms. Frankteich 
iſt jetzt Herr im Haufe, Oeſterreich, Neapel und Spa⸗ 
nien haben das Zuſehen. Darüber iſt man hier ſehr 
vergnügt. Nun frägt ſich aber, was ferner anfangen? 
Die Meinungen im Kabinet waren gethellt. Die eine 
Partei, nämlich Odilon Barrot, Dufaure und Tocque⸗ 
ville verlangten, daß der Papft gleichzeitig mit feinem 
Einzuge in Rom eine Konſtitntion im modernen Sinne 
des Wortes verleihe, und daß die Regierung des. Kir: 
chenſtaats völlig ſäkulariſirt werde. Dieſer Anſicht ſtan⸗ 
den Fallour und, wie ich Urſache zu glauben habe, 
(Fortsetzung in der zweiten Beilage. 
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(Fortſetzung.) 

auch der Präſident der Republik entgegen. Dieſe mei⸗ 
nen, daß die Autorität des Papſtes nicht zu ſehr ge 
ſchwächt werden dürfe, wenn feine kirchliche Macht 
nicht darunter leiden ſollte. Noch weniger würde es 
mit dem Anſehen des Papſtes vereinbar ſein, ihm Be⸗ 
dingungen aufzuerlegen; man müſſe ihn jedenfalls in 
feine Rechte wieder einfegen und ſich darauf beſchrän⸗ 
ken, ſeinen Einfluß geltend zu machen, daß der alte 

uſtand aufhöre. Darüber iſt man alſo einig, daß 

eformen eintreten müſſen. Verwaltung und Juſtiz 
müſſen in die Hände von Laien kommen. Die Ge⸗ 
meinden follen ſich felbft regieren. Eine Nationalver⸗ 
tretung ſoll eine entſcheidende Stimme für alle Geld⸗ 
fragen, eine berathende für diejenigen haben, welche ſich 
nicht wohl von den geistlichen trennen laſſen, nament⸗ 
lich Unterricht und Auswärtiges. Dahin will man alſo 
ſeine Beſtrebungen richten und wird hierin gegen Oeſter⸗ 
reich entſchieden Front machen, falls es ſich etwa des 
Ohres des Papſtes bemächtigen wollte. Dies iſt, wie 
geſagt, die Anſicht der Partei Falloux, d. h. der Rech⸗ 
ten und ſie wird vermuthlich durchdringen. Uebrigens 
wünſchte man die Angelegenheit ſo ſchnell wie möglich 
beendet, um die Truppen zurückziehen zu können. Das 
letzte Treffen auf den Mauern Roms iſt ungemein 
blutig geweſen. Die Franzoſen nahmen zuletzt Alles 
mit dem Bajonnet, Gefangene wurden nicht gemacht, 
alles niedergemetzelt. Es war die Rache für den Ueber⸗ 
fall am erſten Tage. Dieſe Erbitterung ſoll bei den 


Freiſchaaren nicht wenig Bedenken erregt und die 


Haupturſache zu dem plötzlichen Entſchluſſe der römi⸗ 
ſchen Konſtituante geweſen ſein. 

—+ Paris, 12. Juli. [Tagesbericht.] Die Na: 
tional⸗Verſammlung beſchäftigte ſich in ihrer heutigen 
Sitzung nur mit Gegenſtänden von untergeordneter 
Bedeutung. Von der Linken war der Antrag einge⸗ 
bracht worden, neben den ſchon beſtehenden Handels: 
kammern auch ſogenante Gewerbekammern zu errichten, 
damit die Handwerker ſich über ihre Intereſſen bera⸗ 
then und etwaigen Streitigkeiten zwiſchen Unternehmern 
und Arbeitern vorbeugen könnten. Die Kommiſſion 
hatte ſich dagegen erklärt, weil dieſe Intereſſen durch 
die berathenden Fabrik⸗Kammern, die Handels⸗Kammern 
und die Räthe der Sachverſtändigen ſchon genügend 
verwahrt ſeien und man nicht Gelegenheit zur Bildung 
von Handwerker⸗Klubbs geben dürfe. Die Ver: 
ſammlung beſchloß, dieſem Gutachten gemäß, den An⸗ 
trag nicht in Erwägung zu ziehen. Gegen den von 
der Rechten ausgehenden Antrag, das jährliche Gehalt 
der Vertreter (täglich 25 Fr., alſo jährlich über 9000 Fr.) 
etwa um ein Dritttheil (auf 6000 Fr.) zu vermindern, 
wurde von der Linken gleich die Vorfrage verlangt. 
Doch wurde dieſelbe verworfen und man ging in die 
Berathung ein. General Cavaignac erklärt ſich ges 
gen die Verminderung des Gehaltes. Es ſei der 
Zweck deſſelben, nicht bloß ganz Mittelloſe für die ih⸗ 
rem Broterwerbe abgezogene Zeit, ſondern auch dieje⸗ 
nigen zu entſchädigen, die ihre Anſtrengung in höhe⸗ 
tem Grade verwerthen müßten. Das Geſetz wolle das 
Volk in ſeiner Wahl und die Kandidaten in der An⸗ 
nahme des Mandats nicht durch Rückſichten auf ge⸗ 
wiſſe materielle Intereſſen beſchränken, ſondern den Ein⸗ 
tritt in die Volksvertretung ohne weſentliche Opfer für 
jeden Stand möglich machen. Nach dieſen einfachen 
Bemerkungen wird der Antrag verworfen. Die 
National⸗Verſammlung wird bis zum Montag keine 
öffentliche Sitzung halten. Die Nachrichten über das 
Ergebniß der Ergänzungswahlen lauten entſchieden 
günſtig für die gemäßigte Partei. Die neu hinzukom⸗ 
menden Stimmen, die geſtern noch nicht berechnet wa⸗ 
ren, geben den eilf in Paris gewählten Kandidaten 
des konſervatſpen „Wahlvereins“ noch einen größeren 
Vorſprung vor ihren demokratiſchen Mitbewerbern. 
Bemerkenswerth iſt auch, daß die Militär⸗Wähler den 
konſervativen Kandidaten eine bedeutende Stimmen⸗ 
Mehrheit gegeben haben. — Auch in den Departe⸗ 
ments hat die gemäßigte Partei mehrere Etfolge er— 
rungen, wie folgende Nachrichten erweiſen: Im De⸗ 
partement der Rhone Mündungen ift der Kriegsmini⸗ 
ſter, General Rulhiere mit einer bedeutenden Mehr: 
heit gewählt. HErault: der Marquis von Dalma⸗ 
tien, Herr Napoleon Soult, hat einen glänzenden Sieg 
über Herrn Flocon, Exmitglied der proviſoriſchen Re: 
gierung, davon getragen. Maine und Loire: Admi⸗ 
ral Dupetit⸗Thouars mit großer Mehrheit gewählt. 
Nievte: Herr Manuel hat über Herrn Mouton, den 
demokratiſchen Kandidaten, geſiegt. Haut s Vienne: 
Herr Tirier hat Herrn Dupont (de Buſſac), einen 
Hauptſtimmführer des Berges in der Konſtituante, ge⸗ 
ſchlagen. Es find mehrere Miniſterräthe über die rös 
miſche Angelegenheit gehalten worden. Heute 
ſind die Geſandten Englands, Oeſterreichs, Neapels, 
Spaniens und Belgiens zu einer Konferenz bei dem 
Miniſter des Auswärtigen eingeladen worden. Der 


National meldet, daß Herr Hund, der Quaſi-Ge⸗ 
fandte der proviſoriſchen Regierung Badens, vor Ge⸗ 
richt die Aufhebung der Beſchlagnahme erwirkt hat, 
welche über eine von ihm bei dem Banquier Montaud 
niedergelegte Summe geordnet worden war. Man 
ſpricht von der Heirath Louis Lucian Bonapar: 
te's, des jetzt zum Vertreter gewählten jüngſten Soh⸗ 
nes von Lucian Bonaparte, mit der Tochter eines der 
reichſten Banquiers von Paris. Die Regierung ſoll 
die Nachricht erhalten haben, daß Mazzini in Lon⸗ 
don angekommen iſt. Belgiſche Blätter melden, auch 
Herr Victor Conſidérant ſei in Begleitung Le⸗ 
drü⸗Rollin's nach England entflohen. Sie waren 
mit Paſſen nach der Schweiz verſehen, ſcheuten ſich 
aber, das Rheinland zu paſſiren. 


+ Paris, 13. Juli. [Tagesbericht.] Heute 
fand auf dem Stadthauſe die offizielle Proklamation 
ſtatt der am Sten gewählten Deputirten des Seine⸗ 
Departements. Es ſind dieſelben, die ich Ihnen be⸗ 
reits in meinem vorgeſtrigen Schreiben gemeldet. Es 
waren zahlreiche Truppen⸗Abtheilungen aufgeſtellt, ber 
das Auditorium mangelte. — Lamar tine hat hier 
zwar nur 41,000 Stimmen erhalten; er iſt jedoch in 
den Departements zweimal gewählt. — Die Meldung 
von dem Erfolge der Rothen bei den Wahlen in den 
Departements war übereilt. Bis jetzt iſt nur gewiß, 
daß Jules Favre in Lyon gewählt if. —In meh⸗ 
reren Provinzialſtädten hat es Unruhen gegeben, na⸗ 
mentlich in Albi und Mouliet. — St. Etienne 
iſt überſchwemmt worden. — Ueber die Spaltung des 
Kabinets in Betreff der römiſchen Frage find heute 
wieder verſchiedene Gerüchte im Umlauf. Man ſpricht, 
daß Fallour feine Demiſſion angeboten hat. — Die 
Kammer⸗Majorität iſt ebenfalls geſpalten und zwar 
über das Preßgeſetz. Die Ultras finden die Regie⸗ 
rungs⸗Vorlage ungenügend, und Thiers hat ohne 
Rückhalt die Reſtitution der Septembergeſetze verlangt. 
Man macht die Bemerkung, daß ſich die Legitimiſten 
bei dieſer Frage weit liberaler zeigen, als die Konſer⸗ 
vativen des jüngſten Regiments. — Die Vertagung 
der National⸗Verſammlung wird wahrſcheinlich zu 
Stande kommen. Sowohl die Miniſter, als die Ma⸗ 
jorität der Kammer wünſchen es; die erſteren, weil es 
keinen Miniſter giebt, die ſich nicht bei der Abweſen⸗ 
heit des Parlaments wohl befände; die letztere, weil die 
Meiſten während der Ernte auf ihren Gütern ſein 
möchten. Nur die Linke iſt gegen die Vertagung. — 
Die Reifen mehrerer Mitglieder der zwei ex⸗königlichen 
Familien erregen hier einige Unruhe, wozu namentlich 
das Zuſammentreffen des Prinzen von Joinville 
und des Grafen von Chambord Veranlaſſung giebt. 
Daher die Hoffnung der leichtgläubigen monarchi⸗ 
ſchen Partei und die Furcht der leichtgläubigen repu⸗ 
blikaniſchen. Eins wie das Andere ſcheint jedoch un⸗ 
gegründet, da es begründet iſt, daß ſich die beiden 
Prätendenten gar nicht auf ihren Reiſen begegnet ſind. 
— Da ich einmal bei der Familie Orleans bin, fo 
will ich nicht unterlaſſen mitzutheilen, daß der vielfach 
verbreitete Glaube, Louis Philipp hätte ſo uner⸗ 
meßliche Reichthümer aus Frankreich mitgenommen, 
ein falſcher iſt. Es iſt nämlich offiziell konſtatirt, 
daß das Vermögen des Ex-Königs ſich auf 15 Mill. 
beläuft, die Schulden aber, die er in Frankreich hin⸗ 
terlaſſen hat, betragen 30 Mill. — Die Söhne ha⸗ 
ben indeß die Verpflichtung übernommen, die Schul⸗ 
den ihres Vaters zu bezahlen, und ſie unterhandeln 
ſchon lange um eine Anleihe, die aber bisher nicht zu 
Stande gekommen, weil alle Güter der Prinzen ſeit 
der Februar⸗Revolution unter Sequeſter ſtehen. Für 
den Augenblick find die Quellen der ex-königlichen Fa: 
milie folgende: Nach Beſchluß des Dekrets vom 27. 
Oktober 1848 bezieht der König eine Proviſion von 
400,000 Fr. jährlich, der Herzog von Aumale 200,000 
Fr., der Herzog von Nemours 100,000, die Königin 
140,000, der Prinz von Joinville 80,000, die Her⸗ 
zogin von Aumale 20,000 Fr. — Der Unterhalt des 
Schloſſes St. Leonard, welches die Familie bewohnt, 
koſtet 1200 Fr. täglich. — Die Herzogin von Or⸗ 
leans iſt in dieſem Augenblicke ganz arm. Der ihr 
im Heirathsvertrage zugeſicherte Wittwengehalt von 
300,000 Fr. jahrl. wird zwar als legitim anerkannt, der 
Miniſter Paſſy hat jedoch erklärt, daß er noch nicht weiß, 
unter welcher Form er dieſe Angelegenheit der Kammer vorzu⸗ 
legen habe. Die Herzogin hat daher auch noch keinen 
Sous erhalten. — General Oudinot iſt zum Groß⸗ 
Offizier des Kreuzes der Ehrenlegion ernannt worden. 
— Montalembert ſoll in einer außerordentlichen 
Miſſion nach Gaeta gehen. — Guizot iſt dieſer 
Tage auf ſeinem Landgute in Calvados angekommen. 
— In der Nacht vom Sonnabend zu Sonntag ſind 
5 Preußen, die des Mordes an dem Fürſten Lichnowski 
und dem General Auerswald in Frankfurt angeklagt 
waren und in Verdun gefangen ſaßen, aus dem Ge⸗ 


fängniſſe entſprungen. Die angeſtrengteſten Nachſuchun⸗ 
gen haben zu keinem Reſulte geführt. 


Jtalten. 

* * [Römifhe Angelegenheiten.] Eine 
Korreſpondenz aus Marſeille vom 9. meldet: Der 
Papſt wird ganz beſtimmt Gaeta verlaſſen, aber nicht, 
um ſich ſofort nach Rom zu begeben. Er geht zu⸗ 
nächſt nach Neapel, um daſelbſt in ſolenner Weiſe 
dem König Ferdinand für ſeine Gaſtfreundſchaft zu 
danken, von da begiebt er ſich nach Benevent, wo 
er ſich proviſoriſch niederlaſſen und ſpäter, je nachdem 
der von ihm abgeſchickte Legat in Rom empfangen 
wird, entweder in Rom oder Bologna ſeine Reſidenz 
aufſchlagen will. — Der Geſammtverluſt der Franzo⸗ 
ſen während der ganzen Dauer der Belagerung be⸗ 
trägt 209 Todte und 1122 Verwundete. Dagegen 
iſt der Verluſt der Römer bei weitem bedeutender. 
Das Regiment Roſelli allein iſt von 1750 Mann auf 
400 zuſammengeſchmolzen. — Die Konſtituante hat 
noch in ihrer Sitzung am 1. Juli mit Einſtimmigkeit 
die Konſtitution der Republik definitiv votirt. Sie 
dekretirte ferner, daß das neue Geſetz auf zwei Mar⸗ 
mortafeln eingegraben und im Kapitol aufgeſtellt werde, 
„als ein ewiges Monument des einſtimmigen Willens 
des Volkes, das durch ſeine Deputirten rechtmäßig 
vertreten iſt.“ Ehe die Konſtituante aus einander ging, 
dekretirte fie noch, daß ein feierliches Leichenbegängniß 
für Alle veranſtaltet würde, welche für die Republik 
geſtorben ſind. — Für die Verwundeten wurde einer 
von den Nationalpaläſten zum Hoſpiz beſtimmt. — 
Die Konſtituante, das neue Triumvirat und die Mi⸗ 
niſter waren auf ihrem Poſten und erfuhren erſt durch 
die Proklamation des Generals Oudinot, daß ihre Ge⸗ 
walten aufgehört haben. Man weiß übrigens noch 
nicht, was aus der Konſtituante geworden iſt, da ſie 
beſchloſſen hat, trotz der Auflöſungsordre des Generals 
Oudinot, ihre Verſammlungen fortzuſetzen. — Nach 
einem Pariſer Journal ſoll Oudinot dem Papſte die 
Schlüſſel der Stadt überſchickt haben. Dies ſcheint 
jedoch nicht ganz begründet zu ſein, da ein ſolcher Akt 
die abſolute Reſtauration des Papſtes impliziren würde. 
— Der „Times“ wird aus Civita Vecchia gemeldet, 
daß zwiſchen den Kobineten von Wien und Paris das 
beſte Einverſtändniß über die römiſche Frage herrſcht. 
Beide Regierungen ſind überzeugt, daß das Oberhaupt 
der katholiſchen Kirche in die freie Ausübung ſeiner 
geiſtlichen wie weltlichen Rechte vollftändig wieder ein 
geſetzt werden müſſe, ſei es nun nach der gemäßigten 
Verfaſſung, deren Initiative der Papſt ſelbſt ergriffen 
hatte, ſei es mit den von Roſſi vorbereiteten, konſti⸗ 
tutionellen Formen. 

* * [Sardiniſche Angelegenheiten.] Zu 
den bereits gemeldeten Urſachen, welche den Abbruch 
der Friedensunterhandlungen zwiſchen Oeſterreich und 
Sardinien herbeigeführt haben, iſt noch eine ſehr wich: 
tige hinzugekommen. Am 24. Dezember 1847 hatte 
Oeſterreich von den Herzogen von Parma und Mode⸗ 
na die Segratur einer geheimen Konvertion zu erlan⸗ 
gen gewußt, welche die unabhängigen Staaten dieſer 
Fürſten gewiſſermaſſen zu öſterreichiſchen Beſitzungen 
macht. Das Turiner Kabinet beeilte ſich, ſobald es 
von dieſem Faktum Kenntniß erhielt, gegen die Quaſi⸗ 
Mediatiſirung dieſer Fürſten, deren Unabhängigkeit 
durch die Wiener Verträge garantirt iſt, Proteſt einzu⸗ 
legen. Bei den gegenwartigen Verhandlungen in 
Mailand wollte Oeſterreich die günſtige Gelegenheit 
benützen, um Piemont zur Zurücknahme jenes Proteſtes 
und zur Zuſtimmung für jenes Projekt zu bewegen, 
welche die Grenzen Oeſterreichs bis über die Apenninen 
hinausdehnt. Piemont weigerte ſich entſchieden auf 
das Verlangen einzugehen, und hat eine hierauf be⸗ 
zügliche Note an ſämmtliche Mächte eingereicht, die 
die Wiener Verträge unterzeichnet haben. 

* Dem Vernehmen nach ſollen die Belagerungs⸗ 
arbeiten von Venedig wegen der häufigen Er⸗ 
krankungen unſerer Truppen während der heißen Jah⸗ 
reszeit unterbrochen werden und man würde ſich 
einſtweilen auf eine ſtrenge Cernirung der Stadt von 
der Land⸗ und Seeſeite beſchränken. Möglicherweiſe 
könnte die Unterwerfung der Stadt Venedig auf ſolche 
Weiſe ohne Blutvergießen erfolgen, da der Mangel an 
Lebensmitteln dort täglich drückender wird und mit der 
Pazifikation des übrigen Italiens die Ausſicht auf eine 
Hülfe von Außen immer mehr verſchwindet. 

94. ———— 


Lokales und Provinzielles. 


Breslau, 16. Juli. [Ueber die Zuſtände der 
hieſigen Univerfität] wird der „Berl. Deutſchen 
Reform“ von hier aus Folgendes berichtet: „Die Zu⸗ 
ſtände der Univerſität Breslau haben ſchon ſeit einiger 
Zeit, namentlich aber in dem noch nicht abgelaufenen 


Semeſter manche bemerkenswerthe Anomalie dargebo⸗ 
ten. Daß die akademiſchen Lehrerkräfte hier nicht 
recht zuſammen gehen und feſt in einander greifen, ver⸗ 
rieth ſich auf unſerer Hochſchule beſonders in der Zeit, 
wo die Cholera in Breslau auf die Höhe ihres omi⸗ 
nöſen Einfluſſes geſtiegen war. Die Univerſität war 
hier nahe daran, der Stadt wie dem ganzen Lande ein 
Beiſpiel zu geben, das ein ſehr erſchreckendes und läh⸗ 
mendes für den moraliſchen Muth geweſen wäre, der 
gerade in ſolchen Zeiten am meiſten aufrecht zu erhal⸗ 
ten iſt. Nachdem ſchon mehrere Lehrer ihre Vorle⸗ 
ſungen mitten im Faden des Vortrags geſchloſſen hat⸗ 
ten, und der Profeſſor der Geſchichte, Herr Röpell, 
nicht einmal von den ſeiner im Auditorium harrenden 
Zuhörern Abſchied nahm, ſondern ſich in jener heiligen 
Furcht sans Adieu aus der Stadt entfernte: ſtellte 
der Profeſſor Braniß ſogar im akademiſchen Senat 
den Antrag auf förmliche Schließung der Univerſität, 
der aber zum Glücke mit Erfolg bekämpft wurde. Man 
kann nicht ſagen, daß die Studirenden hierin den Leh⸗ 
rern mit dem ſchlechten Beiſpiel des Ausreißens vor: 
angegangen wären, denn die wenigen Profeſſoren, welche 
hier die Ausdauer gehabt haben, ihre Vorleſungen 
durchzuführen, ſehen ſich noch von einem ausreichenden 
Stamm ihrer Zuhörer umgeben. Sehr nachtheilig ha⸗ 
ben auch die vielfachen Beurlaubungen für politiſche 
und andere Zwecke auf den ganzen Lehr⸗Organismus 
gewirkt, wovon die hieſige Univerſität in der That 
empfindlich betroffen worden iſt. Die zur deutſchen 
Nationalverſammlung abgeordnet geweſenen Profeſſo⸗ 
ren Stenzel, Ambroſch, Kutzen, Tellkampf 
ließen ſeit Jahresfriſt ihre verſchiedenen Lehrfächer lie⸗ 
gen und konnten auch nach ihrer Rückkehr aus Frank⸗ 
furt nicht gleich wieder ins Geleiſe der Thätigkeit 
kommen. Drofeffor Tellkampf, der ſich zum Aus: 
ruhen von den frankfurter Stürmen einen friedlichen 
Aufenthalt in dem benachbarten Freiburg erkor, ver⸗ 
ſuchte von dort aus einige Male wöchentlich per Ei- 
ſenbahn in Breslau zu leſen, bis ihn ſeine Zuhörer 
dieſer Mühe überhoben. Ein anderer Profeſſor, Kries, 
iſt ſogar auf zwei Jahre beurlaubt und reiſt in Eng⸗ 
land; der alte würdige Petrefact des Kantianismus, 
Profeſſor Thilo, verlebt den Sommer in Marienbad. 
Der Profeſſor der ſlaviſchen Literatur, Celakowski, 
ſcheidet von der hieſigen Univerſität aus und nimmt 
einen gleichen Lehrſtuhl in Prag an. Die verdienſt⸗ 
vollen Profeſſoren Pohl und Regenbrecht hat lei⸗ 
der die Cholera in der Blüthe ihres wiſſenſchaftlichen 
Wirkens fortgerafft. Diejenigen Lehrer, welche über⸗ 
haupt aus Mangel an Zuhören nicht leſen, wollen 
auch wir unerwähnt laſſen. Dagegen ſind einige jün⸗ 
gere Kräfte ſehr regſam und glücklich geweſen, unter 
denen der neu hierher berufene Profeſſor Theodor 
Mundt mit ſeinen ungewöhnlich zahlreich be⸗ 
ſuchten Vorleſungen über Literatur und Po⸗ 
litit der neueren Völker, welche uns an die Zei⸗ 
ten von Wachler und Steffens erinnerten, gebüh— 
rend hervorzuheben iſt. Die Zahl der zum Hören der 
Vorleſungen berechtigten Studirenden betrug in dieſem 
Semeſter 777. 


Breslau, 16. Juli. [Feuer.] In der Nacht 
vom 14. zum 16. d. M. war um 1½ Uhr aber: 
mals Feuetlärm. Eine ſtarke Röthe zeigte ſogleich, 
daß das Feuer vor dem Schweidnitzer Thor ausgebro⸗ 
chen war und zwar war diesmal das ehemalig Poſt⸗ 
leben'ſche Haus, jetzt dem Herrn Grafen von 
Sierſtorpf gehörig, Gartenſtraße Nr. 21, Ecke der 
neuen Schweidnitzerſtraße, deſſen Heerd. So viel hat 
feſtgeſtellt werden können, iſt das Feuer in einer 
Waaren⸗Remiſe in dem Seitengebäude nach der neuen 
Schweidnißerſtraße zu, ausgebrochen. Der Wächter in 
der Gartenſtraße hörte nämlich gegen halb 2 Uhr einen 
ſtarken Knall in der Remiſe. Er eilte hinzu und ſah 
durch eine Oeffnung, den brennenden Spiritus bereits 
nach dem Vorderhauſe zufließen. Die Flammen theil⸗ 
ten ſich mit großer Schnelligkeit dem ganzen aus Bind⸗ 
werk beſtehenden Gebäude mit, welches in kurzer Zeit 
beinahe über und über in Flammen ſtand. Die Gluth 
war eine ungeheure, ſo daß die Fenſterſcheiben in dem 
gegenüber belegenen Preußler'ſchen Haufe zerſpran⸗ 
gen, obſchon die Luft von der entgegengefegten Seite 
kam. Das ſehr umfangreiche Haus mit ſeinen Ne⸗ 
ben⸗ und Seitengebäuden iſt bis auf den öſtlichen 
Seitenflügel ein Raub der Flammen geworden. Sehr 
zeitig waren die Speitzen, zuerſt die Keſſelſchlauchſpritze 
Nr. 1 und dann die Kaufmannsſpritze zugegen, leider 
war aber der Mangel an Waſſer äußerſt fühlbar. 
Verunglückt iſt Niemand. (Anz.) 
T In derſelben Nacht zwiſchen 11 und 12 Uhr ent⸗ 
ſtand in dem auf dem Graben Nr. 8 belegenen, der 
Wittwe Fleiſcher gehörigen, Hauſe und zwar auf 
deſſen, eine Stiege hoch, nach der Ohlau zu gelegenen 
Altane Feuer, welches jedoch bald, ohne erheblichen 
Schaden verurſacht zu haben, gelöſcht wurde. Die 
Entſtehungsart des Feuers iſt unbekannt. 


Breslau, 14. Juli. [Theater.] Vor ziemlich 
beſetztem Hauſe — dem vollſten, das wir ſeit längerer 
Zeit geſehen — gab geſtern das Taͤnzerpaar Mähl 
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vom Hoftheater in Kaſſel ſeine letzte Vorſtellung, welche 
dieſelbe lebhafte Anerkennung fand, deren ſich die ſämmt⸗ 
lichen früheren Vorſtellungen zu erfreuen hatten. Beide 
Säfte boten alle ihre Kräfte auf, um ſich ganz im 
Glanze ihrer Kunſtfertigkeit und Kunſt zu zeigen, und 
auch bei uns ihrem Namen einen guten Klang zu be⸗ 
reiten. Unter den drei letzten Piecen: Bearnaiſe, Quod⸗ 
libet und Tarantelle, fand Nr. 2 entſchieden den mei⸗ 
ften Beifall. Herr Mähl entfaltete die ganze Elaſti⸗ 
zität ſeiner fabelhaften Gewandtheit und diente ſo den 
graziöſeren Bewegungen der Frau Mähl zur willkom⸗ 


menen Folie. — Faſt nicht minder beifällig — und 
mit Recht — wurde „die Tarantelle“ aufgenommen, 


die vor dem Quodlibet noch den bedeutenden Vorzug 
hat, ein in ſich abgerundetes Ganzes zu ſein. Na⸗ 
mentlich gefielen auch hier die von Herrn Mähl ar⸗ 
rangirten, von beiden Gäſten getanzten Solis. Auch 
unſer, freilich ſchwaches, Corps de Ballet that ſein 
Möglichſtes, die werthen Gäſte zu unterſtützen. x. 

+ Breslau, 16. Juli. Heut tödtete ſich ein Lieu⸗ 
tenant a. D., indem er ſich den Hals und die Puls⸗ 
adern am linken Arm durchſchnitt. 


Glatz, 14. Juli. [Handwerker⸗Verein.] Die 
Anweſenheit des Herrn Schneidermeiſter Geier aus 
Breslau, welcher uns im Auftrage des Central⸗Hand⸗ 
werker⸗Vereins beſuchte, gab Veranlaſſung zu einer 
Berathung der Altmeiſter ſämmtlicher hieſiger Gewerke 
wegen der bevorſtehenden Wahlen zur ten Kammer, 
— Das Reſultat der Beſprechung lautete einſtimmig 
auf Nichtbetheiligung bei der Wahl, indem nach dem 
octroyirten Wahlcenſus und den hier herrſchenden Ver⸗ 
hältniſſen ſich die Unmöglichkeit zeigte, einen Wahl⸗ 
mann nach Wunſch durchzubringen. Dagegen beſchloß 
man, ſich insgeſammt an die Wahlmänner zu wenden, 
ihnen zu erläutern, daß es in ihrem eigenen Intereſſe 
liege, den Handwerkerſtand zu vertreten und einen Ab⸗ 
geordneten aus dem Handwerkerſtande in die Kammer 
zu bringen, gleichzeitig aber auch die von uns aufge⸗ 
ſtellten Candidaten der beſonderen Berückſichtigung zu 
empfehlen. (Volksbl.) 


Berichtigung. 

In dem Artikel „Breslau, 14. Juli,“ (die Urwäh⸗ 
ler⸗Liſten unſerer Stadt) in Nr. 162 dieſer Zeitung 
haben ſich folgende Fehler eingeſchlichen. — Nicht 591 
Urwähler zweiter Klaſſe beim Militär, ſondern 491 
Urwähler weiſen die Liſten nach und im Ganzen ſind 
nicht 23,447 Urwähler, ſondern 24,701 Urwähler 
laut den Liſten berechtigt, die 451 Wahlmänner für 
die Stadt Breslau zu wählen. 


Kannigfaltiges. 


A. Z. C. (Berlin.) Die hieſige Schleſinger'ſche 
Verlagshandlung hat fo eben dem unſterblichen Karl 
Maria v. Weber durch erſte Herausgabe der vollſtän⸗ 
digen Partitur der Oper: „Der Freiſchütz“ ein 
herrliches Künſtlerdenkmal geſetzt. Das unvergleichliche 
Werk, wird eine unerſchöpfliche Quelle des Orcheſter⸗ 
Studiums für junge Muſiker werden. In demſelben 
Verlage ſind ſo eben auch die von Kaliſch in ſeiner 
beliebten Poſſe: „Berlin bei Nacht“ eingelegten 
Lieder, welche ſo weſentlich zum Erfolg beigetragen 
haben, erſchienen, nämlich: Sehnſucht nach Kali: 
fornien,“ „Das iſt Berlin bei Nacht,“ „Ob 
Chriſtian oder Itzig.“ 

C. B. (Berlin.) Zwei neue journaliſtiſche Organe 
entgegengeſetzter politiſcher Parteien ſind ſo eben ins 
Leben getreten. Die gemäßigte Linke hat ſich ein ſol⸗ 
ches in den „demokratiſchen Blättern“ geſchaffen. 
Es iſt dies eine Wochenſchrift, die in Ratibor, wie 
es ſcheint unter den Auſpicien des Präſidenten von 
Kirchmann, erſcheint. Dies Journal kann publici⸗ 
ſtiſch zu großer Bedeutung gelangen, da die parlamen⸗ 
tariſchen Führer der Partei, die es vertritt, aus allen 
Provinzen Beiträge einſenden. Die erſte Nummer 
enthält Arbeiten von v. Kirchmann, Rodbertus, 
Koſch, Phillips, Arntz, Ziegler u. A. Die 
„Königszeitung“, das Organ des Treubundes, iſt 
ein neues Journal der Konſervativen dieſer Nüance. 
Der preuß. Adler, in deſſen Fängen eine Krone, iſt die 
Vignette des Blattes mit der Umſchrift „Jedem das 
Stine.“ Es erſcheint zweimal wöchentlich und macht 
Front gegen die Kreuzzeitung, die es als reak⸗ 
tionär bezeichnet. Der Inhalt der erſchienenen Num⸗ 
mer iſt nur inſofern von einigem Intereſſe, als dieſe 
über die bisherige Verzweigung des Treubundes Nach⸗ 
richten giebt. Redakteur iſt ein Subalternbeamter des 
Kriegsminiſteriums, Habel, der Gründer des Roya⸗ 
2 aus welchem der Treubund hervorgegan⸗ 
gen iſt.— 


Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 


In der Woche vom 8. bis 14. Juli d. J. 
wurden befördert 7100 Perſonen, und eingenommen 
16432 Rtlr. 


Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn. . 
In der Woche vom 8. bis 14. Juli d. J. 
wurden befördert 1214 Perſonen und eingenommen 
855 Rtlr. 2 
Krakau⸗Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 


In der Woche vom 8. bis 14. Juli d. J. 
wurden befördert 1374 Perſonen und eingenommen 
8984 Rtlr. 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn. 


In der Woche vom 8. bis 14. Juli d. J. 
wurden befördert 5681 Perſonen und eingenommen 
4164 Rtlr. 20 Sgr. 4 Pf. 
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Inſerate. 


Bekanntmachung. 

Da es verlautet, daß von Anhängern einer hieſigen 
politiſchen Partei beabſichtigt wird, morgen ſich an der 
Wahl von Wahlmännern für die Abgeordneten der 
zweiten Kammer nicht zu betheiligen, dagegen an die⸗ 
ſem Tage ſich zahlreich an öffentlichen Orten geſellig 
zu verſammeln, dieſe Zuſammenkünfte aber den An⸗ 
ſchein einer politiſchen Demonſtration gewinnen, und 
leicht den Charakter politiſcher Verſammlungen anneh⸗ 
men können, ſo hat das königliche Gouvernement ſich 
veranlaßt geſehen, dieſelben innerhalb des Belagerungs⸗ 
Rayons im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit zu 
verbieten. 

Dieſes Verbot wird hiermit zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht. 

Breslau, den 16. Juli 1849. 

Königliches Polizei⸗Präſidium. 
v. Kehler. 


Ungeachtet der Bekanntmachung vom 14. Mai, nach 
welcher jeder von auswärts Einpaſſirende, welcher als 
hier wohnbaft nicht hinlänglich bekannt iſt, ſich durch 
einen Paß oder eine Paß⸗ Karte zu legitimiren hat, 
kommen faſt täglich theils hieſige Einwohner, theils 
Fremde, von auswärts hier an, ohne ſich auf der 
Stelle legitimiren zu können, und halten dadurch nicht 
allein die polizeiliche Reviſion der Legitimation der 
Mitankommenden ungemein auf, ſondern ziehen ſich 
auch dadurch öfters unangenehme Weiterungen und 
ſelbſt ihre Verhaftung zu. Es ergeht daher die noch⸗ 
malige Aufforderung an die hieſigen Einwohner wie 
an Fremde ſich zu ihren Reiſen mit Päſſen oder Paß⸗ 
Karten zu verſehen, um ſo mehr als neuerdings Sei⸗ 
tens des königlichen Gouvernements angeordnet wor⸗ 
den iſt, daß die Controle ſchärfer als bisher gehand⸗ 
habt werden ſoll. 

Breslau, den 16. Juli 1849. 


Königliches Polizei⸗Präſidium. v. Kehler. 


Vom läten bis 15. Juli Mittags find an der 
Cholera 8 Perſonen als erkrankt, 5 als ge⸗ 
ſtorben und 3 Perſonen als geneſen; und von ge⸗ 
ſtern Mittag bis heute Mittag 7 Perſonen als er⸗ 
krankt, 4 als geſtorben und 2 Perſonen als geneſen 
amtlich gemeldet worden. e * 

Hierunter ſind an Militär⸗Perſonen erkrankt 4, ge⸗ 
ſtorben oder geneſen Keiner. 

Breslau, den 16. Juli 1849. 

Königliches Polizei-Praͤſidium. 


Die unterzeichnete Brunnen⸗Inſpektion zeigt hier⸗ 
durch an: daß ſeit der letzten Bekanntmachung keine 
weitere Erkrankungen an der Cholera 
hier vorgekommen ſind, der Ort ſich vielmehr, unge⸗ 
achtet der großen Anzahl anweſender und noch täglich 
eintreffender Kurgäſte eines befriedigenden Geſundheits⸗ 
Zuſtandes erfreut. 

Salzbrunn, den 15. Juli 1849. 

Reichsgräflich v. Hoch bergſche Freiſtandesherrliche 
/ Brunnen⸗Inſpektion. 


Bekam machung. 

Das geſtern auf der Gartenſtraße Nr. 21 ausge⸗ 
brochene Feuer iſt das erſte in dieſem Halbjahre und 
haben bei dem entſtehenden nächſten Feuer diejenigen 
Bürger, deren Feuerzettel auf das 2., 4. und 6. Feuer 
lautet, Löſchhülfe zu leiſten. 2 

Breslau, den 16. Juli 1849. 
Städtiſche Sicherungs⸗Deputation. 


Diejenigen Kreisrichter in der Provinz, welche 
bis zum 1. Juli e. Stellungen als Patrimonial⸗ 
richter inne hatten, werden hierdurch erſucht, ſich 
Sonntag den 22. Juli e. Vorm. 10 
in Schweidnit, im Gaſthofe zur Stadt Berlin, 
einzufinden, um daſelbſt in der Anciennitätsfrage die 
zur Abwehr der miniſteriellen Grundfäge nothwendigen 
Petitionen und Proteſte zu berathen und ſofort zur 
Ausführung zu bringen. 7 
Das proviſoriſche Comité der olim Patrimonialrichter. 


: Theater⸗Nachricht. 

Dinstag. Achtes Gaſtſpiel des Herrn 

Philipp Grobecker, Mitglied des König: 

(ſtädter Theaters zu Berlin. Zum zweiten 
Male: „Berlin bei Nacht.“ Poſſe 
mit Geſang in 3 Akten von D. Kaliſch. 
Muſik theils neu komponirt, theils nach 
bekannten Melodien arrangirt von F. W. 
Meyer. Der Urwahlen wegen 
* bt 208 hate Burean Vor: 
mittags geſchloſſen. 

Mittwoch: „Der Liebestrank.“ Komiſche 
Oper mit Tanz in 2 Akten, Muſik von 
Donizetti. 

. Verlobungs⸗ Anzeige. 

Die Verlobung unſerer Tochter Pauline 
mit dem Gutspächter Herrn Tietze von 
Hemmersdorf zeigen wir ermit, ſtatt jeder 
befonderen Meldung, ergebenft an. 

Wangen, den 15. Juli 1849. 

Bormann nebſt Frau. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
Pauline Bormann. 
Paul Tietze. 


Verlobungs⸗ Anzeige. 

Die heut vollzogene Verlobung unſerer 
zweiten Tochter Marie mit dem Juwelier 
Herrn Moritz Thuns beehren wir uns, al 
len Verwandten und Freunden ergebenſt an⸗ 
zuzeigen. 

Breslau, den 15. Juli 1849. 

Der Seiſenſieder⸗Innungs⸗Aelteſte 
G. Zimmer und Frau. 
Als Verlobte empfehlen ſich: 
Marie Zimmer. 
Moritz Thuns. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Heute früh um 4% Uhr wurde meine Frau 
Auguſte, geb. Conrad, von einem Mäd⸗ 
chen entbunden. 

Winzig, den 14. Juli 1849. 

P. Hanke, Apotheker. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die glückliche Entbindung meiner Frau 
von einem gefunden Knaben, zeige ich Be⸗ 
kannten und Freunden ergebenſt an. 

Breslau, den 15. Juli 1849. 

D. Fröhlich. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die geſtern erfolgte glückliche Entbindung 
meiner lieben Frau Bertha, geb. Pulſt, 
von einem geſunden Mädchen, beehre ich mich 
Verwandten und Bekannten, ſtatt jeder be⸗ 
ſonderen Meldung, ergebenſt anzuzeigen. 

Breslau, den 16. Juli 1849. 

Conſtantin Braun. 


Entbindungs= Anzeige. 
Heute Nacht iſt meine Frau von einem ge⸗ 
ſunden Mädchen gllicklich entbunden worden. 
Breslau, den 16. Juli 1849. 
Dr. Lilie. 


Todes: Anzeige. 

Das Beben Abend 7 Uhr nach einem drei- 
wöchentlichen Krankenlager erfolgte Ableben 
unſerer verehrten Tante, Chriſtiane Friederike 
eee Freunden und Be⸗ 

a ede 8 
aut e JR r befondern Meldung, hier: 


Saabor, den 13. Juli 1849. 
Die Hinterbliebenen. 


Todes: Anzeige, 
(Verſpätet.) 

Den heute früh 5 Uhr nach ſiebenmonatli⸗ 
chen Leiden erfolgten Tod unſerer theuern, 
innigftgeliebten Mutter, der verwittweten 
Frau Lieutenant Charlotte Hübner, geb. 
Stolzfus, in dem Alter von 72 Jahren 
2 Tagen, zeigen wir tiefbetrübt um ſtille 
Theilnahme Wr allen Verwandten und 

ekannten ergebenſt an. f 
water, [+3 11. Juli 1849. 

Die hinterlaſſenen Töchter: 
Mathilde und 
Etmire Hübner. 


— Todes-Anzeige. 
Unſere gute Mutter, die verw. Kriegsrä⸗ 
thin Bovet geb. Heinsky entſchlummerte 
heut ſanft in ihrem Szſten Lebensjahre. — 
Dies zeigen wir hiermit unſern Freunden 
und Verwandten um ſtille Theilnahme bit⸗ 
tend, ergebenſt an. 
Glogau am 14. Juli 1849, 
Die hinterbliebenen Kinder, Enkel und Urenkel. 


Todes⸗Anzeige. 

Nach mehrſtündigem Todes⸗Kampfe, ſtarb 
mir heut Abend nach 9 Uhr mein lieber und 
guter Freund, der königliche Feſtungsbau⸗ 
ſchreiber Herr Ludwig Franck. — Dieſes 
ſeinen auswärtigen Freunden zur Nachricht. 

Schweidnitz, den 14. Juli 1849. 

Fd. Löffler. 


> Todes⸗Anzeige. - 

Ein ſanfter Tod endete am 14. Juli Vor⸗ 
mittag 9 Uhr die langen Leiden des Orechs⸗ 
lermeiſter Johann Siebert in Schweidnitz. 

. Die Hinterbliebenen. 
—— —— —— —— — 
Todes⸗Anzeige. 

Am 15. d. Mts. ſtarb nach dreitägigem 
Krankenlager an der Cholera, der königliche 
Juſtiz⸗Rath Marſchner in Krotoſchin. Im 
tiefen Schmerze widmen dieſe traurige An⸗ 
zeige den entfernten Verwandten, Freunden 
und Bekannten: 

die Hinterbliebenen. 


Todes = Anzeige. - 
(Statt jeder befonderer Meldung.) 

Heute Morgen 11%, uhr verſchied an der 
Cholera und hinzugetretenem Typhus, unſer 
theurer Gatte und Vater, der königl. Kreis⸗ 
Gerichts⸗Controleur, Emil Dobermann, 
in dem Alter von 43 Jahren und 5 Mona⸗ 
ten. Der treueſte Diener ſeines Königs, ein 
unermüdlicher Geſchäftsmann, der treueſte 
Gatte, der liebevollſte Vater, wird ſein An⸗ 
denken nie aus unſerm Bm erlöſchen. 

Ohlau, den 14. Juli 1849. 

Adelheide Dobermann, geborene 
Ludwig, als Gattin. 
Alwine Dobermann, als Tochter. 
Todes = Anzeige. 
(Verſpätet.) 1 

Am 8. d. Mts. früh 10 uhr endete fanft 
nach nur achttägigem Krankenlager ſeine irdi⸗ 
ſche Laufbahn, der Holzhändler Joſeph 
Häusler aus Clarenkranſt. Er ſtarb an 
Lungenentzündung in einem Alter von 63 
Jahren. Dieſen für uns ſo ſchmerzlichen Ver⸗ 
luft zeigen wir tiefbetrübt feinen vielen Freun⸗ 
den und Bekannten, mit der Bitte um ſtille 
Theilnahme an. 

Clarenkranſt, den 14. Juli 1849. 
Eliſabeth Häusler, als Gattin. 
Eliſabeth Raſchke, geb. Häusler, 

als Tochter. > 
Ernft Häusler, als Sohn. 
Todes⸗ Anzeige. 

Am 7. d. M. entſchlief im Bade Charlot⸗ 
tenbrunn der hieſige Kämmerer Gottlieb 
Hiller, 51 Jahre alt, unter Hinterlaſſung 
eines nun elternlofen Knaben zu einem beſſern 
Leben. Wer den Verſtorbenen kannte, wer 
ſeiner jahrelangen Fürſorge für hieſige Ge 
meinde bewußt war, der wird unſern Schmerz 
ermeſſen, mit dem wir einen Mitbürger und 
Kollegen ſcheiden W 5 ** 

i u . 
e U eortnrten. 
Todes⸗Anzeige. 

Am 14. d. M. ſtarb hier an der Cholera 
und hinzugetretenem Typhus der Salarien⸗ 
Kaſſen⸗Kontroleur Dobermann. Erſt ſeit 
kurzer Zeit in unſerer Mitte, wird er den⸗ 
noch von Allen betrauert, weil er ſich in amt⸗ 
licher und außeramtlicher Beziehung die Liebe 
und Achtung aller ſeiner Mitbeamten zu er⸗ 

werben gewußt hat. 
Das geſammte Subalternen⸗Beamten⸗Per⸗ 
ſonal des königlichen Kreis- Gerichts 
Ohlau. ga 

Die zweite Beilage zu Nr. 162 der Voſſi⸗ 
ſchen Zeitung enthält zur Warnung für Ur⸗ 
wähler und Wahlmänner ein Verzeichniß der⸗ 
jenigen Mitglieder der Nationalverſammlung, 
welche am 11., 12., 13. und 14. November 
1848 trotz Verſetzung derſelben nach Branden⸗ 
burg und Erklärung Berlin's in Belage⸗ 
rungszuſtand forttagten und durch die neue 
Präſidenten⸗Wahl den (Herrn iſt natürlich 
weggelaſſen!) v. Unruh beſtätigten. Es iſt 
gleichgiltig, ob der Einſender des Inſerats 
wirklich v. d. Hagen heißt, da die Liſte im 
Ganzen richtig iſt; aber weniger gleichgiltig 
wird den Herren Baltzer, Gitzler, Nad⸗ 
byl und Wagner, welche ihren „katholiſchen 
Mitbürgern“ ziemlich unverblümt nur ſpeci⸗ 
ſiſch katholiſche Wahlen angerathen haben, 
der umſtand ſein, daß jene Liſte allein die 
verhältnißmäßig ſehr bedeutende Zahl 
von zwanzig römiſch⸗katholiſchen 
Geiſtlichen aufführt; woraus hervor⸗ 
geht, daß dieſe Männer weder durch ihren 
Stand, noch durch ihren Glauben von einer 
energiſchen Oppoſition gegen das Miniſterium 
abgehalten werden konnten. Es befinden ſich 
unter ihnen: ein Kanonikus, drei Pröbſte, 
vier Dechanten, neun Pfarrer, zwei Ka⸗ 
pläne und ein Oberkaplan, und wir ſind 
überzeugt, daß dieſe die Wahrhaftigkeit 
ihrer „katholiſchen Geſinnung“ nicht von 
einem Urtheile des Herrn Baltzer, Kandi⸗ 
daten für die zweite Kammer, abhängig ma⸗ 
chen werden. 


Naturw issenschaftliche 
Section. 

Mittwoch den 18. Juli, Abenos 6 Uhr, 
Herr Cand, med, Czermak über die Thei- 
lung der Nervenprimitivfasern, und der 
Sekretär der Sektion über fossile Stämme 
n der Steinkohlenformation. 


Fr DEE TE En A—ę4t— QI ꝓU t¼̃⸗o RTEETHEETEHER 

Antiquar Carl Wilh. Böhm, am 
Neumarkt N. 17, offerirt: Allg. kaufmänn. En: 
cyclopädie Z3te Aufl. 1838. f. 3 Rilr. Eytel⸗ 
wein, architekt. Mechanik u. Hydraulik, mit 
60 Abb. 1801. f. 22½ Sgr. Morgenbeſſer, 
kaufmänn. Rechenbuch. 2 Thle. 1827. ftatt 
2½ Rtlr. faſt neu f. 1 Rilr. Schellenberg, 
bürgerl. Rechenbuch, ohne Beiſpielſammlg. 
3 Thle. 1827. noch neu, ſtatt 1¾ Rtlr. für 
20 Sgr. Funke, Naturgeſchichte für Kinder. 
mit 12 Kupftaf. 1815. ftatt 2 Rtlr. f. 20 Sgr. 
Wander, Sprichwörterſchatz. 2 Bde. 1836. 
ganz neu. ſtatt 1 ½ Rtlr. f. 1 Rtlr. Goll⸗ 
niſch, Aufſatzübungen in d. Volksſchule. 1844. 
ſtatt 1% Rtlr. noch neu 2 Sgr. Kellner, 
Material z. Gedankenausdruck 1844. für 
15 Sgr. Ruggieri, die Kunſtfeuerwerkerei, 
mit 22 Tafeln. 1807. f. 20 Sgr. 


Für Ziegelbrennereien 
verkaufe ich eine Sorte oberſchl. Steinkoh⸗ 
len, und zwar große Stück⸗Kohlen à 24 Sgr. 
pro Tonne. 


Stegmann, 
auf dem oberſcheſ. Bahnhof, Iſte Einfahrt. 


Maſchinen⸗Geräthe, Vieh, Getreide, Feldfrüchte, 


1805 — 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn. 


Die Reftauration im Bahnhofe zu Freiburg ſoll vom 1. Oktober d. ab auf Jahre 
anderweit verpachtet werden und iſt ein Licitationstermin hierzu auf 
Montag, den 30. Juli d., Nachmittags 4 uhr, 
in unſerem Haupt⸗ Bureau hierſelbſt angeſetzt. 8 l 
= = Bedingungen der a find ſowohl in letzterem als auch bei der Bahnhof⸗ 
nſpektion in Freiburg zur Einſicht ausgelegt. 
Breslau, den 15. Juli 1849. Direktorium. 


Brücke in der Taſchenſtraße. 


Bei der am 19. die ſes Monats erfolgten Aktien⸗Verlooſung ſind die Aktien: 
3. 17. 18. 29. 27, 49. 50. 87. 91 und 143 
gezogen worden, deren Valuten nebſt Zinſen bis zu dem Zahlungstage unter Rückgabe der 
mit Quittung zu verſehenden Aktien bei dem mitunterzeichneten Kaufmann Scheurich 
(Neue 2 — . 5 ee find. 
e Verzinſung dieſer Aktien hört am 31. i d. 
Mit Einſchluß derſelben find 8400 Rtlr. des u plant ven 
Zugleich werden die Aktionäre erſucht, die am 1. 
alsbald bei Hrn. Scheurich zu erheben. 
Breslau, den 29. Juni 1849. 
Der Vorſtand des Aktien⸗ Vereins. 
(gez.) Becker. Bülow. 


Die Magdeburger Feuer⸗ 
Verſicherungs-Geſellſchaft 


conceſſionirt durch die Allerhöchſte Beſtätigungs⸗ 
Urkunde vom 17. Mai 1844 


mit einem Grund⸗Kapital von 
Einer Million Thalern 


übernimmt zu billigen feſten Prämien- Verſicherungen gegen Feuersgefahr, ſowohl in 
Städten, als auf dem Lande auf Gebäude, Mobilien, Waaren⸗Lager, Fabrikenlagen, 

{ ‚Sowohl in Scheunen als in Schobern, 
Waldungen, Lager von Brenn: und Nutzholz im Freien, wie in Gebäuden, überhaupt auf 
bewegliche und unbewegliche Gegenſtände, mit Ausnahme von Pulver, Pulvermühlen, Do⸗ 
kumenten und Geld. 

Die Geſellſchaft ſteht in der Billigkeit ihrer Prämien⸗Sätze gegen keine 
andere Anſtalt nach, gewährt bei Verſicherungen auf längere Dauer bedeutende 
Vortheile, und vergütet bei Brandſchäden allen Verluſt, welcher durch Feuer oder 
Blitz, ſei es durch Verbrennen, Beſchädigung beim Löſchen oder Retten, Niederreißen, Ver⸗ 
nichtung oder Abhandenkommen beim Brande entſtanden iſt. 

5 Ueberſicht des Gefchäfts = Betriebes im Jahre 1848 


Geſchloſſene Verſicherungen: 
vorgetragen aus dem Jahre 1847: 
Rthlr. 45,221,492 Verſicherung⸗Summe. Prämie: Rthlr. 101,555 20 Sgr. 6 Pf. 
Im Jahre 1848 neu geſchloſſen, 
einſchließlich auf kurze Dauer und 
Transporte: 
Rthlr. 279,802,965 Verſicherungs⸗Summe. Prämie: Rthlr. 195,653 3 Sgr. 6 Pf. 
Rthlr. 325,024,457 Verſicherungs⸗Summe. Prämie: Rthlr. 207,208 24 Sgr. — Pf. 
2. Mehrjährige Verſicherungen mit jährli⸗ 
cher Prämien⸗Zahlung Rthlr. 13,759,663 
und ſind dafür an Prämien noch zu 
vereinnahmen „ Rthlr. 166,684 1 Sgr. — Pf. 
3. Die Geſellſchaft wurde im Jahre 1848 von 374 Brandſchäden betroffen, und be⸗ 
zahlte incl. der aus dem Jahre 1847 vorgetragenen 124 Schäden 411 mit 
Rthlr. 141,338 15 Sgr. 4 Pf. 
und zurückgeſtellt wurden für noch ſchwe⸗ 
bende 28 Brandſchäden . . hte. 30.00 — Sgr. — 5. 
Die nachſtehenden Agenturen der Geſellſchaft, fo wie der unterzeichnete Hauptagent 


ertheiten über die näheren Bedingungen ſtets bereitwillig Auskunft und nehmen Verſiche⸗ 
rungs⸗Anträge gern entgegen. — 
Breslau, den 16. Juli 1849. 


Der Haupt⸗Agent der agpeburger 
Feuer- Verſicherungs ⸗Geſellſchaft. 


uſtav Becker, Albrechtsſtraße Nr. 14. 
In Beuthen O. S. Herr M. S. Bruck. In Neiſſe Herr Franz Beyer. 
Bolkenhayn Herr Aug. Rolke. „ Neurode Herr J. Wichmann. 


„auf. 
Rtir. getilgt. 
Juli d. J. fälligen Zinſen 


Scheurich. 


, 


„ Brieg Herr M. Böhm. „ Neuſtadt O. S. Herr J. G. Freyer. 
„ Bunzlau Herr Wilh. Nitſchke. „ Nicolai Herr J. Wechſelmann. z 
„ Canth Herr Kämmerer Ausner, „ Nimptſch Herr E. Tſchor. 

„ Creuzburg Herr W. Mewius. „ Oels Herr Ernſt Rimpler. 


„ Feſtenberg Herr Wilh. Strauß. n 


Ohlau Herr Franz Sponer, 
„ Frankenſtein Herr E. Tſchörner. 2 


Oppeln Hr. E. H. Deesler. 


„ Freiburg Herr W. Krautz. „ Oſtrowo Herr R. Neugebauer, 
„ Gleiwitz Herr F. W. Groſſer. „ Parchwitz Herr F. W. Kunide. 
„ Goldberg Herr Julius Ullrich. „ Pitſchen Herr A. J. Mühfam. 
„ Görlitz Herr Adolph Krauſe. „ Prausnig Herr S. B. Gumpertz. 


„ Greiffenberg Herr Heinrich Bolz. 47 


Ratibor Herr A. Grunwald. 
„ Grottkau Herr Maurermeiſter Heu⸗ „ 


Rawicz Herren B. Kupke u. Sohn. 


mann. „Reichenbach in Schl. Hr. M. Junge. 
„ Hirſchberg Herr Ed. Laband. „Reichenbach in d. Lauſitz Herr Maurer⸗ 
„ Sauer Herr C. Stockmann. meiſter F. W. Liſſel. 
„ Katſcher Herr A. Plesner. „ Roſenberg Herr Louis Weigert. 


„ Kempen Herr Gottſchalk Fränkel. „, 
„ Koſtenblut Herr Apotheker Martin. „ 
„ Krotoſchin Herr C. F. Kuſchke. h 
„ Landeshut Herr A. Neumann. 7 
„ Lauban Herr Julius Nobiling. „ 
„ Leobſchütz Herr M. Teichmann. 7 
„ Liegnitz Herr Joſ. Schmidtlein. 2 
„ Löwenberg Herr Rendant Juntke. 7 
„ Lublinitz Herr Adolph Apt. 5 
„ Münſterberg Herr Joh. Pretor. 1 
„ Namslau Herr E. W. Werner. 5 


Rybnick Herr A. Siewezynsky. 
Schönberg in d. Lauſitz Ottokar Müller. 
Strehlen Herr G. A. Schilling. 
Gr. Strehlitz Herr W. Herrmann, 
Striegau Herr Eugen Jung. 
Tarnowitz Herr J. P. Sedlaczek. 
Ujeſt Herr A. Aufrecht. 
Warmbrunn Herr C. E. Fritſch. 
Poln. Wartenberg Herr A. Hübner. 
Winzig Herr Apotheker Hanke. 
Zobten Herr M. A. Witſchel. 


Lokal⸗ Veränderung. 


Meine bisher inne gehabte Reſtauration, Graupen⸗Str. Nr. 1, beſindet ſich jetzt Ring 
und Nikolaiſtraße⸗Ecke Nr. 1, eine Treppe hoch, und iſt damit eine Billard⸗, Bairiſch⸗ 
Bier⸗, Wein⸗ und Frühſtück⸗Stube verbunden, was ich zu beachten bitte. 

Landsberger. 


Ediktal⸗Vorladung. 
Auf den Antrag der königlichen Intendan⸗ 
tur des Gten Armeekorps iſt das Aufgebot 
aller derjenigen unbekannten Gläubiger ver⸗ 


fügt worden, welche aus dem Jahre 1848 


an nachbenannte Truppentheile und Militär: 

Inſtitute im Garniſonorte Glatz, als: 

1) Gte Artillerie⸗Brigade, ſowie deren Spe⸗ 
cial⸗Oekonomie⸗Kommiſſion, 

2) Füſilier⸗Bataillon 22ften Infanterie⸗Re⸗ 


giments, deſſen Oekonomie⸗Kommiſſion, | 
3) die dem Füſilier⸗Bataillon 22ſten = 


fanterie⸗Regiments attachirte Straf-Ab: 
theilung, 

4) Füſilier⸗Bataillon 23ſten Infanterie⸗Re⸗ 
giments und deſſen Oekonomie-Kom⸗ 
miſſion, 

5). Ates Bataillon Iten Landwehr⸗Regi⸗ 
ments incl. Escadrons und attachirte 
Veteranen⸗Sektion, 

6) Garniſon⸗Kirchen⸗ und Begräbniß⸗Kaſſe, 

7) das Artillerie⸗Depot, 

8) das Garniſon⸗Lazareth, 

9) das Belagerungs⸗Lazareth, 

10) die Feſtungs⸗Magazin⸗Verwaltung, 

11) die Feſtungs⸗Dotirungs⸗, extraordinaire 
Feſtungsbau⸗ und eiſerne Beſtands⸗Kaſſe 
und die Feſtungs⸗Revenüen⸗Kaſſe, 

12) die Garniſon⸗Verwaltung, 

aus irgend einem rechilichen Grunde Anz 

ſprüche zu haben vermeinen. 

Der Termin zur Anmeldung derſelben ſteht 
am 25. Oktober d. J., Vor⸗ 
mittags 11 Uhr, 
in unſerem Parteien⸗-Zimmer im Tabernen⸗ 
Gebäude vor dem Hrn. Obergerichts-Aſſeſſor 

Wittke an. 

Wer ſich in dieſem Termine weder in Per⸗ 
ſon noch durch zuläſſige Bevollmächtigte, wo⸗ 
zu die Rechtsanwälte Deſchner und Rich⸗ 
ter vorgeſchlagen werden, nicht meldet, wird 
aller ſeiner Anſprüche an die gedachten Kaſſen 
verluſtig erklärt, und mit ſeinen Forderun⸗ 
gen nur an die Perſon desjenigen, mit dem 
er kontrahirt hat, verwieſen werden. 

Glatz, den 25. Mai 1849. 

Königl. Kreisgericht. I. Abtheilung. 

Hertz berg. 


Das dem Friedrich Gratzke gehörige 
sub Nr. 7 des Hypothekenbuchs von Hein⸗ 
zendorf verzeichnete Bauergut, gerichtlich auf 
1110 Ktl. abgeſchätzt, ſoll den 18. Oktober 
d. J., Vormittags um 9 Uhr hier an or⸗ 
dentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Tare, Hypothekenſchein und Bedingungen 
ſind in der Regiſtratur einzuſehen. 

Wohlau, den 3. Juli 1849. 

Königl. Kreisgericht. I. Abtheilung. 


Verkauf oder Verpachtung. 

Die Hrn. G. Hillmann (Firma: G. Hill⸗ 
mann Vater und Sohn) gehörig geweſene, 
in der Nähe der Städte Kamenz, Königs: 
brück und Pulsnitz im Königreiche Sachſen 
gelegene 

Tuchfabrik zu Reichenbach 

ſoll wegen des Todes des zeitherigen Eigen⸗ 
thümers ſofort verkauft oder verpachtet wer⸗ 
den. Die mit einem anderen Fabrikanten ge⸗ 
meinſchaftlich zu benützende Waſſerkraft treibt 
5 Satz Krempelmaſchinen nebſt Zubehör, eine 
Walke mit 4 Walk⸗ und 2 Waſchlöchern, 
4 Rauhmaſchinen, 4 Scheercyrinder. 

Ferner gehört zu der Fabrik eine Färberei, 
ein großes Webereigebäude und ein zum Be⸗ 
triebe der Tuchfabrikation ganz vorzüglich 
eingerichtetes Wohnhaus nebſt Rahmenhaus. 
Sämmtliche Gebäude find erſt ver einigen 
Jahren und durchaus maſſiv aufgeführt. 

Alles Nähere nebſt den Verkaufs-, reſp. 
Verpachtungsbedingungen iſt auf frankirte 
Briefe vom Unterzeichneten zu erfahren. 

Kamenz, am 12. Juli 1849. 

Advokat L. Bleyl. 


Auktion. 

Donnerſtag den 19. Juli d. J. Vormittag 
9 Uhr ſollen in dem Hoſpital St. Trinitas, 
Schweidnitzerſtraße Nr. 27, verſchiedene Nach⸗ 
laß⸗Gegenſtände öffentlich gegen baare Zah: 
lung verſteigert werden. 

Das Vorſteher⸗Amt. 


Am hieſigen Orte iſt die Stelle eines pro⸗ 
movirten Arztes vacant. Darauf Reflekti⸗ 
rende wollen hiervon Notiz nehmen. 

Langenbielau, den 14. Juli 1849. 

Die Gemeinde- Verwaltung. 
2 — 

Die nach der Auflöſung des evangeliſchen 
Schullehrer⸗Seminars in Breslau im Jahre 
1846 abgegangenen Seminariſten, als die 
Herren Brückner, Fiskal, Fröhlich, 
Herrmann, Kambach, Metzner, Pi⸗ 
trusky, Schliebner und Wilhelm, er⸗ 
ſucht unterzeichnete Buchhandlung um An⸗ 
gabe ihres jetzigen Aufenthaltsortes. 

Breslau, den 15. Juli 1849. 

P. Th. Scholz. 


Geſchäfts⸗Eröffnung. 

Einem hohen Adel und hochgeehrten Pu- 
blikum hiermit die ganz ergebene Anzeige, 
daß ich dato Schmiedebrücke Nr. 5 eine 
Pelzwaaren⸗Handlung und Mützen: | 
Fabrik etablirt habe. Indem ich um zahle 
reichen Zuſpruch bitte, verſpreche ich bei reeler 
Bedienung die ſolideſten Preiſe. 

Breslau, den 17. Juli 1849. 

‚ Franz Grüner, 


— 1806 


Folgende nicht zu beſtellende Briefe: 
1. Herrn Oekonom Guſtav Molke, 
2. Buchhalter Zaruba, 

3. Kaufmann Springer, 

4. Kaufmann Fränkel, 

5. Kreisphyſikus, 

6. Traugott Richter, Tuchfabrikant, 
7. Ferdinand Julius Schulz, 

8. Doktor Micke, ö 

9. Graf Rennard, 
10. Fräulein Angnes Bunke, 

11. Madame Kapſch, 

12. Feldwebel Felsmann, 

13. Berwittivete Madam Linke, 
können zurückgefordert werden. 

Breslau, den 14. Juli 1849. 

Stadt⸗Poſt⸗ Expedition. 

Den geehrten Bewohnern Frauſtadt's und 
Umgegend empfiehlt ſich bei ſeiner Nieder⸗ 
laſſung hierſelbſt 

Dr. L. Levin, 
prakt. Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer. 
Frauſtadt, den 14. Juli 1849. 


Ein Haus am Ringe mit einem Handlungs⸗ 
Lokale, worin jeit länger als 25 Jahren ein 
Tuchgeſchäft betrieben worden, in einer der 
größten Provinzial⸗Städte Schleſiens, iſt, da 
der Beſitzer das Geſchäft aufgegeben, zu ver⸗ 
kaufen. Die Bedingungen ſind durch porto⸗ 
freie Anfrage unter der Chiffre E. S. in 
Brieg, zu erfahren. 


Fleiſch⸗Ausſchieben. 
Heute, den I7ten Juli, Mathiasſtraße 
Nr. 16 bei Schmidt. 


Malz, 


vorzüglich ſchön und abgelagert, wird zu 
zeitgemäßen Preiſen verkauft, in der Mälze⸗ 
rei Bahnhofſtraße Nr. 2. 
Wiesner, im Auftrage. 
4 Stück Ziegen 


ſind zu verkaufen, im Tempelgarten zu er⸗ 


fragen. 
Landgüter 


werden zu pachten geſucht durch 
A. Geisler, Kupferſchmiedeſtraße 14. 
Eine Reſtauration, im gelegenſten Theile 
der Stadt, nahe am Markte, iſt ſofort zu 
vergeben. Das Nähere ertheilt Hr. Oekonom 
Gründler, Weidenſtraße Nr. 2. 


Eine Gouvernante, der franzöſiſchen Sprache 
mächtig, und ein unverh. Wirthſchafts⸗In⸗ 
pektor finden baldiges unterkommen durch 

Ehrmann, Neue Schweidnitzerſtr. 6.— 

Eine achtbare Familie wünſcht unter billi⸗ 
gen Bedingungen 1 oder auch mehrere Per⸗ 
ſonen in Koſt und Logis zu nehmen. Nähe⸗ 
res bei C. W. Schnepel, Schmiedebrücke 
Stadt Warſchau. 

Kruzifixe und Altarleuchter, 
Grabgitter, Monumente, Gruftplatten 
und Grabkrenze empfehlen 
Hübner u. Sohn, Ring 35, eine Ir. 

Coliers anodymes! 0 
die ächten Halsbänder zum Zahnen der Kin⸗ 
der, welche das Zahnen erleichtern und be⸗ 
fördern, empfehlen: 

Hübner u. Sohn, Ring 35, 1 Tr. 

Am Unterrihte im Damenſchneidern kön⸗ 
nen noch geſittete Mädchen Theil nehmen, ſo 
wie auch im Zeichnen u. Weißnähen der Wäſche, 
bei Minna Hentrich, geb. Zimmermann, 
Weidenſtraße Nr. 22, 2 St. 

Eine Fonditorei⸗Gelegenheit 
iſt zu vermiethen. Näheres Tauenzienſtraße 
Nr. 7, zwei Stiegen. 

Geſucht werden zwei geſchickte Zimmer: 
maler⸗Gehülfen in einer Provinzialſtadt. 
Näheres wird nachgewieſen in der Handlung 
Stockgaſſe Nr. 28 in Breslau. 

Makulatur 
iſt zu verkaufen Herrenſtraße Nr. 20. 


— Die Jagd in Grüneiche 
iſt zu verpachten. 


nz TC TT Zr 
Ohlauerſtraße Nr. Sa, empfiehlt fein 
wieder vollſtändig aſſortirtes Lager von 


Steppdecken 


in ſchwerer Seide, ächtem Purpur und anderer 


Kattune. Corſt etts 


in allen Facons von G. Lottner und an⸗ 
deren Corſett⸗Fabrikanten in Berlin. 


— — — 

Schwarze glatte (Wiener) Kalbfelle in 
vorzüglicher Qualität, offerirt die Lederhand⸗ 
lung des Oßwald 


’ 


Oder: Straße Nr. 18. 


Ein Fautionsfähiger Keifender, der bald d'or 1125, Br. 


antreten kann, wird für ein Wein⸗Geſchäft 


geſucht. Näheres Albrechtsſtr. Nr. 55 im Hofe. 
13ů3ö⁵ðX8K¾4— — — — 


iedrich⸗Wilhelmsſtraße Nr. 8 iſt in . 
4 0 4 Piecen nebft | Schweidnitz⸗ Freiburger 4% 84 Br. 


1. Etage eine Wohnung von 
Zubehör, Gartenbenutzung, Stallung, Wa⸗ 


gen und Remiſe zu Michaelis, in der aten 


eine gleiche Wohnung bald oder zu Michae⸗ 
lis zu beziehen. 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Comp. 


Meinen geehrten Gönnern und Freunden 


zeige hiermit ergebenſt an, daß ich, in Folge Verunglückung bei der Arbeit ſchwer krank 
darniederliegend, während meiner Krankheit meinem älteſten ſchon 8 Jahre bei mir arbei⸗ 
tenden Geſellen, Namens Beck, als examinirten und approbirten Schornſteinfeger die 
Oberaufſicht meines Geſchäfts übertragen habe, und kann ich ſelbigen nur als einen zuver⸗ 
läſſigen Mann beſtens empfehlen, mit der ergebenen Bitte: das mir bisher geſchenkte Ver⸗ 
trauen auch ferner geneigteſt beizubehalten. 
C. Ludwig, Schornſteinfeger⸗Meiſter in Breslau. 

Anzeige. Nach freundſchaftlicher uebereinkunft iſt unſer Robert Hohenſtein am 
15. d. M. aus unferem bis dahin gemeinſchaftlich geführten Geſchäft geſchieden und" wird 
daſſelbe von unſerem F. Callenberg nunmehr unter feiner Firma für feine alleinige 
Rechnung und unter Uebernahme ſämmtlicher Activa und Paſſiva unverändert fortgeführt. 
Indem wir für das uns bisher geſchenkte Vertrauen, welches wir unſerem F. Callenberg 
zu wahren bitten, verbindlichſt danken, wird es dem letzteren zur angenehmen Pflicht ge⸗ 


reichen, daſſelbe auch für die Zukunft in jeder 
Breslau, den 16. Juli 1849. 


Beziehung zu rechtfertigen. 


F. Callenberg und Hohenſtein. 


Beſte oberſchleſiſche Steinkohlen 


verkauft fortwährend à 26 Sgr. pro Tonne und bei Abnahme von 10 Tonnen à 25 Sgr. 


Stegmann, 


auf dem oberſchleſ. Bahnhof, Lite Einfahrt. 


Zu vermiethen die bisher 


Landauſchen Stallungen 


nebſt Schüttboden und Remiſe im goldenen Hirſchel, Karlsſtraße Nr. 30, fofort oder zu 


Michaelis. Näheres beim Eigenthümer, neue 


Ein anſtändiges Mädchen von außerhalb 
ſucht ein Eng agement, wo ſie Kinder in der 
Muſik unterrichten und die Hausfrau in der 
Wirthſchaft unterſtützen kann. Adreſſen über⸗ 
nimmt der Herr Muſik⸗Direktor Lüſtner, 


Neueweltgaſſe Nr. 37, eine Treppe. 


N 121281 2 I Ee te AN 
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chuhnaherinnen 
7 5 finden dauernde Beſchäftigung bei 
a W. Jungmann, 
Nn „ Schweidnider Straße Nr. 5 2 
eee 
Sattel zu 8 Thlr., 
Steigbügel 15, Candaren 15, neuſilb. Spo⸗ 
ren 7 ½, Chabraken 15, 20, 25, Zäume mit 
Gebiſſen 25 Sgr., empfehlen Hübner u. 
Sohn, Ring Nr. 35, eine Treppe. 
N Gartenſtraße Nr. 10 JE 
ift eine kleine Wohnung nebft Stallung zu 
Michaelis zu vermiethen. 

Nikolaiſtraße Nr. 48 7 
iſt der zweite Stock von 4 Stuben, Küche 
und Zubehör zu vermiethen und Michaelis 
zu beziehen. 


Zu vermiethen 

eine Wohnung von 3 Stuben vornheraus, 
Küche mit Kochofen, für den Preis von 
75 Rtl. Das Nähere beim Wirth an der 
grünen Baumbrücke Nr. 2, 1 Treppe hoch. 
Ebendaſelbſt eine Wohnung von 2 Stuben, 
mit heller Küche und Kochofen, für den Preis 
von 30 Rtl. 


Zn 
ſind Termin Michaelis d. J. mebrere kleinere 
und größere Wohnungen auf der Ohlauer⸗ 
ſtraße Nr. 55 (Königsecke) und das Nähere 
hierüber daſelbſt im Gewölbe des Hrn. Kauf⸗ 
mann Felsmann zu erfahren. b 

Nikolai⸗Vorſtadt, neue Kirchſtraße 
Nr. 11, iſt der erſte Stock zu vermiethen. 
Das Nähere zu erfragen Burgfeld Nr. 21. 

Ohlauer Stadtgraben Nr. 1 if zu 
Michaeli der erſte Stock (zehn Zimmer) ganz 
oder getheilt, mit oder ohne Stallung zu ver: 
miethen. Näheres bei - 

J. Müllendorf, alte Taſchenſtr. Nr. 28. 


Hintermarkt Nr. 2 0 
iſt der Iſte Stock zu vermiethen. Das Nähere 
bei J. G. Berger's Sohn, 
Hintermarkt Nr. 5. 


Wohnungsanzeige. 
Gartenſtraße Nr. 19 1 Rebichſchen Lo⸗ 
kale) iſt im erſten Stock eine Wohnung, be⸗ 
ſtehend aus 4 Zimmern nebſt Kabinet, Koch⸗ 
ſtube und vielem Bodengelaß zu vermiethen 
und von Termin Michaelis ab zu beziehen. 
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Kleine und größere Wohnungen, nebſt 
Gartenbenutzung ſind zu vermiethen und bald 
zu beziehen Gartenſtraße Nr. 23. 


.. ... 
Herrenſtraße Nr. 13 iſt eine Wohnung 
billig zu vermiethen. 


Oderſtraße Nr. 18 find zwei möblirte Zime H 


mer bald zu vermiethen. 


a Schmiedebrücke Nr. 62 

iſt am Termin Michaelis d. J. der 2te Stock 
an eine wahrhaft ſtille und pünktlich Miethe 
zahlende Familie zu bedeutend herabgeſetztem 
Miethzins zu vermiethen. a 


Schweidnitzerſtraße Nr. 3 b, zwei Stiegen. 
Ein Gewölbe 7 

iſt Blücherplatz Nr. 19 zu vermiethen und 

Näheres daſelbſt im Gewölbe zu erfahren. 


Zu vermiethen 
und zu Michaelis zu beziehen iſt in der Ni⸗ 
kolai⸗Straße in der gelben Marie im erſten 
Stock eine Eckſtube, mit oder ohne Möbel, 
nebſt Zubehör; zu erfragen daſelbſt. 

Zu vermiethen 

ſind vier Stuben, ein Kabinet, eine Kochflube 
nebſt Beigelaß und Benutzung des Gartens. 
Wer gern in geſunder Luft und abgelegen 
vom Geräuſch in der Stadt wohnt, dem wird 
dies im beſten Stande ſich befindliche Logis 
für jährliche 110 Rthlr. gewiß gefallen. Nä⸗ 
heres Vorderbleiche Nr. 5 im erſten Stock. 


Zu vermiethen 

iſt eine Handlungs⸗Gelegenheit, für ein Oel⸗, 
Leder⸗ oder anderes Geſchäft paſſend, beſteht 
in einem großen Verkaufs ⸗Lokal nach der 
Straße, mit Schlafgemach, einem ſchönen 
Keller mit breiter Treppe zum Faͤſſerherab⸗ 
laſſen und einer Remiſe, für den niedrigen 
Preis von 130 Rihlr. Näheres Neuewelt⸗ 
gaſſe Nr. 30 beim Tapezirer Herrmann. 

Hotel garni Albrechtsſtr. Nr. 39 und 
Tauenzienſtraße Nr. 83 ſind elegant möblirte 
Zimmer auf beliebige Zeit, Stall u. Wagenplatz 
dabei, zu vermiethen. M. Schultze. 
Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 

Student v. Karsnicki aus Berlin. Gräfin 
von Strachwitz aus Stubendorf. Fräulein 
Hohn aus Galizien. Major v. Frankenberg 
aus Potsdam. Handelsſchüler Schöller aus 
Brünn. Kaufm. Dittrich aus Schönheide. 
Fabrikbeſ. Grunewald aus Wien. Frau von 
Pförten aus Bunzlau. Regierungsrath Lübbe 
e perlt 60 Woist 

8 oisky aus 

Graf v. Pückler aus RT. de. 
bei. von Lüttwitz aus Loſſen. Gutsbeſ. von 
Dresky aus Birkholz. Butsbeſ. Schmidt aus 
Neiſſe. Gutsbeſ. Graf v. Reichenbach aus 
Schönwald. Kaufm. Kerſtan aus Kroſſen. 
14. u. 15. Zuli Ebd. 10 u. Mg. Bu. chm. Nu. 
Barometer N S, 3778,70" 2778 B. 
Thermometer 11.4 +98 4 13,2 
Windric tung RR W NRW NM 
Luftkreis halbheiter meiſt überw. meiſt Uderw. 


r TTTCT0T0TCT0TCT„B„ä:V nn, 
15. u. 16. Juli Abd. 10 u. Mrg. i ü. Nehm. 2. U. 

; ne er 
Barometer 277,33“ 276,89” 2776,27. 


Thermometer + 10,8 +96 +104 
Windrichtung NW NE Dit 
Luftkreis meiſt überw. überw.  überzog. 


treide⸗ I: u. Zink⸗Preiſe. 
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Sorte: beſte mittle geringſte 


Weizen, weißer 66 Sg. 62 Sg. 58 Sg. 
Weizen, gelber 3 W 59 55 „ 
Roggen 33 „ 31 „290 „ 
Gerſte 2 „% 23% % N „5 
a fer 5% 20 En n 
Rothe Kleeſaae 7 9% Thl. 
eie , d JUAN A 4% b. 9% „ 
Spiritus 1 wre 8,7, 7% b. 
Rüböl, rohes ae 4 Gl. 
Zink 


Rapps 98 bis 99 Sgr. 
Winter⸗Rübſen 92 bis 93 Sgr. 


Börſenberichte. 


Paris, 13. Juli. 5% 88. 20. 3% 54 
Breslau, 15. Jull. (Amtlich. ) © 
Rand⸗Dukaten 
Polniſches Courant 94% 


Seehandlungs = Prämien Scheine 96 Gl. 


831% Br. Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 
6 Br oßherz 47 b 


ſiſche Pfandbriefe d 1000 Rtl. 3 ½ 
Alte polniſche Pfandbriefe — — neue 


Br. Fridrich⸗ Wilhelms Nordbahn 1 1 
Monat 142 ½ Gld. Berlin 2 Monat 


nat 149% Gl., k. Sicht 150%, Br. London 3 Monat 6. 


— 


10. 


eld⸗ und Fonds⸗Courſe: Holländiſche⸗ 


% Gl. Kaiſerliche Dukaten 90 % Gl. Friedrichsd or 113 % Br Louis: 


Gl. Oeſterreichiſche Banknoten 86 ¼ Br. 


Staats⸗Schuld⸗Scheine per 1000 RE, 3% 


4% 98 Gl. neue 3 ½% 84% Gl. Schle⸗ 
Litt. B. 4% 95% Br., 3 ½ % 86 ½ Gl. 
Gl. — Eiſenbahn⸗Aktien: Breslau⸗ 


. Lit. N * Bel Be 1 45 15 
: 603 5 derſchleſiſch⸗-Märkiſche 77¼ Br. Mindener 
Taten Heſchlenge 007, oc NRisderfälefilt-Mär ee Eee 

½ Gld., k. Sicht 100% Br. Hamburg 2 Mo⸗ 


Amſterdam 2 
5% Gl. 


Redakteur: Nimbs. 


